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I. Behörden und  
sonstige Träger öffentlicher Belange 

Frist vom 22.12.2020 – 26.02.2021 

   

1.1 
 

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
Gutschenstraße 6 
76137 Karlsruhe 
 
Schreiben vom 29.12.2020 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien als von der DB 
Netz AG bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet 
Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme der Trä-
ger öffentlicher Belange zum o.g. Verfahren: 
Gegen Fortschreibung des Flächennutzungsplans be-
stehen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgen-
den Bedingungen/Auflagen und Hinweise aus Sicht 
der DB AG und ihrer Konzernunternehmen keine Be-
denken. Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der an-
grenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört 
werden. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und KörperschaII, Abgase, Funkenflug, Abriebe 
z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. 
Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden 
Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde 
oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten ge-
eignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzu-
nehmen. 
Falls noch nicht geschehen, bitten wir im Rahmen der 
Anhörung der Träger öffentlicher Belange das Eisen-
bahn-Bundesamt zu beteiligen. Zuständige Stelle in 
diesem Falle: 
Eisenbahn-Bundesamt, AußensteIle Karlsruhe/Stutt-
gart, Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe 
Abschließend weisen wir darauf hin, dass der o.g. Flä-
chennutzungsplan gemäß § 1 Absatz 2 BauGB eine 
vorbereitende Bauleitplanung darstellt. Wir behalten 
uns vor, zu dem o.g. Verfahren und zu Bebauungsplä-
nen, die sich aus diesem Flächennutzungsplan entwi-
ckeln werden, unabhängig von unserer vorstehenden 
Stellungnahme Bedenken und Anregungen vorzubrin-
gen. Diese können auch grundsätzlicher Art sein, so-
fern Unternehmensziele oder Interessen der Deut-
schen Bahn AG dies erfordern. 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gege-
bener Zeit zuzusenden und uns an dem Verfahren 
weiterhin zu beteiligen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Eisenbahn-Bundesamt wird im weiteren 
Verfahren angehört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Übermittlung des Abwägungsergebnisses 
und die weitere Beteiligung am Verfahren er-
folgt. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.2 
 

Deutsche Post Bauen GmbH 
Baseler Straße 27 
60329 Frankfurt 
 
Kein Rücklauf 

 

1.3 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
Olgastraße 63 
89073 Ulm 
 
Schreiben vom 11.01.2021 
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Wir danken für die Zusendung der Unterlagen zum 
BPL-Verfahren und Änderung Flächennutzungsplanes 
für diesen Bereich. Gegen den Bebauungsplan und 
Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes haben 
wir keine Einwände. 
Im Planbereich befinden sich am Rand Telekommuni-
kationslinien der Telekom, die aus beigefügtem Plan er-
sichtlich sind. Der Bestand und der Betrieb der vorhan-
denen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
Die entsprechenden Pläne können jeweils aktuell bei 
uns unter planauskunft.suedwesttelekom.de abgefragt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.4 e-plus Mobilfunk München 
Valentin-Linhof-Straße 8 
81829 München 
 
Kein Rücklauf 

 

1.5 Netze BW GmbH 
Adolf-Pirrung-Straße 7 
88400 Biberach 
 
Kein Rücklauf 

 

1.6 Erdgas Südwest Netz GmbH 
Brunnenbergstraße 27 
89597 Munderkingen 
 
Schreiben vom 12.01.2021 
 
Die Fortschreibung des Flächennutzungsplans haben 
wir eingesehen und auf die Belange der Netze-Gesell-
schaft Südwest mbH hin geprüft. 
Betroffen sind wir in fast allen Gemeinden, außer Un-
lingen, insofern dass im Bereich vieler bestehender 
Straße und Wege sowie teilweise im Randbereich der 
Grundstücke Erdgasleitungen vorhanden sind, die in 
Abstimmung mit dem Straßenbaulastträger, bzw. der 
Gemeinde oder den Grundstückseigentümer verlegt 
wurden. 
Gegen die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
haben wir keine grundsätzlichen Einwendungen. 
Detaillierte Stellungnahmen zu einzelnen Bereichen 
können wir erst bei vorliegen differenzierter Planungen 
(z. B. Bebauungsplan) abgeben. 
Eine endgültige Entscheidung über den Ausbau neuer 
Erschließungen müssen wir uns vorbehalten, bis dies 
anhand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ent-
schieden werden kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.7 Handwerkskammer Ulm 
Olgastraße 72 
89073 Ulm 
 
Schreiben vom 24.02.2021 
 
die Handwerkskammer Ulm hat Bedenken und Anre-
gungen vorzubringen zum Vorentwurf Riedlingen (RR-
Wl "Milchwerk"). 
Im östlichen Siedlungsrand ist geplant, eine landwirt-
schaftliche Fläche in eine Wohnbaufläche (RR-Wl 
"Milchwerk") umzuwandeln. Diese Fläche liegt in un-
mittelbarer Nähe zum angrenzenden Gewerbegebiet. 
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Konflikte sind für das geplante Wohngebiet durch das 
angrenzende bestehende Gewerbegebiet zu erwarten. 
Generell ist eine heranrückende Wohnbebauung an 
bestehende Gewerbebetriebe kritisch zu bewerten, 
insbesondere wenn keine ausreichenden Abstände 
eingehalten werden. Bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Wir weisen darauf hin, dass bei Planungsmaßnahmen 
die Voraussetzungen für den Fortbestand der im un-
mittelbar angrenzenden Plangebiet ansässigen Unter-
nehmen einschränkungslos zu erhalten sind und deren 
Anpassung an veränderte betriebliche oder sonstige 
wirtschaftliche Verhältnisse, die für die Fortführung der 
Betriebe erforderlich sind, zu gewährleisten sind. 
Durch die Neuausweisung von Wohnbauflächen darf 
die bestehende Nutzung in keiner Weise beeinträchtigt 
werden. 
Wir bitten Sie, die von der Planung betroffenen Inte-
ressen der Unternehmen im weiteren Planverfahren 
hinreichend zu berücksichtigen, insbesondere im Hin-
blick auf mögliche Entwicklungsperspektiven. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung der von der Planung be-
troffenen Interessen der Unternehmen wird be-
rücksichtigt. Im nachgelagerten Bebauungsplan-
verfahren wird anhand eines Lärmgutachten die 
Verträglichkeit zwischen wohn- und gewerbli-
cher Nutzung nachgewiesen oder anhand von 
Festsetzungen Schutzvorkehrungen getroffen.  
 
BV: Wird berücksichtigt   

1.8 IHK Ulm 
Olgastraße 97 – 101 
89073 Ulm 
 
Schreiben vom 25.01.2021 
 
Die Industrie- und Handelskammer Ulm hat im Anhö-
rungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Entwurf 
der oben genannten Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans, auf Grundlage der vorliegenden Unterla-
gen, keine Bedenken vorzubringen. 
Die IHK Ulm begrüßt ausdrücklich, dass durch die 
Neuausweisung von gewerblichen Flächen die wirt-
schaftliche Entwicklung der Gemeinden gefördert wird 
und vor allem für bestehende Unternehmen Erweite-
rungsmöglichkeiten bereitgestellt werden. Dies sichert 
nicht nur deren Standort, sondern sorgt zudem in Zu-
kunft für ein weiterwachsendes Arbeitsplatzangebot. 
Hierdurch wird die wirtschaftliche Entwicklung der Ge-
meinden im ländlichen Raum weiter gefördert. 
Die vorgesehenen Ausweisungen und Erweiterungen 
der Mischgebiete und Wohnbauflächen lassen eine 
kontinuierliche Entwicklung innerhalb der Verwaltungs-
gemeinschaft Riedlingen erwarten. Wir weisen hierbei 
allerdings vorsorglich darauf hin, dass die geplante 
Wohnnutzung, die an die bestehenden und geplanten 
Gewerbestandorte heranrückt, diese in ihrem Betrieb 
nicht beeinträchtigt darf. 
Wir behalten uns vor, im weiteren Verlauf des Verfah-
rens eine ergänzende Stellungnahme abzugeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.9 Unitymedia BW GmbH 
Postfach 10 20 28 
34020 Kassel 
 
Kein Rücklauf 

 

1.10 Kreisbauernverband 
Amriswilstraße 60 – 62 
88400 Biberach 
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Schreiben vom 18.02.2021 
 
1. Langenenslingen 
In Wilflingen soll eine 80,98 ha große Solarbaufläche 
ausgewiesen werden, mit der Zweckbestimmung Frei-
landphotovoltaikanlage. 
Der Berufsverband hat hier eine eindeutig ablehnende 
Haltung. Landwirtschaftliche Nutzflächen (Agrarflä-
chen) sollten nicht für PV Anlagen herangezogen wer-
den, solange genügend Dachflächen zur Verfügung 
stehen, auch wenn dies mehr Aufwand bedeutet. 
Ein Flächenverlust in dieser Größenordnung hat Aus-
wirkungen auf die regionale Landwirtschaft und kann 
ggf. zu Existenzbedrohungen einzelner landwirtschaft-
licher Betriebe führen und zu erheblichen Verwerfun-
gen auf dem Pachtmarkt. 
Zudem verstößt das Vorhaben gegen den Regional-
plan des Regionalverbands Donau-Iller in der Fassung 
vom 23.07.2019. Aus regionalplanerischer Sicht ist der 
Boden als maßgeblicher Produktionsfaktor für die 
Landwirtschaft zu erhalten. Insbesondere landwirt-
schaftlichen Flächen mit guten Erzeugungsbedingun-
gen sollen nur im unbedingt notwendigen Umfang 
durch andere Nutzungen in Anspruch genommen wer-
den (Plansatz B I 2.1 Satz 2). 

 
Der Boden als maßgeblicher Produktionsfaktor 
wird der Landwirtschaft durch die geplante Nut-
zung nicht gänzlich entzogen. Die Fläche wird 
zukünftig als Weide für Schafe oder Hühner ge-
nutzt oder alternativ sollte keine direkte Bewei-
dung möglich sein zur Futtermittelproduktion. Es 
wird außerdem darauf hingewiesen, dass die 
Nutzung der Fläche für Photovoltaikanlage ein 
zeitlich begrenzt (ca. 20 Jahre) wird. Im nachge-
lagerten Bebauungsplanverfahren wird dieser 
Sachverhalt wie folgt festgelegt: 
Eintritt bestimmter Umstände (§ 9 (2) 2 BauGB) 
Zulassungsvoraussetzung für den Betrieb der 
Anlage ist eine Rückbauverpflichtung ein-
schließlich möglicher Sicherungsmittel sowie der 
Rekultivierung der Flächen für die Wiederauf-
nahme der landwirtschaftlichen Anschlussnut-
zung.     
Diese Festsetzung garantiert eine Wiederauf-
nahme der landwirtschaftlichen Anschlussnut-
zung in den ursprünglichen Zustand. 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.10.1 2. Dürmentingen 
Durch die Planungen wird der landwirtschaftliche Be-
trieb von Herrn Felix Geiger, Stammstraße 12, 88525 
Dürmentingen, erheblich betroffen. 
Herr Geiger bewirtschaftet einen landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetrieb mit dem Schwerpunkten Schweine-
mast, Rinderhaltung, sowie Ackerbau. Darüber hinaus 
betreibt Herr Geiger auf der HofsteIle (Flst.Nrn: 1753, 
1754/2, 1755, Klassert/Spitzäcker) eine Biogasanlage. 
Es handelt sich insofern um einen schützenswerten 
"Zukunftsbetrieb". 
Die landwirtschaftliche HofsteIle mit landwirtschaftli-
chen Ökonomiegebäuden, sowie Biogasanlage, 
ebenso die Fahrsilos und die Güllegruben sind alle ge-
nehmigt und genießen insofern Bestandsschutz. 
Mit der Bauleitplanung rückt eine Sonderbaufläche im 
Norden an die aktive HofsteIle heran. 
Der landwirtschaftliche Betrieb war aber zuerst da! 
Durch die Planungen darf der landwirtschaftliche Be-
trieb, in Bezug auf den "status quo" nicht beeinträchtigt 
werden. Der laufende Betrieb muss geschützt und ge-
währleitet werden. 
Eine Einschränkung des landwirtschaftlichen Betriebs 
darf nicht erfolgen. 
Der landwirtschaftliche Betrieb soll auch für nachfol-
gende Generationen erhalten bleiben. 
In der weiteren Planung muss vor allem auch berück-
sichtigt werden, dass nach ständiger Rechtsprechung 
der Inhaber eines privilegierten landwirtschaftlichen 
Betriebs nicht nur einen Rechtsanspruch auf Erhaltung 
des bisherigen Betriebs, sondern auch einen Anspruch 
auf angemessene Erweiterung seines Betriebs hat. 
Um die Wettbewerbsfähigkeit des landwirtschaftlichen 
Betriebs zu erhalten wird es unumgänglich und not-
wendig sein auch künftig den Betrieb marktgerecht zu 
entwickeln und gegebenenfalls auch zu erweitern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Entwicklung des besagten landwirtschaftli-
chen Hofes nach Norden ist aufgrund des zwei-
ten landwirtschaftlichen Betriebes mit Biogasan-
lage nördlich sowieso nicht mehr möglich.  
Wie ausgeführt, kann eine Entwicklung der Hof-
stelle nur nach Süden stattfinden während der 
zweite Betrieb sich entsprechend der Änderun-
gen des Flächennutzungsplanes nur nach Nor-
den ausdehnen kann. Durch die unterschiedli-
chen Entwicklungsabsichten ist derzeit nicht zu 
erkennen, dass der Bestand und eine Weiterent-
wicklung beider Betriebe eingeschränkt wird. 
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Hierin darf der landwirtschaftliche Betrieb nicht einge-
schränkt werden. 
Durch das Rücksichtnahmegebot ist nicht nur der Be-
stand des Betriebs geschützt, sondern auch notwen-
dige Erweiterungsmöglichkeiten. 
Herr Geiger hat in eine künftige Erweiterung auch be-
reits erheblich investiert, durch den Kauf von anliegen-
den Grundstücken, südlich der HofsteIle. 
Bei der beabsichtigten Bauleitplanung darf der land-
wirtschaftliche Betrieb nicht vergessen, bzw. überse-
hen werden. Es wird von unserer Seite auch angeregt, 
eine Stellungnahme der unteren Landwirtschaftsbe-
hörde einzuholen und diese zu berücksichtigen. 
Es muss darauf geachtet werden, dass nicht unver-
trägliche Nutzungen aufeinander prallen werden. An-
derenfalls läge eine Verletzung des Rücksichtnahme-
gebotes, welches in § 15 Abs. 1 BauNVO verankert ist 
und drittschützende Wirkung entfaltet vor und würde 
die Rechtswidrigkeit der Planung zur Folge haben. 

 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die untere Landwirtschaftsbehörde wurde am 
Verfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.10.2 3. Flächenverbrauch 
Im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft wer-
den insbesondere Wohnbauflächen und gewerbliche 
Bauflächen ausgewiesen. 
Aus berufsständischer Sicht sehen wir den enormen 
Flächenverbrauch sehr kritisch, da dadurch dringend 
benötigte landwirtschaftliche Nutzfläche verloren geht. 
Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlicher Nutzflä-
che sollte immer auf das notwendigste beschränkt 
werden. 
Weiter Vortrag bleibt ausdrücklich vorbehalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: wird zur Kenntnis genommen 

1.10.3 Schreiben vom 24.03.2021 
Ergänzung 
Gegen die oben benannten Planungen (Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans), ergänzen wir unsere 
Einwendungen vom 18.02.2021 wie folgt: 
 
Ertingen: 

• EE-G1 „Viehweide“: Gewerbefläche direkt an einem 
Naherholungsgebiet auszuweise, ist sehr fraglich. 

 
EE-SO1 „Photovoltaik Sulz“: Photovoltaik-Anlagen 
sollten innerorts auf den Dächern sein, nicht auf land-
wirtschaftlich genutzter Fläche. 

 

• EE-SO4 „Vollsortimenter“: Der Vollsortimenter ist be-
reits vorhanden. 

 

 
 
 
 
 
 
Die Fläche wurde gegenüber dem Vorentwurf 
verkleinert, so dass ein direktes Angrenzen jetzt 
nicht mehr gegeben ist. 
 
Es handelt sich um eine bereits bestehende An-
lage, die im Flächennutzungsplan nachgezogen 
wird. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
BV: wird zur Kenntnis genommen 
 

1.11 LNV Arbeitskreis Biberach 
Ziegelhausstraße 42 
88400 Biberach 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
im Namen des Landesnaturschutzverbandes Baden-
Württemberg e.V. (LNV), des Bundes für Natur- und 
Umweltschutz Baden-Württemberg e.V. (BUND) und 
des Naturschutzbundes Deutschland e.V. (NABU) be-
ziehen wir zur Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der gesamte Verwaltungsraum unternimmt 
größte Anstrengungen den Flächenverbrauch in 
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(VVG) Riedlingen wie folgt Stellung: Grundsätzlich fällt 
auf, dass die Gemeinden der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft (VVG) Riedlingen mit ihren Anmel-
dungen zum FNP allesamt in erheblichem Ausmaß 
über die sowohl vom Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau, als auch vom Regionalverband 
Donau-Iller festgelegten Grundsätze zum weiteren Flä-
chenverbrauch liegen. Ganz offensichtlich werden sei-
tens der Kommunalverwaltungen keine Anstrengungen 
unternommen um eine höhere Einwohnerdichte zu er-
reichen. Selbst bei erheblichen Reserveflächen wird 
weiterer Flächenbedarf angemeldet, der deutlich über 
dem anderer Verbände und Kommunen liegt. Die Ziele 
sowohl der Bundesregierung wie auch der Nachhaltig-
keitsstrategie des Landes Baden-Württemberg werden 
mit diesem Entwurf des FNP der VVG grob missach-
tet. 
Trotz dieser immensen Flächenausweisungen fehlen 
in sämtlichen Kommunen Flächen um den geforderten 
Biotopverbund (vgl. § 22 Nat.SchG. BaWü) auf den 
Weg zu bringen und auch zukunftsorientierte Ver-
kehrswegeplanungen (z.B. Biotopvernetzung mit Rad-
wegen) zu kombinieren. Der vorgelegte Plan ist damit 
kein „lenkender und gestaltender Rahmenplan“ (siehe 
§ 1 und § 1a BauGB) sondern eine „Flächen-Ver-
brauchs-Wunschsammlung“ der beteiligten Gemein-
den. Die anerkannten Naturschutzverbände BUND 
e.V., NABU e.V. und LNV e.V. lehnen den vorgestell-
ten Entwurf daher grundsätzlich und komplett ab und 
fordern die Neuvorlage einer erheblich korrigierten Pla-
nung. Diese Forderung wird anhand der anerkennens-
wert übersichtlich ausgearbeiteten Plandokumente nä-
her begründet: 

den Gemeinden zu senken. Hierbei werden ins-
besondere die Förderinstrumente aus dem ELR 
und dem LSP angewandt, welche insbesondere 
die innerörtliche Nachverdichtung nachhaltig 
verfolgt. Die Stadt Riedlingen hat zwischen De-
zember 2020 und September 2022 im Sinne der 
Nachverdichtung, 122 neue Wohneinheiten 
schaffen können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausweisung der geforderten Biotopver-
bundsflächen und einem damit verbundenen 
Radwegkonzeptes kann aufgrund der Komplexi-
tät nicht in einem gemeinsamen Verfahren erfol-
gen, sondern wird in einem separaten Verfahren 
bearbeitet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

 5. Die Flächenumwidmung in Deutschland für Zwecke 
der Siedlungsentwicklung, Verkehrsinfrastruktur und 
Freizeiteinrichtungen wird für 2018 mit 56 ha pro Tag 
angegeben. Der Zielwert für 2020 beträgt 30 ha/Tag 
und wird somit deutlich verfehlt werden. Hochgerech-
net auf 15 Jahre (bis 2035) und bezogen auf den An-
teil der Einwohner in der VVG an der Bundesbevölke-
rung (0,036 %) ergibt sich für die VVG ein „Anteil“ am 
laufenden bundesdeutschen Flächenverbrauch von 
110 ha bis 2035. Dem steht –ungeachtet der vorhan-
denen Reserveflächen, s.o. – ein angemeldeter 
Wunschbedarf der VVG von 220,15 ha bis 2035 ge-
genüber, und dies ohne Berücksichtigung von Infra-
strukturprojekten auf Flächen der VVG. Von den ge-
nannten 56 ha/Tag entfallen 32 ha auf „Wohnbau, In-
dustrie und Gewerbe (ohne Abbauland), Öffentliche 
Einrichtungen“. Wiederum für die VVG bis 2035 in Be-
zug gesetzt wäre dies ein Flächenverbrauch in der 
VVG von 63 ha bis 2035. Auch wenn man die ganz 
überwiegend für die Solarenergienutzung vorgesehe-
nen Sonderbauflächen außer Betracht lässt, wird von 
der VVG ein Flächenverbrauch für Siedlungsentwick-
lung in Höhe von 123,12 ha, also wiederum dem Dop-
pelten des durchschnittlichen Verbrauchs beantragt. 
Eine plausible Begründung für die drastischen Über-
schreitungen der (hinsichtlich der Ziele von Bundes- 
und Landesregierung schon zu hohen!) Durchschnitts-
werte wird nicht vorgelegt. Die Naturschutzverbände 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 Stellungnahmen und Behandlung der Stellungnahmen Seite 7/68 
 Zum fachlichen Teilflächennutzungsplan Gewerbe  19.10.2022 
 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen, Landkreis Biberach 1-0955 
 

 Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung Behandlung der Stellungnahmen 
 

■   K Ü N S T E R      S T A D T P L A N U N G   © 

lehnen derartige Planansätze als maßlos übertrieben 
und nicht zukunftsfähig ab. 

BV: wird zur Kenntnis genommen 

 Unabhängig von den vorstehend ausgeführten grund-
sätzlichen Einwänden müssen wir bemängeln, dass 
uns hier ein FNP vorgelegt wird, der in erheblichem 
Maße unvollständig ist. Ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit seien hier genannt: 
1. Bereits aus der Fortschreibung des Regionalplans 
geht hervor, dass die am FNP beteiligten Kommunen 
zusammen mit der Gemeinde Zwiefalten ein interkom-
munales Gewerbegebiet mit mehr als 82 ha auswei-
sen möchten, das im vorliegenden FNP-Entwurf kei-
nen Eingang gefunden hat und in der Darstellung 
(Karten) schlicht unterschlagen wird. Entgegen aller 
Zusicherungen im Gemeinderat Riedlingen, dass mit 
der Ausweisung des IGI Donau-Bussen weitere Ge-
werbeflächen in den Mitgliedskommunen entfallen 
würden, werden hier nun weitere 70 ha gemischte und 
gewerbliche Flächen ausgewiesen. Hinzu kommen 
noch weitere 97 ha Sonderbauflächen. 
2. Das im Plan dargestellte Gewerbegebiet „Walz“ (LI-
G1; 5,13 ha) in Langenenslingen-Ittenhausen liegt ne-
ben der schon bestehenden Gewerbefläche der Fa. 
Walz in ähnlicher Größenordnung. Diese schon beste-
hende und bebaute Gewerbefläche ist im Plan jedoch 
nicht dargestellt, sondern weiterhin dem Offenland der 
Gemarkung, d.h. der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
zugerechnet worden. Die neu beantrage Fläche liegt 
zudem zu 100 % im LSG! 

Die durch die Regionalplanfortschreibung aus-
gelöste Ausweisung von Vorranggebiete für In-
dustrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtun-
gen zielt insbesondere auf die Ansiedlung neuer 
Firmenansiedlungen aus dem regionalen, über-
regionalen oder sogar internationalen Bereich in 
einem durch zwei Bundesstraßen verkehrstech-
nisch günstig gelegenen Bereich. 
Insgesamt sind im Entwurf des der Regional-
planfortschreibung vom Juli 2019 innerhalb des 
Verwaltungsverbandes Riedlingen zwei Flächen 
(Ertingen 15 ha und Riedlingen 25 ha) mit insge-
samt 40 ha vorgesehen.   
Die in der jetzigen Flächennutzungsplanfort-
schreibung enthaltenen Flächen dienen der 
langfristigen Sicherstellung von gewerblichen 
Erweiterungen bestehender örtlicher Gewerbe-
treibender. Die Flächenausweisungen in dieser 
Größenordnung lassen sich beispielsweise in 
Uttenweiler-Dentingen und in Langenenslingen-
Ittenhausen konkreten Firmen zuordnen die be-
reits vor Ort tätig sind und um die positive Ent-
wicklung weiterzuführen dringend Erweiterungs-
möglichkeiten benötigen.    
Deshalb muss das Verfahren das durch den Re-
gionalverband angeschoben wurde, separat von 
den jetzigen gewerblichen Flächenausweisun-
gen betrachtet werden. Eine Anpassung des 
Flächennutzungsplanes findet erst im Rahmen 
eines entsprechenden Bebauungsplanverfah-
rens für diese interkommunalen Flächen statt.   
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes  

 5. Die Planer berücksichtigen Änderungen des Stra-
ßen- und Gewässersystems, die schon vor Jahren er-
folgten, nicht. So wurde z.B. westlich von Uttenweiler 
der Reutibach nach Norden verlegt, so dass das GG 
Breuer I im bestehenden FNP jetzt bis auf das Gewäs-
serufer reicht. Entsprechend wird dann das neu bean-
tragte GG Beurer II ebenfalls bis auf die Gewässer-
kante geplant. Dabei finden weder ein Gewässerrand-
streifen noch der klimatisch und ökologisch wichtige 
Erhalt einer Minimalfunktion des Wiesentals im Plan-
dokument Berücksichtigung oder auch nur Erwäh-
nung. (Im Umweltbericht wird zum Erhalt der Minimal-
funktion die Freihaltung von Bebauungen auf 75 m am 
Gewässer gefordert, das Gesamtdokument nimmt auf 
diesen keinen Bezug.) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche U-G2 Beurer wird im 
Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter ver-
folgt. 
 
BV: wird berücksichtigt  

 6. Man könnte – durch entsprechende Vorschriften (in 
den Bebauungsplänen) und Kontrollen – ein neues 
Baugebiet auch ökologisch „entschärfen“ bzw. sogar 
aufwerten. Aufwerten jedenfalls im Vergleich zur total 
ausgeräumten Ackerflur mit abgespritzten Wegrän-
dern und gerodeten Heckenstreifen etc. Extensive 
Pflege von Flächen zur Regenwasserversickerung, 
kontrollierte (!) und die Verpflichtung zum Pflanzen 
von einheimischen Bäumen und Sträuchern auf den 
Baugrundstücken sind Beispiele hierfür. Auf der Pla-
nungsebene des FNP sollten aber auch größere 

 
 
 
 
 
 
Die Ausweisung der geforderten Biotopver-
bundsflächen kann aufgrund der Komplexität 
nicht in einem gemeinsamen Verfahren erfol-
gen, sondern wird in einem separaten Verfahren 
bearbeitet.  
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Einheiten für den Biotopverbund, ebenso wie zum Er-
halt eines guten Ortsklimas definiert und festgesetzt 
werden. Die verbindliche Kennzeichnung von Orts-
randbereichen und ggf. die Festlegung von Grünzü-
gen innerhalb großer WG und GG sowie Angaben zur 
dort vorgesehenen Entwicklung gehören unbedingt in 
einen FNP! Allgemeine Hinweise auf die „Möglichkeit“ 
einer Ortsrandgestaltung sind nicht ausreichend. In 
diesem Zusammenhang sehen wir den stereotypen 
Hinweis in den Einzelbeschreibungen auf die „Mög-
lichkeit einer späteren Erweiterung“ als entlarvend für 
die Haltung der Mitgliedsgemeinden an. Offensichtlich 
geht man in den Verwaltungen unbeirrt von der alleini-
gen Vorstellung aus, die Siedlungsflächen nahezu be-
liebig in den Raum ausdehnen zu können – ohne 
Rücksicht auf Ortsbild, Siedlungsstruktur und Wohn-
klima, geschweige denn auf den Naturhaushalt. 
 
Wir fordern von den beteiligten Kommunen eine deutli-
che Rücknahme ihres Gesamtflächenbedarfs unter 
Berücksichtigung der Vorgaben des Ministeriums vor-
zunehmen. Eine erneute Vorlage des FNP ist zwin-
gend erforderlich, zumal wie o.a. angemerkt, wichtige 
Teile nicht im FNP-Entwurf enthalten sind. 
 
An die Überarbeitung des FNP-Entwurfs stellen die 
Naturschutzverbände die folgenden Anforderungen: 
• Neuausweisungen allenfalls im Umfang von aus dem 
alten FNP an die Landwirtschaft zurückfallenden Flä-
chen. 
• Bei der Beschreibung der einzelnen beantragten Flä-
chen sind unter „planungsrechtliche Restriktionen“ 
zwingend Überschneidungen mit dem landesweit pla-
nungsrechtlich festgesetzten und nicht der Abwägung 
unterliegenden Biotopverbund (feuchte, mittlere und 
trockene Standorte, Wildwegeplan) anzugeben. Bei 
vorhandenen Überschneidungen ist verbindlich darzu-
legen, wie der Biotopverbund funktional und räumlich 
bei einer Bebauung erhalten bzw. aufgebaut werden 
soll. Dies kann innerhalb oder außerhalb der Planflä-
che geschehen. Angesichts der Situation, dass 
(a) der FNP im Grundsatz für die gesamte Gemarkung 
„zuständig“ sein kann und (b) bis 2035 der Biotopver-
bund auf 15 % der Fläche realisiert sein muss, wird al-
lerdings empfohlen, dass die Landesplanung des BV 
im Rahmen des FNP auf der Gesamtfläche konkreti-
siert und ergänzt wird. 
• Bei der Beschreibung der einzelnen beantragten Flä-
chen sind unter „planungsrechtliche Restriktionen“ 
zwingend Überschneidungen mit den Hochwasserge-
fahrenkarten darzustellen.  
• Bei der Beschreibung der einzelnen beantragten Flä-
chen ist unter „Erheblichkeit von Eingriffen“ die Bonität 
der beanspruchten Böden, zumindest im Fall landwirt-
schaftlicher Vorrangflächen der Stufen I und II darzu-
stellen. 
• Bei der Beschreibung der einzelnen beantragten Flä-
chen ist unter „Erheblichkeit von Eingriffen“ das Vor-
handensein angrenzender Gewässer aufzunehmen. 
• Alle beteiligten Gemeinden nutzen die durch den § 
13b BauGB eingeräumten Möglichkeiten, um sich von 

 
Die Festsetzung von Ortsrandeingrünungen ist 
nicht Sache der vorbereitenden Bauleitplanung, 
sondern muss im nachgelagerten Bebauungs-
planverfahren stattfinden. Bei den Flächenaus-
weisungen handelt es sich um Brutto-Bauflä-
chen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
In den planungsrechtlichen Restriktionen jeder 
einzelnen Fläche wird eine Überschneidung mit 
den landesweit planungsrechtlich festgesetzten 
Biotopverbundsflächen angegeben.  
Der Plangeber ist der Auffassung, dass durch 
geeignete Ausgleichsmaßnahmen die auf der 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung festzu-
legen sind diesem Belang entsprochen werden 
kann. 
 
 
Die konzeptionelle Erarbeitung der Übernahme 
von Biotopverbundsflächen in den Flächennut-
zungsplan erfolgt in einem separaten Verfahren. 
 
 
 
Ist im Umweltbericht bei den einzelnen Steck-
briefen bereits enthalten. 
 
 
Ist im Umweltbericht bei den einzelnen Steck-
briefen bereits enthalten. 
 
 
Ist im Umweltbericht bei den einzelnen Steck-
briefen bereits enthalten. 
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jeglicher Umweltverantwortung im Zusammenhang mit 
der Wohnbebauung zu befreien (UVP, Festsetzung 
und Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen). Dies ge-
lingt, indem die im FNP festgesetzten oder auch au-
ßerhalb des FNP ermöglichten Wohnbauflächen 
„scheibchenweise“ in Baupläne umgesetzt werden, um 
unter der kritischen Flächengröße zu bleiben. Die Na-
turschutzverbände müssen davon ausgehen, dass die-
ses – durchaus legale, aber nicht legitime - Verhalten 
der Gemeinderäte und -verwaltungen fortgesetzt wird 
und so beantragte Wohnbauflächen (derzeit > 55 ha in 
der VVG!) ohne jegliche (Teil)kompensation der verur-
sachten Schädigungen des Naturhaushalts umgesetzt 
werden. Die Naturschutzverbände fordern daher, dass 
die Feststellung von Umweltschäden und die Festset-
zung von Ausgleichsmaßnahmen bereits auf der 
Ebene des FNP erfolgen. Die Realisierung der Fest-
setzungen kann dann wie bisher im Rahmen der Be-
bauungspläne erfolgen. 
 
Einzelbetrachtungen 
Örtliche Mitglieder und Mitgliedsgruppen verschiede-
ner Naturschutzverbände haben für einige der beteilig-
ten Gemeinden zu einzelnen Vorhaben weitere kriti-
sche Anmerkungen für diese Stellungnahme einge-
reicht, die im Folgenden aufgeführt werden. Die Anga-
ben sind in jedem Fall nur als Beispiele zu verstehen 
und keinesfalls als abschließend. 

 
Der Plangeber trennt die Verfahren in einen 
fachlichen Teilflächennutzungsplan Gewerbe 
und in die Generalfortschreibung. Wohnbauflä-
chen und gemischte Bauflächen sind deswegen 
nicht mehr Teil des Verfahrens. 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen im 
Vorfeld auf der Ebene der vorbereitenden Bau-
leitplanung ist zu aufwändig und gesetzlich nicht 
erforderlich. 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: wird berücksichtigt 

1.11.1 UTTENWEILER 
Bauvorhaben Beurer 
Neben dem gewaltigen Flächenverbrauch (5,59 ha!) 
auch eine Zerstörung des Orts- und Landschaftsbilds. 
Ganz wichtig wäre, dass, wie auf S. 41 des Flächen-
nutzungsplans genannt, „durch Freihaltung des Ge-
wässerrandstreifens bzw. eines 75 m breiten Streifens 
entlang des Reutibachs, die negativen Auswirkungen 
der Bebauung vermindert werden können. Die Fest-
stellungen von Menz Umweltplanung im Umweltbericht 
zum FNP interessieren scheinbar niemanden: z.B. 
„Einsehbarkeit/ Verletzlichkeit: hoch“ oder auch „Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt: Hohe Auswirkungen“ 
(S. 41 des Umweltberichts). Das Gleiche bei „Land-
schaftsbild und Erholung“ sowie Kultur-/ Sachgüter: 
Hohe Auswirkungen“ – was ändert sich durch diese 
Hinweise bzw. wer beachtet sie? 
 
Bauvorhaben Aispel 
Kann man als Arrondierung sehen, man kann es aber 
auch so sehen, dass wieder ein Zipfel (beinahe 2 ha) 
in die Ackerflächen eingegriffen wird und es nur eine 
Frage der Zeit ist, bis dann auch die große Fläche zwi-
schen diesem geplanten Gewerbegebiet und der Bun-
desstraße 312 (alt) „dran“ ist, dann begründet als Ar-
rondierung mit der neuen Beurer-Fläche auf der ande-
ren Straßenseite. Diese Erweiterung wird in der Ge-
bietsbeschreibung ja schon angegeben. Durch die Be-
bauung von 2 ha in exponierter Lage werden mindes-
tens 7 ha nicht nur „mögliches“, sondern tatsächlich 
genutztes Brutgebiet für die Lerche (und andere Bo-
denbrüter) vernichtet! 
 

 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche U-G2 Beurer wird im 
Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter ver-
folgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung der Ausgleichsflächenthe-
matik um die Feldlerche erfolgt im Rahme des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren. 
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GG „Flst. 125 im Teilort Sauggart 
Das auf S. 175 genannte Vorhaben „US-G1 „Flst. 125“ 
ist für uns nicht nachvollziehbar! 

 
Hier ist die konkrete Ansiedlung eines örtlichen 
Gewerbetreibenden vorgesehen. 
 

1.11.2 UNLINGEN 
Gewerbegebiet Sämwiesen 
Gegen die Ausweisung bestehen aufgrund des Flä-
chenverbrauchs Bedenken, sofern kein Bedarf eines 
bereits ansässigen Betriebs vorliegt. Zudem sind der 
Bereich der ehemaligen Flüchtlingsunterkunft und an-
dere Flächen im bestehenden Gewerbegebiet noch 
unbebaut. Auch aufgrund der geplanten Ausweisung 
des interkommunalen Gewerbegebiets ist kein zusätz-
licher Bedarf für Neuansiedlungen vorhanden. Der ge-
botene sparsame Umgang mit Boden nach BauGB ist 
in der Planung nicht erkennbar (§ 1a Abs.2 BauGB). 
Zudem fehlen in der Planung Aussagen zum Erhalt 
des Biotopverbundes. Aus Gründen des örtlichen Kli-
mas, des Ortsbildes, des Biotopverbundes und des Ar-
tenschutzes sollte die Streuobstwiese zwingend erhal-
ten bleiben. 

 
 
 
 
 
Der Bedarf ergibt sich aus konkreten Anfragen 
von örtlichen Gewerbetreibenden die zusätzli-
chen Flächenbedarf angemeldet haben. 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.11.4 DÜRMENTINGEN 
Zusätzliche Ausweisungen von Misch- und Gewerbe-
gebieten werden von uns, auch wegen des bevorste-
henden IGI Donau-Bussen und dessen vorgesehene 
Nähe sowie dessen bis dato unbekannte Detailplanun-
gen und Auswirkungen, abgelehnt. 
 
D-G1 Dautenhau 
Die Nähe des Biotopverbunds, angrenzende Hecken-
strukturen, die Kartierung der Fläche als Biotop und 
die weitere Störung der Sichtachse zum Bussen, so-
wie zu erwartende Konflikte mit § 44 BNatSchG lassen 
die Ausweisung auch wegen des IGI Donau-Bussen 
als obsolet erscheinen. 
 
D-SO1 Spitzäcker 
Wir bitten um erneute Vorlage, da auf Grund der feh-
lenden Beschreibung/Gutachten eine Beurteilung nicht 
erfolgen kann. 
 
DHE G1 Wolfsgrube 
Eine weitere Gewerbefläche erscheint uns angesichts 
IGI Donau-Bussen nicht erforderlich. Es liegen Ver-
botstatbestände mit § 44 BNatSchG vor. 

 
Für die bevorstehenden IGIDoBu Flächen wird 
es ein separates Verfahren parallel zum Bebau-
ungsplanverfahren geben. 
 
 
 
 
Die angesprochenen Konflikte werden im Um-
weltbericht behandelt. Erhebliche Umweltaus-
wirkungen, die eine Bebauung gänzlich entge-
genstehen, werden nicht erwarten. Gleichwohl 
sind Aspekte wie Höhenentwicklung und Rand-
ausbildung in der verbindlichen Bauleitplanung 
zu berücksichtigen. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes wer-
den keine weitere Gutachten erstellt. Dies er-
folgt auf der Ebene des Bebauungsplanes. 
 
Die gewerbliche Baufläche DHE-G1 Wolfgrube 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.11.5 ERTINGEN 
EE-G1 Viehweide EE G1 
Hier handelt es sich um Moorflächen und ein landwirt-
schaftliches Vorbehaltsgebiet. Wir lehnen die Auswei-
sung dieser Fläche ab (IGI Donau-Bussen). Ebenso 
wegen der „sehr hohen Auswirkungen“ auf Tiere, 
Pflanzen und die biologische Vielfalt. Landschaftsprä-
gende Baumreihen und Hecken werden zerstört. Es 
besteht ein Bauverbot in ausgewiesenen Über-
schwemmungsflächen. 

 
 
Die Fläche EE-G1 Viehweide wird gegenüber 
dem Entwurf deutlich von ursprünglich 4,61 ha 
auf jetzt 0,25 ha reduziert.   
 
 
 
BV: Wird berücksichtigt 
 

1.11.6 LANGENENSLINGEN 
LW-SO 1 Solarpark 

 
 
Diese können aus dem parallellaufenden Be-
bauungsplanverfahren übernommen werden. 
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Aussagen können erst nach Vorlage der artenschutz-
rechtlichen Prüfung gemacht werden. Wir bitten hier 
um erneute Vorlage. 
 
LI G1 Fa. Walz 
Verlust von artenreicher Fettwiese. Die Biotopplanung 
ist betroffen. Der künftige Konflikt eines im Schichtbe-
trieb arbeitenden Werks mit den Fledermäusen wegen 
der zu erwartenden Lichtverschmutzung ist aus unse-
rer Sicht nicht lösbar. Ebenso verhält es sich mit den 
Gehölzbrütern. Der Biotopverbund östlich Ittenhausen 
muss ausgebaut werden. Für diesen Betrieb mit zu-
kunftsträchtigen Produkten wäre aus unserer Sicht 
eine Aussiedlung in ein interkommunales Gewerbege-
biet zielführender. 
 
LW SO1 Solarpark 
Wir verweisen ausdrücklich auf die im Umweltbericht 
gemachten Aussagen zu Tierwelt, biologische Vielfalt 
und Landschaftsbild.  
 
LL G2 Simbrach-Jetzen 
Auch eine Neuabgrenzung auf 8,3 ha erscheint uns 
hier nicht geboten. Die bereits vorhandene Sichtfeld-
störung auf das markante Straßendorf würde weiter 
gestört werden. Wir verweisen ausdrücklich auf unsere 
Ausführungen zum IGI Donau-Bussen. 

 
 
 
Konflikte mit dem Arten- und Biotopschutz wer-
den gesehen und im nachgelagerten Bebau-
ungsplanverfahren entsprechend berücksichtigt. 
Es ist bekannt, dass ein Hoher Aufwand zur Be-
wältigung der Konflikte erforderlich ist. Die Be-
einträchtigungen durch Streulicht lassen sich 
vermeiden.  
 
 
 
 
 
Diese können aus dem parallellaufenden Be-
bauungsplanverfahren übernommen werden. 
 
 
 
Derzeit stellt die Gemeinde im Parallelverfahren 
den Bebauungsplan Esple X auf. Belange des 
Landschaftsschutzes werden darin entspre-
chend ausgeglichen. Der Bedarf in dieser Grö-
ßenordnung ist vorhanden. 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes  

1.12 LNV Baden-Württemberg 
Olgastraße 19 
70182 Stuttgart 
 
Gemeinsame Stellungnahme mit 1.11 

 

1.13 LRA Biberach Kreisbauamt 
Rollinstraße 9 
88400 Biberach 
 
Schreiben vom 08.03.2021 

 
Amt für Bauen und Naturschutz 
Baurecht 
Hinsichtlich der raumordnerischen Belange und Aus-
weisungen der Flächen wird auf die Stellungnahme 
des Regierungspräsidiums Tübingen vom 26.02.2021 
verwiesen. 
Grundsätzlich ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
nach § 1 a Abs. 2 S. 1 BauGB darauf zu achten, mit 
Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. 
Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbe-
sondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innen-
entwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß zu begrenzen. Es wurde das Hin-
weispapier des Wirtschaftsministeriums vom 
15.02.2017 zur Sicherstellung einer sparsamen und 
schonenden Flächeninanspruchnahme bei der Flä-
chennutzungsplanung und der Bebauungsplanung 
"Hinweise für die Plausibilitätsprüfung der Bauflächen-
bedarfsnachweise im Rahmen des 
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Genehmigungsverfahrens nach § 6 BauGB und nach § 
10 Abs. 2 BauGB" angewendet. 
Jedoch fehlt bei vielen Flächen nachvollziehbare Be-
gründungen, die die umfangreichen Flächenauswei-
sungen rechtfertigen. Die geplanten Flächenauswei-
sungen übersteigen die Angaben des § 1 a Abs. 2 
BauGB. Vor allem bei der Ausweisung von Gewerbe-
flächen ist ein Bedarfsplan der gewerblichen Betriebe 
für jede Gemeinde vorzulegen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass bei Bebauungsplänen nach § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB LV.m. § 13b BauGB der Flächennut-
zungsplan im Wege der Berichtigung anzupassen 
sind. Dies ist jedoch erst nach abgeschlossenem Bau-
leitplanverfahren mit Rechtskraft möglich. Es ist in die-
sen Fällen eine Berichtigung des Flächennutzungspla-
nes nach Abschluss der jeweiligen Verfahren nach § 
13 b BauGB oder ein reguläres FNP-Änderungsver- 
fahren mit Umweltbericht notwendig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.13.1 Naturschutz:  
Allgemein: 
Grundsätzlich möchte die Untere Naturschutzbehörde 
auf den § 1 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) verweisen. Mit der Inanspruchnahme von 
Freiflächen im Außenbereich ist schonend umzuge-
hen. In der Fortschreibung des FNP werden Flächen in 
nicht unerheblichem Maße ausgewiesen. Bei der Wei-
terentwicklung des FNP ist darauf zu achten die vor-
handenen Strukturen zu arrondieren und keine weite-
ren Baufelder zu öffnen. Die Innenentwicklung der Ge-
meinden hat höchste Priorität. Nur so steht eine Flä-
chennutzungsplanung nicht im widerspricht mit den 
Zielen des Bundes den Flächenverbrauch zu senken. 
Ziel des Bundes ist das Flächenverbrauchsziel Netto-
Null bis 2050. Bei der aktuellen Größe der neu ausge-
wiesenen Flächen ist die Verwaltungsgemeinschaft 
Riedlingen hiervon noch weit entfernt. Darüber hinaus 
sei darauf verwiesen, dass bei der Planung von Maß-
nahmen die in den Außenbereich strahlen, frühzeitig 
artenschutzrelevante Problematiken zu überprüfen 
sind. Beispielsweise können stetige Verluste von Re-
vieren der nach § 44 BNatSchG streng geschützten 
Vogelart Feldlerche (Alauda arvensis) nicht weiter hin-
genommen und ab einem bestimmten Punkt auch 
nicht weiter ausgeglichen werden. Mit dem Verlust ei-
ner streng geschützten Art ist zu rechnen. Dies sei 
auch nur als einzelnes Beispiel herausgegriffen. 
Grundsätzlich gilt, dass Flächenverlust auch immer mit 
dem Verlust von Artenvielfalt einhergeht. Auch im 
Sinne der Biodiversitätsstrategie des Landkreises, gilt 
es den Verlust von Artenvielfalt einzudämmen bzw. zu 
stoppen. 
 
Gewerbegebiet Donau-Bussen: 
Es wird kritisch gesehen, dass die beiden Gebiete für 
das Gewerbegebiet Donau-Bussen nicht in den FNP 
aufgenommen wurden. Obgleich diese nach unserem 
Wissen bereits in der Planung sind (artenschutzrechtli-
che Untersuchungen laufen). Die Planung für die bei-
den Gebiete können nicht unabhängig von der FNP 
Fortschreibung weitergeführt werden. 
 

 
 
Entsprechend dem Handlungsleitfaden für die 
am Planen und Bauen Beteiligten „Artenschutz 
in der Bauleitplanung und bei Bauvorhaben“ 
vom Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Woh-
nungsbau Baden-Württemberg 2019, sind die 
Flächen maximal dem Betroffenheitsgrad „mit-
tel“ zuzuordnen. Hier heißt es in der Empfeh-
lung: 
Derzeit kein erkennbarer weiter gehender Erhe-
bungsbedarf zum Artenschutz auf FNP-Ebene. 
Modifikation des Plangebiets und Ausweisung 
bzw. Vorhaltung voraussichtlich geeigneter 
Maßnahmenflächen nach fachlichem Hinweis 
wird empfohlen. Auf folgenden Planungsebenen 
können in größerem Umfang Erfassungen zur 
Konkretisierung von Maßnahmen erforderlich 
sein (hierzu nach Möglichkeit bereits Hinweise 
geben). 
Flächen die einen höheren Betroffenheitsgrad 
aufgewiesen haben, sind bei der Flächenaus-
weisung nach einer Prüfung nicht mehr weiter-
verfolgt worden. 
Tiefergehende spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfungen finden in den nachgelagerten Bebau-
ungsplanverfahren statt.  
 
 
 
 
 
 
Die durch die Regionalplanfortschreibung aus-
gelöste Ausweisung von Vorranggebiete für In-
dustrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtun-
gen zielt insbesondere auf die Ansiedlung neuer 
Firmenansiedlungen aus dem regionalen, über-
regionalen oder sogar internationalen Bereich in 
einem durch zwei Bundesstraßen verkehrstech-
nisch günstig gelegenen Bereich. 
Insgesamt sind im Entwurf des der Regional-
planfortschreibung vom Juli 2019 innerhalb des 
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Altheim: 
A-G 1 "Spitzloch" 
Das Vorhaben eröffnet die weiterte Entwicklung in 
Richtung Stadtgebiet Riedlingen. Eine Grünzäsur ist in 
mindestens der vorhandenen Breite ist zu erhalten um 
eine Durchwanderbarkeit der Arten sicherzustellen 
(§20 Landesnaturschutzgesetz (NatSchG BW». Des 
Weiteren erhöht das Vorhaben die Kulisseneffekte für 
Feldvogelarten. Eine umfangreiche Artenschutzrechtli-
che Prüfung ist notwendig. 
 
A-G2 "Riedlinger Elm" 
Siehe Vorhaben A-G1 "Spitzloch" 
 
Ertingen: 
EE-G1 "Viehweide" 
Es liegen Bedenken gegen das Vorhaben vor. Das 
Vorhaben liegt im 500m Suchraum des Biotopverbund 
feuchter Standorte. Entsprechend § 22 NatSchG BW 
sind die Belange des Biotopverbund bei allen öffentli-
chen Planungsträgern in ihren Planungen zu beach-
ten. Die Fläche stellt ein wichtiges Verbindungsele-
ment zwischen einer Kernfläche (östlich) und einem 
Kernraum (westlich). Die Durchgängigkeit der Land-
schaft muss sichergestellt werden. 
 
EE-S02 "Taubried" 
Es werden Bedenken erhoben. Das Vorhaben erhöht 
die Kulisseneffekte für Feldvogelarten. Eine umfangrei-
che Artenschutzrechtliche Prüfung ist notwendig. Auf 
dem Flst.: 6378 befinden sich zudem Ausgleichsmaß-
nahmen für den Bau des darauf befindlichen Gebäu-
des. Diese sind bei Erweiterung des Gebiets zu erhal-
ten oder zu ersetzen. Das Vorhaben steht auf anmoo-
rigen Grund. Moorböden sind wichtige C02 Binder und 
somit für den Klimaschutz zu sichern. 
 
EE-S03 "Dauden" 

Verwaltungsverbandes Riedlingen zwei Flächen 
(Ertingen 15 ha und Riedlingen 25 ha) mit insge-
samt 40 ha vorgesehen.   
Die in der jetzigen Flächennutzungsplanfort-
schreibung enthaltenen Flächen dienen der 
langfristigen Sicherstellung von gewerblichen 
Erweiterungen bestehender örtlicher Gewerbe-
treibender. Die Flächenausweisungen in dieser 
Größenordnung lassen sich beispielsweise in 
Uttenweiler-Dentingen und in Langenenslingen-
Ittenhausen konkreten Firmen zuordnen die be-
reits vor Ort tätig sind und um die positive Ent-
wicklung weiterzuführen dringend Erweiterungs-
möglichkeiten benötigen.    
Deshalb muss das Verfahren das durch den Re-
gionalverband angeschoben wurde, separat von 
den jetzigen gewerblichen Flächenausweisun-
gen betrachtet werden. Eine Anpassung des 
Flächennutzungsplanes findet erst im Rahmen 
eines entsprechenden Bebauungsplanverfah-
rens für diese interkommunalen Flächen statt.    
  
 
 
Die gewerbliche Baufläche A-G1 Spitzloch wird 
im Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter 
verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Altheim stellt derzeit den Bebau-
ungsplan Elm II für die Fläche auf. Artenschutz-
rechtliche Belange werden darin berücksichtigt. 
 
 
Die Fläche EE-G1 Viehweide wird gegenüber 
dem Entwurf deutlich von ursprünglich 4,61 ha 
auf jetzt 0,25 ha reduziert.   
 
 
 
 
 
 
 
 
Artenschutzrechtliche Belange werden im Rah-
men des nachgelagerten Bebauungsplanverfah-
rens berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Das Vorhaben steht auf an moorigen Grund. Moorbö-
den sind wichtige C02 Binder und somit für den Klima-
schutz zu sichern. 
 
Langenenslingen: 
LL-G1 "L 277 Wilflinger Straße" 
Das Vorhaben erhöht die Kulisseneffekte für Feldvo-
gelarten. Eine umfangreiche Artenschutzrechtliche 
Prüfung ist notwendig. 
 
LL-G2 "Simbrach/Jetzen" 
Die Erweiterung wird kritisch gesehen, da diese Ent-
wicklung in Richtung Süden die Zersiedelung und der 
Verbrauch der Landschaft in diese Richtung voran 
treibt. Gemäß § 1 Abs. 5 BNatSchG ist sorgsam mit 
der Inanspruchnahme von Freifläche umzugehen. Die 
Durchwanderbarkeit der Landschaft zwischen Donau 
und Schwäbischer Alb wird bei einer weiteren Entwick-
lung des Gewerbegebiets zusehends eingeschränkt. 
 
LI-G1 "Gewerbe Walz" 
Es werden große Bedenken erhoben. Die Vorhaben-
fläche liegt im Landschaftsschutzgebiet "Riedlinger 
Alb". Eine Gewerbebebauung widerspricht den Zielen 
des Schutzgebiets. Darüber hinaus schließt im Norden 
zu der geplanten Bebauung ein Waldgebiet an, wel-
ches als Waldrefugium ausgewiesen wurde. Eine et-
waige Bebauung würde zu Verkehrssicherungsmaß-
nahmen führen, die den Zielen des Waldrefugiums wi-
dersprechen. Im Osten schließt ein § 30 Biotop an. 
Hier ist ebenfalls ein ausreichend großer Abstand zu 
halten um eine Beeinträchtigung zu vermeiden. 
 
LW-S01 "Solarpark Wilflingen" 
Unter Einhaltung der Anforderungen für ein ökologi-
sches Gesamtkonzept entsprechend dem Leitfaden 
"Freiflächensolaranlagen" des Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft bestehen keine Beden-
ken. 
 
Vorentwurf Riedlingen-Zwiefaltendorf: 
RZ-S01 PV-Freiflächenanlage Zwiefaltendorf  
Durch das angrenzende FFH-/ Vogelschutzgebiet 
(südöstlich/südwestlich) und den Kernraum Biotopver-
bund Mittlere Standorte im Südosten ist ein arten-
schutzrechtliches Gutachten erforderlich mit besonde-
rem Augenmerk auf die Kulissenwirkung in Bezug auf 
geschützte Offenlandarten. 
 
Redaktioneller Hinweis: die in den Berichten genann-
ten § 32 Landesnaturschutzgesetz (NatSchG BW) Bio-
tope werden nach neuer Gesetzgebung § 33 Biotope 
genannt. Der § 32 regelt die Fortgeltung von Unter-
schutzsteIlungen. 

 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um einen mit Satzungsbe-
schluss am 17.12.2018 beschlossenen Bebau-
ungsplan. Artenschutzrechtliche Untersuchun-
gen haben in diesem Zuge stattgefunden. 
 
Derzeit stellt die Gemeinde im Parallelverfahren 
den Bebauungsplan Esple X auf. Belange des 
Landschaftsschutzes werden darin entspre-
chend ausgeglichen. Der Bedarf in dieser Grö-
ßenordnung ist vorhanden. 
 
 
 
 
 
Konflikte mit dem angrenzenden Wald lassen 
sich durch entsprechenden Abstand vermeiden. 
Im Rahmen des nachgelagerten Bebauungspla-
nes werden die Punkte festgesetzt. Die Fläche 
dient ausschließlich der Erweiterung des beste-
henden Gewerbebetriebes. 
 
 
 
 
 
 
 
Findet im parallel geführten Bebauungsplanver-
fahren statt. 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um einen seit dem 28.03.2018 
rechtskräftigen Bebauungsplan. Es handelt sich 
um eine Anpassung des Flächennutzungspla-
nes an den Bestand. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens wurde diese Thematik be-
rücksichtigt. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.13.2 Naturschutzbeauftragte: 
Stellungnahme Naturschutzbeauftrager Herr Rösler: 
Die Bundesregierung hat sich (und damit doch hoffent-
lich auch allen Verantwortlichen im Planungsbereich) 
im Rahmen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 die Neuinan-
spruchnahme von Flächen für Siedlungen und Verkehr 
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auf unter 30 Hektar pro Tag zu verringern. Das inte-
grierte Umweltprogramm des BMU formuliert für 2030 
ein Ziel von 20 ha pro Tag. Diese politischen Vorgaben 
werden konterkariert durch die Wohnflächen-Bedarfs-
Prognosen, die gigantische Bedarfszahlen ergeben. 
Die Verantwortlichen Planer*innen des FNP scheinen 
die Vorgaben zu einem sparsamen Umgang mit land-
wirtschaftlichen Flächen in keiner Weise auf sich zu 
beziehen, die Planung widerspricht deutlich einer poli-
tisch gewollten prinzipiellen Nachhaltigkeit im verant-
wortlichen Umgang mit natürlichen Ressourcen: 2019 
betrug der Flächenverbrauch der VG Riedlingen nach 
Angaben des statistischen Bundesamtes 29 ha ? rech-
net man dies auf die Fläche der BRD entsprechend 
hoch, ergibt sich ein Wert von 118,5 ha pro Tag. Im 
Durchschnitt der letzten 20 Jahre kommt man für die 
VG Riedlingen auf einen Wert von 73,9 ha pro Tag. 
Die Zielvorgabe von 30 ha pro Tag würde für die VG 
Riedlingen bedeuten, dass jährlich 3 ha in Anspruch 
genommen werden dürfen. Der laut Vorlage geplante 
Flächenverbrauch nur für Wohn- und Gewerbeflächen 
ohne Sonderflächen (!!!) von 124,12 ha muss bei einer 
Vorgabe von maximal 30 ha pro Tag bundesweit für 
die VG Riedlingen für die kommenden 12,8 Jahre aus-
reichen, die geforderte Reduktion auf 20 ha pro Tag 
bis 2030 ist hier noch nicht einmal berücksichtigt. In 
Ertingen betrug der Flächenverbrauch in den Jahren 
2018 und 2019 jeweils 6 ha, hochgerechnet wieder auf 
die bundesweiten Zahlen entspricht das einem Flä-
chenverbrauch von täglich 156 ha, der entsprechende 
Durchschnittswert für die letzten 20 Jahre liegt bei 
87,44 ha pro Tag !! Für Dürmentingen betragen die 
entsprechenden Werte 60 ha in 20 Jahren, das ent-
spricht einem täglichen Bundeswert von 128 ha pro 
Tag !! Die Planer*innen müssen dringend der Tatsa-
che Rechnung tragen, dass Fläche eine bedeutsame 
begrenzte natürliche Ressource darstellt, um deren 
Nutzung Land- und Forstwirtschaft, Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung, Naturschutz, Rohstoffabbau und 
Energieerzeugung konkurrieren. Durch die Novelle des 
Baugesetzbuchs (BauGB) von 2017 und der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) mit der Einführung des 
Urbanen Gebiets wird zwar dichteres Bauen in Sied-
lungen erleichtert, gleichzeitig wird aber über § 13b 
BauGB die Erweiterung von Siedlungen im Außenbe-
reich erheblich vereinfacht. Damit wird vor allem in un-
serem ländlichen Raum allen Bemühungen zur Innen-
entwicklung und Revitalisierung von Ortskernen entge-
gengewirkt und der weiteren Zersiedelung Vorschub 
geleistet. 
 
Stellungnahme Naturschutzbeauftragte Frau Jochum: 
Das Vorhaben wird aufgrund vorhandener Ortskennt-
nis wie folgt beurteilt: Die Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes hat einen erheblichen Flächenver-
brauch zur Folge. Maßnahmen zur Reaktivierung von 
Flächen innerhalb der Ortskerne werden zum Teil auf-
gegriffen. Dennoch geht mit der Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes ein erheblicher Verlust von 
landwirtschaftlichen Flächen und von Flächen, welche 
bis dahin der Natur vorbehalten waren, einher. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Bei der Umsetzung und Planung der Baugebiete muss 
auf eine naturnahe Gestaltung der öffentlichen Flä-
chen, der privaten Gärten geachtet werden. Auf eine 
Reduzierung der Versiegelung ist ein erhöhtes Augen-
merk zu legen. Bei der Planung der Baugebiete sind 
Sträucher und Bäume in den Grünflächen vorzusehen. 
Darüber hinaus können Begrünungen von Dachflä-
chen, Begrünungen von Gebäudeflächen dazu beitra-
gen, dass der Verlust an Freiflächen und Grünflächen 
ausgeglichen werden können. Gewerbeflächen müs-
sen ebenfalls in Hinblick auf Schaffung von Grünräu-
men naturnah angelegt werden: keine Versiegelung, 
Begrenzungen mit Sträuchern, Anlage von Blühwie-
sen, etc… 
Als Ausgleich sollten in der Verwaltungsgemeinschaft 
Ausgleichsmaßnahmen angedacht werden: Offenle-
gung von Bächen, die in Röhren liegen, Rückbau von 
versiegelten Flächen, Schaffung von Grünflächen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Findet im nachgelagerten Bebauungsplanver-
fahren statt. 
 
BV: führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.13.4 Wasserwirtschaftsamt 
Wasserversorgung: 
Grundsätzlich bestehen keine Einwendungen. Auf die 
Bestimmungen der jeweiligen Rechtsverordnung bei 
einer Lage im Wasserschutzgebiet und mögliche be-
stehende Bohrtiefenbeschränkungen wird hingewie-
sen. 
 
Abwasser: 
Aus abwassertechnischer Sicht bestehen keine Be-
denken gegen den neuen Flächennutzungsplan. Für 
die Einzugsbereiche des AZV Donau und der SKA Ut-
tenweiler sind die erforderlichen Kläranlagenkapazitä-
ten für die ordnungsgemäße Behandlung des künftig 
anfallenden Schmutzwassers vorhanden, sofern sich 
keine Betriebe mit erheblichem Produktionswasseran-
fall ansiedeln. Für einzelne Gemeinden sind aber ihre 
Belegungsrechte ausgeschöpft. Um eine dauerhafte, 
gesicherte Entsorgung zu gewährleisten, sind die Be-
legungsrechte bei der Aufstellung der Bebauungspläne 
nachzuweisen. Das Wasserwirtschaftsamt verweist auf 
den § 55, Abs. 2 WHG, der besagt, dass Nieder-
schlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden 
soll, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlichrechtliche noch wasserwirtschaftliche Be-
lange entgegenstehen. Weiterhin wird auf die Verord-
nung über die dezentrale Beseitigung von Nieder-
schlagswasser vom 22.03.1999 verwiesen. Grundsätz-
lich ist die Entwässerung neuer Erschließungsgebiete 
im Trennsystem oder durch ein modifiziertes Entwäs-
serungssystem zu entwickeln. Die Entwässerung ist 
parallel zu der Aufstellung des Bebauungsplans zu er-
stellen. Im Bebauungsplan sind die für die Nieder-
schlagswasserbehandlung erforderlichen Flächen aus-
zuweisen und die dazugehörenden verbindlichen Re-
gelungen in den örtlichen Bauvorschriften zu treffen. 
Gemeinden können den Anschlusszwang für Nieder-
schlagswasser im Bebauungsplan festlegen. Die was-
serrechtlichen Genehmigungen sind rechtzeitig vor der 
Aufnahme der Erschließungsarbeiten zu beantragen. 
Das Wasserwirtschaftsamt bittet um die Aufnahme 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Findet im nachgelagerten Bebauungsplanver-
fahren statt 
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dieser Punkte in den Flächennutzungsplan als Hinweis 
für die Entwicklung zukünftiger Baugebiete. 
 
Altlasten (Anlage: Karte Altlastflächen) 
Folgende Altlastflächen sind teilweise von Neuauswei-
sungsflächen betroffen: Altheim: Altablagerung 
Kirchäcker Nr.222 (LA-G1 Altheimer Straße) Riedlin-
gen: Altablagerung Unterer Brühl Nr.313 (RR-W2 Alt-
heimer Straße) Dürmentingen: Altablagerung Misswie-
sen Nr. 930 (D-W1 Buchauer Straße) In diesen Berei-
chen ist mit Bodenbelastungen zu rechnen. Es ist si-
cher zu stellen, dass keine negativen Auswirkungen 
auf die Bewohnbarkeit bestehen anfallender Bo-
denaushub umweltgerecht verwertet wird  
 
Bodenschutz (Anlage: Moorkarte): 
Südlich von Ertingen befinden sich größere Nieder-
moorvorkommen (siehe Karte). Moorflächen sollten 
von Überbauung verschont werden (siehe Moorschutz-
konzeption Ba.-Wü.: https://um.baden-wuerttem-
berg.de/de/umweltnatur/naturschutzlinstrumente-
desnaturschutzes/foerderung/moorschutzkonzeption/ ) 
Nicht zu vermeidende Bodeneingriffe sollen nach Be-
wertung entsprechend Leitfaden Heft 23, LUBW 
(http://www.lubw.badenwuerttemberg.de/servlet-
lis/74536/) durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
kompensiert werden bzw. wurden im Bebauungsplan-
verfahren bereits abgearbeitet. 
 
Fließgewässer: 
Die Belange der Gewässerökologie und des Hochwas-
serschutzes sind bei der Bauleitplanung zu berück-
sichtigen; zum Erhalt und zur Verbesserung der ökolo-
gischen Strukturen der Gewässer und ihrer Überflu-
tungsflächen sind die Gewässer naturnah zu erhalten 
oder zu entwickeln und Gewässerrandstreifen auszu-
weisen und zu schützen. Um die Konfliktpunkte im 
FNP schnell erkennen zu können und somit eine zü-
gige Bearbeitung zu ermöglichen sind in den Plänen 
alle oberirdischen Gewässer deutlich erkennbar darzu-
stellen. Dieser Grundsatz wird bei den vorliegenden 
Plänen nicht genügend beachtet. So sind die Fließge-
wässer und Überschwemmungsgebiete nicht ausrei-
chend gekennzeichnet. Nach § 78 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) dürfen in Überschwemmungsgebieten 
nach Absatz 1 durch Bauleitpläne oder sonstige Sat-
zungen keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden. 
Die zuständige Behörde kann die Ausweisung neuer 
Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn 
1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwick-

lung bestehen oder geschaffen werden können, 
2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein 

bestehendes Baugebiet angrenzt, 
3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder 

erhebliche Sachschäden nicht zu erwarten sind, 
4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasser-

standes nicht nachteilig beeinflusst werden, 
5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt 

und der Verlust von verloren gehendem Rückhalte-
raum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgegli-
chen wird, 

Die Hinweise werden in den Flächennutzungs-
plan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Findet im nachgelagerten Bebauungsplanver-
fahren statt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umweltnatu
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umweltnatu
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6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beein-
trächtigt wird 

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger 
und Unterlieger zu erwarten sind, 

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet 
sind und 

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei 
dem Bemessungshochwasser, das der Festset-
zung des Überschwemmungsgebietes zu Grunde 
liegt, keine baulichen Schäden zu erwarten sind. 

Hierfür müssen alle 9 Voraussetzungen kumulativ vor-
liegen. Aus diesem Grund sind bisher im Landkreis Bi-
berach keine Ausnahmen zugelassen worden. Bei den 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Be-
bauungsplänen ist das Bauverbot des § 29 Lan-
deswassergesetz (WG) im Gewässerrandstreifen zu 
beachten. Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbe-
reich 10 Meter, im Innenbereich fünf Meter breit. Einen 
entsprechenden Hinweis im Erläuterungsbericht zum 
Flächennutzungsplan halten wir für erforderlich. Die 
Planunterlagen weichen von dem Bebauungsverbot im 
HQ100 in Altheim, Riedlingen, Waldhausen, Ertingen, 
Unlingen, Sauggart und Uttenweiler ab. Von einer 
Bauleitplanung im HQextrem wird aus fachlicher Sicht 
abgeraten. Aufzuführen diesem Bezug sind insbeson-
dere: Altheim; Biberbach: Flächen liegen teilweise im 
HQ100 und HQextrem Riedlingen; Brühlgraben, Do-
nau: Flächen liegen teilweise im HQ100 und HQext-
rem Waldhausen; Donau: Flächen liegen teilweise im 
HQextrem Ertingen; Schwarzach: Flächen liegen 
mehrfach teilweise im HQextrem Zwiefaltendorf; Do-
nau: Flächen grenzen teilweise direkt an HQ100 und 
liegen teilweise im HQextrem Unlingen; Möhringer 
Bach: Flächen liegen teilweise im HQ100 und HQext-
rem; Gewässerrandsteifen ist zu berücksichtigen 
Sauggart; Reutibach: Flächen liegen teilweise im 
HQ100 und HQextrem Uttenweiler; Reutibach: Flä-
chen liegen teilweise im HQ100 und HQextrem; Ge-
wässerrandsteifen ist zu berücksichtigen Zu beachten 
sind weiterhin die Vorgaben zu Gewässerrandstreifen 
nach §38WHG und §29WG diese sind im Außenbe-
reich 10m und im Innenbereich 5m breit. In Gewässer-
randstreifen ist die Errichtung von baulichen und sons-
tigen Anlagen grundsätzlich verboten, soweit sie nicht 
standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforder-
lich sind. Es ist zu beachten, dass auch Nebenanlagen 
i. S. v. § 14 (1) BauNVO sowie Garagen und Stell-
plätze und befestigte Wege nicht zulässig sind. Als 
baulichen und sonstigen Anlagen gelten auch Gelän-
deveränderungen, Befestigungen, Materiallager, Kom-
post- oder Abfallhaufen usw. Die nicht nur zeitweise 
Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserab-
fluss behindern können oder die fortgeschwemmt wer-
den können, sowie der Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen ist verboten. Das Entfernen von standort-
gerechten Bäumen und Sträuchern ausgenommen im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft und 
soweit die Beseitigung nicht für den Ausbau oder die 
Unterhaltung der Gewässer, zur Pflege des Bestandes 
oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist verboten. 
Ebenso das Neuanpflanzen von nicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Gewässerrandstreifen sind 
in den Steckbriefen im Umweltbericht bereits 
enthalten.  
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standortgerechten Bäumen und Sträuchern. Außer-
dem ist der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln in einem Bereich von 5 Meter 
(Ausnahme: Wundverschlussmittel zur Baumpflege 
und Wildbissschutzmittel) verboten. Diese Vorgaben 
sind im Bereich von Gewässern einzuhalten. Erkannt 
wurden Bereiche in Unlingen und Uttenweiler, wo Ge-
biete im Bereich von Gewässern zu liegen kommen. 
Weiterhin ist im Textteil das Thema Starkniederschlag 
zu behandeln. Vor allem bei der Ausweisung neuer 
Bau- und Gewerbegebiete müssen auch die möglichen 
Auswirkungen von Starkregenereignissen berücksich-
tigt werden (BGH Urteil vom 18. 2. 1999 - 111 ZR 
272/96 zur Amtspflicht der Gemeinde, bei der Planung 
und Erstellung der für ein Baugebiet notwendigen Ent-
wässerungsmaßnahmen Niederschlagswasser zu be-
rücksichtigen, das aus einem angrenzenden Gelände 
in das Baugebiet abfließt). In diesem Zuge wird auf § 9 
Nr. 16d BauGB hingewiesen, nach dem aus städte-
baulichen Gründen Flächen festgesetzt werden kön-
nen, die auf einem Baugrundstück für die natürliche 
Versickerung von Wasser aus Niederschlägen freige-
halten werden müssen, um insbesondere Hochwas-
serschäden, einschließlich Schäden durch Starkregen, 
vorzubeugen . 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Findet im nachgelagerten Bebauungsplanver-
fahren statt. 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 
 

1.13.5 Landwirtschaftsamt 
Zu besseren Übersicht haben wir unsere Anmerkun-
gen in verschiedene Themenkomplexe gegliedert. Zu 
jedem Komplex sind die jeweils betroffenen Vorhaben 
gegliedert. 
 
A: Rückwandlung in landwirtschaftliche Flächen 
Grundsätzlich begrüßt das Landwirtschaftsamt die 
Rückwandlung von baulichen Nutzungen in eine land-
wirtschaftliche Nutzung. Dieser Schritt wird aber leider 
auch oftmals auf unbebaute Restflächen von bereits 
umgesetzten Bebauungsplänen angewendet. Diese 
Vorgehensweise ist für die Landwirtschaft in zweifa-
cher Hinsicht nachteilig. Zum einen sind die Restflä-
chen, die nun wieder einer landwirtschaftlichen Nut-
zung zugeführt werden sollen, oftmals stark verwinkelt 
und kaum sinnvoll zu bewirtschaften und zum anderen 
geschehen diese Formen der Umwandlung im Regel-
fall im Tausch gegen andere landwirtschaftliche Flä-
chen, die noch keine Bewirtschaftungserschwernisse 
in Form einer verwinkelten Flurstücksform aufweisen. 
Ferner muss bei der Bewertung dieser Rückwandlun-
gen auch bedacht werden, dass die angrenzenden Be-
bauungen im Regelfall unter der Vorgabe, dass auch 
die nun gewandelten Flächen bebaut werden, geplant 
wurde. Das hat zur Folge, dass es nun keine geeigne-
ten Abstandsflächen zwischen den bebauten und den 
rückgewandelten landwirtschaftlichen Flächen gibt. 
Aus diesen Überlegungen heraus bringt das Landwirt-
schaftsamt zu folgenden Rückumwandlungen in land-
wirtschaftliche Flächen Bedenken vor. 
 
B: Immissionsschutz: 
Das Landwirtschaftsamt begrüßt grundsätzlich die in-
nerörtliche Nachverdichtung und Nutzung von Baulü-
cken. Wir möchten allerdings auch darauf hinweisen, 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zu Kenntnis genommen. 
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dass dies im Hinblick auf eventuell bestehende land-
wirtschaftliche Anlagen in der Umgebung immer wie-
der auch immissionsschutzrechtliche Fragen aufwirft. 
Wir möchten frühzeitig auf eventuell aufkommende Im-
missionsschutzrechtliche Konflikte hinweisen, die im 
Rahmen eines Genehmigungsverfahrens geprüft wer-
den müssen und auch gegebenenfalls zu Einschrän-
kungen in der Bebauung führen können. Nachstehend 
sind die fraglichen Gebiete mit jeweiliger Begründung 
aufgeführt 
 
a) Altheim A-G1 Spitzloch 
Wir weisen auf die landwirtschaftlichen Anlagen auf 
Flst. 1245 hin. Diese Anlagen können zu Einschrän-
kungen in der Bebaubarkeit des geplanten Gebiets 
führen. 
 
b) Unlingen UN-G1 Anger Sämwiese 
Wir weisen auf die landwirtschaftlichen Anlagen auf 
Flst. 705/1 hin. Diese Anlagen können zu Einschrän-
kungen in der Bebaubarkeit des geplanten Gebiets 
führen. 
 
c) Uttenweiler-Dieterskirch UDK-G1 Flst. 499 
Wir weisen auf die landwirtschaftlichen Anlagen auf 
Flst. 496 und 497 hin. Diese Anlagen können zu Ein-
schränkungen in der Bebaubarkeit des geplanten Ge-
biets führen. 
 
C: Entstehung von Baulücken 
Vor dem Hintergrund des Gebots eines sparsamen 
Umgangs mit unbebauten Flächen und Reduzierung 
des Flächenverbrauchs sollten Baulücken bzw. das 
Aufkommen von Baulücken möglichst vermieden wer-
den. Diese Lücken können entweder entstehen, wenn 
durch die geplante Siedlungsentwicklung landwirt-
schaftliche Flächen zunehmend umschlossen werden, 
oder wenn sich Erweiterungen von Siedlungsflächen 
(Wohnbau, Gewerbe, etc.) an bereits für solche Zwe-
cke überplante, aber bis jetzt nicht bebaute Flächen 
anschließen. Gerade im zweiten Fall sollten weitere 
Flächen nur in begründeten Fällen, wenn Bebauung 
der bereits ausgewiesenen Flächen nachweislich ab-
sehbar ist, neu ausgewiesen werden 
Die Entstehung von Baulücken lässt sich nach unserer 
Einschätzung bei nachstehenden Gebieten vermuten. 
 
a) Altheim A-G1 Spitzloch 
Die angrenzenden Gewerbeflächen auf Flst.1213 sind 
noch nicht bebaut, die erneute Inanspruchnahme vom 
landwirtschaftlichen Flächen sollte daher nur im be-
gründeten Fall stattfinden. 
 
b) Ertingen EE-G1 Viehweide 
Im Norden bestehen laut aktuellem Luftbild noch große 
Baulücken in den gewerblichen Bauflächen. Diese soll-
ten unseres Erachtens zunächst geschlossen werden, 
bevor erneut landwirtschaftliche Fläche in Anspruch 
genommen wird. 
 
c) Langenenslingen LL-G2 Simbrach/Jetzen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche A-G1 Spitzloch wird 
im Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter 
verfolgt. 
 
 
Im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren 
wird ein Geruchsgutachten erstellt  
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
Die gewerbliche Baufläche A-G1 Spitzloch wird 
im Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter 
verfolgt. 
 
 
 
 
Die Fläche EE-G1 Viehweide wird gegenüber 
dem Entwurf deutlich von ursprünglich 4,61 ha 
auf jetzt 0,25 ha reduziert.   
 
 
Derzeit stellt die Gemeinde im Parallelverfahren 
den Bebauungsplan Esple X auf. Belange des 
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Von den bereits überplanten Gewerbeflächen sind 
große Teile noch nicht bebaut, neue Flächen sollten 
erst in Betracht gezogen werden, wenn diese Flächen 
nachweislich nicht mehr vorhanden sind. 
 
Uttenweiler U-G1 Aispel 
Nach unserer Auffassung sind angrenzende gewerbli-
che Flächen nicht umfänglich genutzt, eine weitere 
Ausweisung von Gewerbeflächen trägt somit zum Auf-
kommen von Baulücken bei. 
 
d) Uttenweiler-Dieterskirch UDK-G1 Flst. 499 
Durch das Vorhaben entstehen innerörtliche Baulü-
cken. Das Landwirtschaftsamt kann solche Planungen 
nicht befürworten. 
 
D: Organisches Siedlungswachstum 
Der Landesentwicklungsplan aus dem Jahr 2002 sieht 
unter Plansatz 3.1.9 eine vorrangige Ausrichtung der 
Siedlungsentwicklung am vorhandenen Bestand vor. 
In den vorliegenden Unterlagen sind verschiedene 
Vorhaben skizziert, die u. E. diesem Plansatz wider-
sprechen und spornartig in den Außenbereich wach-
sen.  Auch aus agrarstruktureller Sich ist diese Ent-
wicklung nicht zu befürworten, da durchgängige land-
wirtschaftliche Strukturen (Bewirtschaftungseinheiten, 
landwirtschaftliches Wegenetz) immer mehr gefahrlau-
fen durch die Siedlungstätigkeit zerschnitten zu wer-
den. Die entsprechenden Gebiete sind nachstehend 
aufgeführt. 
 
Dürmentingen D-G2 Tauttenesch 
Durch die Planung ist eine weitere spornartige Ent-
wicklung der Siedlungsbereiche in den Außenbereich 
zu befürchten. Diese widerspricht dem Gebot einer 
geordneten Siedlungsentwicklung. 
 
a) Dürmentingen D-G1 Dauttenhau 
Durch die vorgestellte Planung wird der "Inselcharak-
ter" des Gewerbegebiets verfestigt. Eine organische 
Siedlungsentwicklung ist nicht zu erkennen. 
 
b) Dürmentingen D-S01 Spitzäcker 
Diese Flächen sollten nur in Anspruch genommen wer-
den, wenn diese tatsächlich durch die vorhandene Bi-
ogasanlage benötigt werden. Dieser Nachweis sollte 
erbracht werden. 
 
c) Dürmentingen-Heudorf DHE-G1 Wolfsgrube 
Durch die vorgelegte Planung wächst die Siedlung im-
mer weiter in den Außenbereich. Diese Prozesse soll-
ten im größtmöglichen Umfang vermieden werden. 
 
d) Langenenslingen LL-G2 Simbrach/Jetzen 
Durch die vorgestellte Planung wächst die Siedlung 
weiter in den Außenbereich hinein und wirkt zuneh-
mend zersiedelnd. 
 
 
 
 

Landschaftsschutzes werden darin entspre-
chend ausgeglichen. Der Bedarf in dieser Grö-
ßenordnung ist vorhanden. 
 
 
 
Für das geplante Gebiet gibt es bereits Bauinte-
ressenten. 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die gewerbliche Baufläche D-G2 Tauttenesch 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
 
 
 
Die geplante Flächenausweisung rundet das 
Gewerbegebiet siedlungstechnisch ab. 
 
 
 
Parallel wird der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan für eine Biogasanlage aufgestellt. 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche DHE-G1 Wolfgrube 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
 
Derzeit stellt die Gemeinde im Parallelverfahren 
den Bebauungsplan Esple X auf. Belange des 
Landschaftsschutzes werden darin entspre-
chend ausgeglichen. Der Bedarf in dieser Grö-
ßenordnung ist vorhanden. 
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e) Uttemweiler U-G2 Beurer 
Durch die Planung wächst die Siedlung sportartig in 
den unzerschnittenen Außenbereich und schränkt da-
mit die durchgängige Agrarstruktur weiter ein. 
 
f) Uttenweiler U-G1 Aispel 
Durch die Planung wächst die Siedlung sportartig in 
den unzerschnittenen Außenbereich und schränkt da-
mit die durchgängige Agrarstruktur weiter ein. 
 
g) Uttenweiler-Dieterskrich UDK-G1 Flst. 499 
Durch die Planung wächst die Siedlung sportartig in 
den unzerschnittenen Außenbereich und schränkt da-
mit die durchgängige Agrarstruktur weiter ein. 
 
h) Uttenweiler-Dentingen UD-G1 Weidenäcker 
Durch die vorgestellte Planung wird der "Inselcharak-
ter" des Gewerbegebiets verfestigt. Eine organische 
Siedlungsentwicklung ist nicht zu erkennen. 
 
i) Uttenweiler-Sauggart US-G1 Flst. 125 
Durch die vorgelegte Planung überspringt die Siedlung 
die vorhandene Straße, welche bis jetzt als Trennung 
zwischen Landwirtschaft und Siedlung fungierte. Das 
Landwirtschafsamt begrüßt solche Entwicklungen 
nicht, da hier eine weitere Zersiedlung der unzer-
schnittenen Agrarstruktur zu befürchten ist. 
 
E: Unverständlicher Flächenzuschnitt 
An verschiedenen Stellen werden Nutzungen ausge-
wiesen, in Folge derer stark verwinkelte landwirtschaft-
liche Restflächen zurückbleiben. Hier regen wird an, 
dass durch Flächentausch mit den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen geradlinige Grenzverläufe 
gefunden werden, die nicht zu einer erschwerten Be-
wirtschaftung der verbleibenden landwirtschaftlichen 
Flächen führen. Wir gehen davon aus, dass die untere 
Flurneuordnungsbehörde in diesen Flächen auch be-
hilflich sein kann. Zu Gebieten mit aus landwirtschaftli-
cher Sicht äußerst ungünstigem Zuschnitt zählen die 
nachstehenden Flächen 
 
a) Dürrnentingen-Heudorf DHE-G1 Wolfsgrube 
Durch die Planung wird südlich des Plangebiets eine 
sehr spitz zulaufende landwirtschaftliche Fläche hin-
terlassen. Solche Planungen sollten grundsätzlich ver-
mieden werden. 
 
F: Landwirtschaftliches Vorbehaltsgebiet und Vor-
rangflur 1 
Die landwirtschaftliche Vorrangflur 1 bezeichnet be-
sonders landbauwürdige Flächen bzw. Gebiete. Auf 
Grund der besonderen landwirtschaftlichen Eignung 
werden solche Flächen durch verschiedene Plansätze 
des Landesentwicklungsplans besonders vor der Inan-
spruchnahme durch landwirtschaftsfremde Nutzungen 
geschützt. Zu diesen Plansätzen gehören die Num-
mern 3.1.9 und 5.3.2. Gern. dieser Plansätze ist eine 
Inanspruchnahme von besonders geeigneten landwirt-
schaftlichen Flächen nur in einem unabweisbar not-
wendigen Umfang zulässig und ist auf das 

Die gewerbliche Baufläche U-G2 Beurer wird im 
Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter ver-
folgt. 
 
 
Die Abgrenzung ist in Abstimmung mit dem Flur-
neuordnungsverfahren entstanden. Belange der 
Landwirtschaft wurden berücksichtigt. 
 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
 
Die geplante Flächenausweisung rundet das 
Gewerbegebiet siedlungstechnisch ab. Derzeit 
stellt die Gemeinde parallel dazu den Bebau-
ungsplan auf. 
 
 
Der örtliche Gewerbetreibende ist zur Ansied-
lung seiner Betriebes auf dieses Flurstück ge-
bunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche DHE-G1 Wolfgrube 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
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Unvermeidbare zu beschränken. Die Vorgaben des 
Landesentwicklungsplans werden durch die Regio-
nalpläne aufgegriffen und umgesetzt. Die Fortschrei-
bung des Regionalplans für den Regionalverband Do-
nau-lIler sieht daher die Ausweisung von landwirt-
schaftlichen Vorbehaltsgebieten vor. Die Vorbehalts-
gebiete erstrecken sich zunächst auf einen Großteil 
der Flächen der Vorrangflur 1 sowie teilweise auch auf 
Flächen der Vorrangflur 2. Die textlichen Festsetzun-
gen greifen im Wesentlichen die Vorgaben des Lan-
desentwicklungsplans auf und erlauben eine Inan-
spruchnahme der Flächen aus Vorbehaltsgebieten 
nur, wenn keine, die Landwirtschaft weniger belas-
tende, Alternative zur Verfügung steht. 
Das bedeutet, dass im Fall der Inanspruchnahme von 
Flächen der Vorrangflur 1 bzw. der Vorbehaltsgebiete 
landwirtschaftliche Belange im Abwägungsprozess ein 
besonders Gewicht haben. Wohlwissentlich, dass ein-
zelne Gemeinden teilweise nahezu vollständig von der 
Vorrangflur 1 umgeben sind, wird an dieser Stelle nicht 
grundsätzliches jedes Vorhaben in diesem Bereich in 
Frage gestellt. Aus unserer Sicht sollte die Vorrangflur 
1 bzw. die Vorbehaltsgebiete der Landwirtschaft 
grundsätzlich in die Flächennutzungsplanung als Krite-
rium mit einfließen. Durch diese Vorgehensweise 
könnte die gesamte Inanspruchnahme von hochwerti-
gen landwirtschaftlichen Flächen möglichst minimiert 
werden. Nachfolgend sind daher alle Gebiete darge-
stellt, Vorbehaltsgebiete umgesetzt werden sollen, 
bzw. landwirtschaftliche Belange in besonderem Maß 
missachtet. 
 
a) Dürmentingen D-G2 Tauttenesch 
Es handelt sich um Flächen der Vorrangflur 1. Eine In-
anspruchnahme erscheint insofern ungerechtfertigt, 
als dass umliegenden ausgewiesenen Gewebeflächen 
noch nicht bebaut sind. Die Vorrangflur 1 sollte in die-
sem Rahmen besonders berücksichtigt und die Fläche 
nicht in Anspruch genommen werden. 
 
b) Dürmentingen D-G1 Dautenhau 
Durch das Vorhaben wird die Insellage des Gewerbe-
gebiets verfestigt. Die Fläche ist der Vorrangflur 1 so-
wie teilweise dem Vorbehaltsgebiet zugeordnet. Unse-
res Erachtens ist hier für das Baugenehmigungsver-
fahren eine qualifizierte Standortalternativenprüfung 
notwendig, welche die landwirtschaftlichen Belange 
besonders gewichtet. 
 
c) Dürmentingen D-S01 Spitzäcker 
Es handelt sich um Flächen der Vorrangflur 1 sowie 
dem landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebiet. Eine Inan-
spruchnahme sollte nur dann erfolgen, wenn dies für 
die vorhandene Biogasanlage auch notwendig ist. 
 
d) Dürmentingen-Heudorf DHE G1 Wolfsgrube 
Es handelt sich um Flächen der Vorrangflur 1 sowie 
dem landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebiet. Das Über-
springen über den vorhandenen Weg und die weitere 
spornartige Entwicklung in den Außenbereich sollte 
bei landwirtschaftlich besonders wertvollen Flächen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
werden die Belange der Landwirtschaft berück-
sichtigt. Der Gemeinderat wird durch entspre-
chende Abwägung die einzelnen Belange unter-
einander gewichten. 
 
 
Die gewerbliche Baufläche D-G2 Tauttenesch 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
Wird im Rahmen des nachgelagerten Bebau-
ungsplanverfahrens durchgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um eine Sonderbaufläche für die 
Schaffung einer Biogasanlage. Parallel wird der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan für eine Bio-
gasanlage aufgestellt. 
 
 
Die gewerbliche Baufläche DHE-G1 Wolfgrube 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
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unterbleiben und widerspricht den Grundsätzen einer 
geordneten Siedlungsentwicklung. Ferner werden 
durch die Umsetzung kleine Restflächen, die sehr 
spitz zulaufen, geschaffen. Dies stellt eine weitere Be-
wirtschaftungserschwernis dar, die vermieden werden 
muss in landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebieten. 
 
e) Unlingen UN-G1 Anger Sämwiese 
Es handelt sich um Flächen der Vorrangflur 1 sowie 
teilweise dem landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebiet. 
Ein so bedeutsamer Entzug von besonders geeigne-
ten landwirtschaftlichen Flächen wird seitens des 
Landwirtschaftsamts nicht begrüßt. Die Planung wi-
derspricht unseres Erachtens gegen den Landesent-
wicklungsplan sowie gegen den Regionalplan. Dar-
über hinaus weisen wir auf landwirtschaftliche Anla-
gen auf Flst. 514/1, 514/2 und 515 hin, welche die Be-
baubarkeit des Gebiets einschränken können. 
 
f) Uttenweiler U-G2 Beurer 
Der Landwirtschaft werden durch das Vorhaben Flä-
chen der Vorrangflur 1 entzogen, durch die vorgelegte 
Planung wächst die Siedlung weiter spornartig in die 
Vorrangflur 1 hinein. Solche Planungen sollten vermie-
den werden. Hier sollte ein Flächentausch mit dem 
Gebiet U-LW5 Weideäcker angestrebt werden. Wir 
gehen davon aus, dass die untere Flurneuordnungs-
behörde hier auch behilflich sein kann. 
 
g) Uttenweiler U-G1 Aispel 
Der Landwirtschaft werden durch das Vorhaben Flä-
chen der Vorrangflur 1 entzogen, durch die vorgelegte 
Planung wächst die Siedlung weiter spornartig in die 
Vorrangflur 1 hinein. Ferner scheinen hier noch Baulü-
cken in den bereits überplanten Gebieten zu beste-
hen. Solche Planungen sollten vermieden werden. 
Hier sollte ein Flächentausch mit dem Gebiet U-LW5 
Weideäcker angestrebt werden. Wir gehen davon aus, 
dass die untere Flurneuordnungsbehörde hier auch 
behilflich sein kann. 
 
h) Uttenweiler -Dieterskrich UDK-G1 Flst. 499 
Die Fläche wird der Vorrangflur 1 zugeordnet. Insbe-
sondere auf diesen wertvollen Flächen sollten zersie-
delnde Planungen, wie die vorliegende unterlassen 
werden. 
 
i) Uttenweiler-Dentingen UD-G1 Weidenäcker 
Es handelt sich um Flächen der Vorrangflur 1, durch 
das Vorhaben wird die Insellage der gewerblichen An-
lagen verfestigt. Diese Entwicklung sollte grundsätz-
lich vermieden werden, aber gerade in Bereichen der 
Vorrangflur 1 sollte auf das Anbindegebot aus Plan-
satz 3.1.9. des Landesentwicklungsplans besondere 
Rücksicht genommen werden. 
 
j) Uttenweiler-Sauggart US-G1 Flst. 125 
Die Fläche ist der Vorrangflur 1 zugeordnet. Aus Sicht 
des Landwirtschaftsamts sollten Siedlungsentwicklun-
gen in die Vorrangflur 1 unterlassen werden, so lange 
andere Alternativen vorhanden sind. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der Landwirtschaft werden im 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren aus-
reichend berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche U-G2 Beurer wird im 
Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter ver-
folgt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der Landwirtschaft werden im 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren aus-
reichend berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
 
 
Im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren 
wurden die Belange der Landwirtschaft ausrei-
chend berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Eine Standortalternative steht nicht zur Verfü-
gung. 
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G: Grundsätzliche Einwände bzgl. Der Flächenin-
anspruchnahme 
a) LW-S01 Solarpark Wilflingen 
Unsere grundsätzlichen Einwände gegen das skiz-
zierte Projekt eines Solarparks mit ca. 80 ha Flächen-
bedarf haben wir bereits in unserer Stellungnahme 
zum Bebauungsplan geäußert und halten diese im 
Rahmen dieser Stellungnahme aufrecht. 
 
H: Zusammenfassung 
Folgend sind die Anmerkungen zu den einzelnen Ge-
bieten nochmals tabellarisch dargestellt. 

 
 

 
 
Zwischenzeitlich wurde die Fläche auf 77,1 ha 
verkleinert. Im parallel laufenden Bebauungs-
planverfahren wurden die Belange der Landwirt-
schaft ausreichend berücksichtigt. 
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BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.13.6 Forstamt 
1.) Waldflächeninanspruchnahme 
Werden Waldflächen in Anspruch genommen, so ist 
eine Genehmigung für eine Waldumwandlung nach § 
9 - § 11 LWaldG mit entsprechend forstrechtlichem 
Ausgleich über die Untere Forstbehörde (Kreisforst-
amt) beim Regierungspräsidium Freiburg, Referat 83, 
Waldpolitik und Körperschaftsdirektion (Höhere Forst-
behörde) zu stellen (Im Rahmen einer Bauleitplanung 
ist eine Umwandlungserklärung nach § 10 LWaldG zu 
beantragen). 
 
2.) Waldabstand 
Maßgebliche Bestimmung für das Bauen in Waldnähe 
ist § 4 Abs. 3 Landesbauordnung. Danach müssen 
Gebäude und bauliche Anlagen mit Feuerstätten von 
Wäldern im Sinne des § 2 LWaldG 30 Meter entfernt 
sein. 
Bei folgenden Planungen ist dies in nachgelagerten 
Bebauungsplan – Verfahren zu berücksichtigen und in 
den planerischen Teil einzutragen: 
• Dürmentingen:D-G2 "Trauttenesch": 
Östlich des Plangebietes befindet sich auf Flst, 1290/1, 
1289 Wald 
• Dürmentingen: D-G3 "Buchstock": 
Östlich des Plangebietes befindet sich auf Flst. 2136 
Wald 
• Ittenhausen: LI-G "Gewerbe Walz"; 
Nördlich des Plangebietes befindet sich auf Flst. 2407 
und 2404 Wald 
• Dentingen: DU-G1 "Weidenäcker": 
Östlich und westlich des Plangebietes befinden sich 
Waldflächen. 
 
Bei folgenden Vorhaben weisen wir auf unsere Stel-
lungnahmen hin: 
• Heiligkreuztal: AH-G1 "Miss IV": Stellungnahme vom 
23.03.2020 BLPV201009 
• Wilflingen LW-S01"Solarpark Wilflingen": Stellung-
nahme vom 17.12.2020 BLPV201059 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Bauflächen D-G2 Tauttenesch 
und D-G3 Buchstock werden im Fortschrei-
bungsverfahren nicht mehr weiter verfolgt. 
 
 
Der erforderliche Waldabstand wird in der ver-
bindlichen Bauleitplanung berücksichtigt 
 
Im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren 
wurde der Waldabstand berücksichtigt. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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• Unlingen UN-S01 "Laugelen": Stellungnahme vom 
10.11.2020 BLPV201039 
Bei allen übrigen Vorentwürfen ist Wald nicht betrof-
fen, es bestehen daher keine forstlichen Bedenken. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.13.7 Amt für Brand- und Katastrophenschutz 
Bei der Bauleitplanung sind folgende Punkte zu beach-
ten: 
1. Die Anfahrt von 14 t schweren Feuerwehrfahrzeugen 

zu den einzelnen Objekten ist zu jeder Zeit zu ge-
währleisten. Bei Gebäuden, die von einer öffentli-
chen Straße entfernt liegen, müssen zu den entspre-
chenden GrundstücksteIlen mindestens 3,50 m 
breite und 3,50 m hohe Zufahrten vorhanden sein. 
Weitere Anforderungen an die Zufahrten und Auf-
stellflächen richten sich nach der Verwaltungsvor-
schrift des Innenministeriums über Flächen für Ret-
tungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken 
(VwVFeuerwehrflächen) in der jeweils gültigen Fas-
sung.  

2. Der Abstand der in den Straßen einzubauenden 
Hydranten soll unter Verwendung von Hinweisschil-
dern nach DIN 4066 ca. 150 m voneinander betra-
gen. 

3. Notwendige Überflur-Fallmantelhydranten (DIN 3222 
NW 100) werden, falls erforderlich, im Zuge der ein-
zelnen Baugenehmigungsverfahren gefordert. 

4. Notwendige Unterflurhydranten sind in der Ausfüh-
rung DIN EN 14339 zu verbauen. 

5. Die Mindestwasserlieferung richtet sich nach der Art 
der Bebauung. In Wohngebieten mit offener Bebau-
ung (GFZ<0,7) ist eine Mindestwasserlieferung von 
800 I/Min. bei einem Fließdruck von 2 bar sicher zu 
stellen. Gewerbegebiete, Mischgebiete und Wohn-
gebiete mit dichter- bzw. geschlossener Bebauung 
(GFZ>O,7) sind mit einem Mindestwasserlieferung 
von 1.600 I/Min. bei einem Fließdruck von 2 Bar aus-
zustatten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Brandschutzbelange werden im Rahmen der 
Baugenehmigung geprüft und gegebenenfalls 
mit entsprechenden Auflagen versehen.  
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.13.8 Flurneuordnungsamt 
Gemeinde Unlingen 
UN-G1 "Anger Sämwiesen" (Gewerbliche Baufläche) 
liegen innerhalb des Flurbereinigungsverfahrens Unlin-
gen (B 311). Aus Sicht der unteren Flurbereinigungs-
behörde bestehen keine Einwendungen und Beden-
ken. Hinweis: Sobald der Flächennutzungsplan 
Rechtskraft erlangt hat, kann ein Ausschluss der Flä-
chen aus der Flurbereinigung zweckmäßig sein. 
 
Gemeinde Uttenweiler 
U-G1 Aispel 
Alle Flurstücke befinden sich in der Flurbereinigung Ut-
tenweiler (B 312). Die vorläufige Besitzeinweisung 
fand zum 16.01.2017 statt. Aus Sicht der unteren Flur-
bereinigungsbehörde bestehen keine Einwendungen 
und Bedenken. 
 
U-G2 Beurer 
Alle Flurstücke befinden sich in der Flurbereinigung Ut-
tenweiler (B 312). Die vorläufige Besitzeinweisung 
fand zum 16.01.2017 statt. Aus Sicht der unteren Flur-
bereinigungsbehörde bestehen keine Einwendungen 
und Bedenken. 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 
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1.14 Regionalverband Donau-Iller 
Schwambergerstraße 35 
89073 Ulm 
 
Schreiben vom 25.02.2021 
 
zur Fortschreibung des Flächennutzungsplans der 
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen 
nimmt der Regionalverband Donau-Iller wie folgt Stel-
lung: 
 
2.Hinweise zu einzelnen Flächen 
a. Die Festlegung des Sondergebiets EE-SO3 „Dau-
den“ in Ertingen als „Sonderbaufläche Zweckbestim-
mung Fachmarktzentrum“ ist aus regionalplanerischer 
Sicht nicht hinsichtlich ihrer Auswirkungen überprüf-
bar. Hier bitten wir um Angabe, ob es sich um eine Er-
weiterung des bestehenden Einzelhandels oder um 
eine Neuplanung handelt und welche Sortimente hier-
für vorgesehen sind. Für alle Sondergebiete gilt, dass 
im rechtlich verbindlichen Teil des Flächennutzungs-
plans die Zweckbestimmung nach § 11 Abs. 2 Satz 1 
BauNVO angegeben werden muss. Eine Beschrei-
bung in der Begründung ist nicht ausreichend.  
 
c. Zur gewerblichen Baufläche LI-G1 „Gewerbe Walz“ 
bestehen keine regionalplanerischen Einwände, so-
weit es sich um die Erweiterung eines bestehenden 
Betriebs handelt. 
 
d. Langenenslingen: Sonderbaufläche Freilandphoto-
voltaikanlage Im parallel stattfindenden Bebauungs-
planverfahren hat sich der Regionalverband Donau-Il-
ler mit Schreiben vom 28.01.2021 bereits zur geplan-
ten Photovoltaikanlage in Langenenslingen-Wilflingen 
geäußert. Wir geben an dieser Stelle unsere Stellung-
nahme im Wortlaut wieder:  Die plangegenständliche 
Fläche überschneidet sich – abgesehen von dem 
auch in den Unterlagen erwähnten Wasserschonge-
biet des Regionalplans 1987 – nicht mit rechtskräfti-
gen oder geplanten regionalplanerischen Festlegun-
gen. Das Wasserschongebiet steht der geplanten 
Photovoltaikanlage hier nicht entgegen. Aufgrund 
nachfolgend aufgeführter Punkte bestehen aus Sicht 
der Regionalplanung dennoch Bedenken hinsichtlich 
der Verträglichkeit des Vorhabens mit schützens- und 
erhaltenswerten Strukturen und Nutzungen sowie im 
Hinblick auf die in den Unterlagen dargestellte Stand-
ortbegründung:  
• Direkt nördlich an den PV-Standortbereich angren-
zend befindet sich die Hofanlage Eisighof. Die Anlage 
wurde im Rahmen des Projekts "Kulturlandschaften 
und für die Regionalplanung bedeutsame Denkmale in 
der Region Donau-Iller" des Regierungsprä-sidiums 
Stuttgart und des Landesdenkmalamtes in Bayern in 
Zusammenarbeit mit dem Regionalverband als eines 
von 400 regionalbedeutsamen Denkmalen der Region 
identifiziert. Der entsprechende Steckbrief des Kultur-
denkmals ist diesem Schreiben beigefügt. Die Errich-
tung einer PV-Anlage innerhalb des Denkmalwirk-
raums hätte erhebliche Auswirkungen auf Wahrnehm- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um die Erweiterung des beste-
henden Fachmarktzentrums für Baustoffe. Die 
genaue Festsetzung der Art der Nutzung erfolgt 
im Bebauungsplan. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich ausschließlich um Erweiterungs-
flächen der bestehenden Firma. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Landesamt für Denkmalpflege äußert sich 
im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren 
zum Eisighof wie folgt:  
Der Solarpark wird sich zwar landschaftswirk-
sam entfalten und insbesondere den Eisighof 
aus bestimmten Richtungen in seiner bisher fast 
ungestörten Einbettung in die Kulturlandschaft 
stören, doch werden damit keine gem. Denkmal-
schutzgesetz begründbaren Schutzgüter beein-
trächtigt. Gegen die vorliegende Planung kön-
nen daher keine Bedenken vorgetragen werden. 
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und Erlebbarkeit dieses Denkmals, das nur in seinem 
Wirkungszusammenhang mit den umgebenden Wie-
sen und Äckern entsprechend zur Geltung kommen 
kann. Eingrünungsmaßnahmen sind in diesem Zu-
sammenhang voraussichtlich als nicht ausreichend 
wirksam einzustufen.  
• Der Landwirtschaft werden in einem Umfang von 
rund 80 ha längerfristig Flächen mit guten Produkti-
onsbedingungen (= landbauwürdige Flächen der Vor-
rangflur Stufe II der digitalen Flurbilanz) entzogen. Ge-
mäß Kap. B III 1.2.1 des rechtskräftigen Regional-
plans sollen die landwirtschaftlichen Flächen […] so 
weit wie möglich von anderen Nutzungen freigehalten 
werden. Gemäß Plansatz B I 2.1 G (2) des Regional-
planentwurfs sollen landwirtschaftliche Flächen und 
insbesondere diejenigen Flächen mit guten Erzeu-
gungsbedingungen nur in unbedingt notwendigem 
Umfang durch andere Nutzungen in Anspruch genom-
men werden.  
• Plansatz B V 2.2 G (1) des Regionalplanentwurfs 
sieht grundsätzlich eine bevorzugte Realisierung von 
Solaranlagen auf oder an baulichen Anlagen gegen-
über Freiflächensolaranlagen vor. Plansatz B V 2.2 G 
(2) des Regionalplanentwurfs fordert die vorzugsweise 
Errichtung von Freiflächenanlagen an bereits vorbe-
lasteten Standorten. Die Realisierung einer Freiflä-
chen-PV-Anlage in einem Umfang von über 80 ha an 
einem Standort, der keine wesentliche baulich-techni-
sche Vorprägung aufweist, steht nicht im Einklang mit 
diesen regionalen Entwicklungsvorstellungen.  
• Die Realisierung einer Freiflächen-PV-Anlage dieser 
Größenordnung und an einem derartigen Standort er-
fordert eine belastbare und plausible Standortbegrün-
dung. Aus unserer Sicht ist fraglich, ob die in der Be-
gründung zum Bebauungsplan dargestellte Standort-
alternativenprüfung (Punkt 6.3) diesen Anforderungen 
genügt. Zumindest die Auswahl der Alternativstand-
orte ist anhand der Darstellung in den Unterlagen 
nicht ohne weiteres nachvollziehbar. Zwei der vier un-
tersuchten Alternativflächen befinden sich innerhalb 
des Landschaftsschutzgebiets „Riedlinger Alb“, der 
dritte Alternativstand-ort ist quasi ringförmig geschlos-
sen direkt um den Langenenslinger Ortsteils Billafin-
gen situiert, obwohl das Fehlen einer direkten Einseh-
barkeit von der Wohnbebauung aus als wesentliches 
Kriterium für die Standortauswahl genannt wird. Aus 
welchen Gründen die zuvor genannten und nicht an-
dere Standorte gewählt wurden, wird in den Unterla-
gen nicht dargelegt. Eine abschließende Beurteilung 
des Planungsvorhabens ist uns derzeit noch nicht 
möglich. Die Unterlagen gehen nach unserer Auffas-
sung nicht in ausreichendem Umfang auf die genann-
ten nachteiligen Auswirkungen des Vorhabens ein. 
Insbesondere bedarf es einer flächendeckenden, 
deutlich umfänglicheren und nachvollziehbar ausgear-
beiteten Standortalternativenprüfung. Angesichts des 
Vorhabensumfangs sollte nach unserer Auffassung 
eine derartige Prüfung räumlich deutlich über den Ge-
meindebereich hinaus erweitert werden. Es wird ange-
regt, hierbei zumindest das Gebiet der Vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Riedlingen zu 

Durch die dicht stehenden Gebäude und die an-
grenzenden Gehölze sind keine Beeinträchti-
gungen der Frontansicht des Eisighofs zu erwar-
ten. Auf der Rückseite weist der Eisighof selbst 
eine Dachphotovoltaikanlage auf.  
 
Gemäß dem Klimaschutzgesetz BW sind in den 
Regionalplänen 2 % der Fläche für Erneuerbare 
Energien auszuweisen. Wird dies auf die Ge-
meinde Langenenslingen heruntergebrochen, 
welcher als Flächengemeinde im ländlichen 
Raum eine besondere Verantwortung für den 
Ausbau Erneuerbarer Energien zukommt, so ent-
spricht dies einer Fläche von 177 ha. Nach einer 
umfassenden Standort- alternativenprüfung, wel-
che ebenfalls die landwirtschaftlichen Belange 
berücksichtigt, ist der gewählte Standort mit einer 
Größe von knapp 80 ha im Vergleich zu anderen 
Standorten für die Errichtung einer Freiflächen-
photovoltaikanlage geeignet. 
 
Im Regionalplanentwurf werden Vorbehaltsge-
biete für Landwirtschaft festgelegt, um zusam-
menhängende, aufgrund ihrer Wertigkeit und Be-
deutung für die landwirtschaftliche Produktion 
besonders geeignete Flächen zu sichern. Das 
Vorhaben befindet sich nicht in einem solchem 
Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft. Um die 
Energiewende zu schaffen wird neben der Nut-
zung auf und an Gebäuden auch die Errichtung 
von Freiflächenphotovoltaikanlagen in dieser 
Größenordnung erforderlich werden. 
 
Plansatz B V 2.2 G (3) des Regionalplanent-
wurfs enthält folgende Vorgabe: „Die Errichtung 
von Freiflächen-Solaranlagen in der freien Land-
schaft sowie insbesondere innerhalb regional-
planerischer Gebietsfestlegungen zum Frei-
raumschutz soll vermieden werden. Sollen den-
noch derartige Standorte in Anspruch genom-
men werden, soll, möglichst im Rahmen einer 
umfassenden Standortkonzeption, die Flächen-
eignung bzw. das Fehlen besser geeigneter 
Standortalternativen nachgewiesen werden.“ 
Zudem soll gemäß Plansatz B V 2.2. G (2) eine 
„gute Einbindung in das Landschaftsbild vorge-
sehen werden.“ 
Zur Feststellung, ob der Standort geeignet ist 
oder ob besser geeignete Standortalternativen 
vorhanden sind, wurde die Standortalternativen-
prüfung grundsätzlich überarbeitet. Nach Abwä-
gung der umweltfachlichen und (land-)wirt-
schaftlichen Belange wird der gewählte Standort 
bevorzugt.  
Trotz der Größe des Solarparks ergibt sich 
durch seine Lage eine gute Einbindung in das 
Landschaftsbild. Das Vorhaben entfaltet keine 
Fernwirksamkeit und ist nur im Nahbereich 
wahrnehmbar. Hier werden die Beeinträchtigun-
gen durch zahlreiche Eingrünungsmaßnahmen 
gemindert. 
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betrachten. Die im Bebauungsplanverfahren geäußer-
ten Anregungen sollten im Rahmen der Flächennut-
zungsplanung aufgegriffen werden. Wir weisen dabei 
insbesondere auf den Bedarf nach einer inhaltlich und 
räumlich deutlich umfassenderen Standortalterna-
tivenprüfung hin. Der Umfang des Vorhabens und der 
genannten damit in Verbindung stehenden nachteili-
gen Auswirkungen erfordert nach unserer Auffassung 
zudem eine konzeptuelle Auseinandersetzung mit der 
Freiflächenphotovoltaiknutzung auf Ebene der Flä-
chennutzungsplanung. 
 
e. Dürmentingen: Erweiterung Sonderbaufläche Bio-
gasanlage Gemäß Regionalplanentwurf liegt die Er-
weiterungsfläche der Biogasanlage „Spitzäcker“ inner-
halb eines Vorbehaltsgebietes für Landwirtschaft 
(Plansatz B I 2.1 G (3)). Eine Inanspruchnahme dieser 
Flächen für landwirtschaftsfremde Nutzungen soll zu-
künftig nur bei Fehlen gleichwertiger, die Landwirt-
schaft geringer belastender Standortalternativen erfol-
gen. Eine Auseinandersetzung mit dieser zukünftigen 
regionalplanerischen Vorgabe sollte nach Möglichkeit 
bereits zum jetzigen Zeitpunkt erfolgen. 

 
Weitere Hinweise zu den einzelnen Flächen erfolgen 
nach dem vorgeschlagenen Gespräch nach Ziff. 1 
oder im weiteren Verfahren. 

 
Bei der Prüfung wurde das gesamte Gebiet der 
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft der 
Stadt Riedlingen betrachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um eine Sonderbaufläche für die 
Schaffung einer Biogasanlage. Parallel wird der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan für eine Bio-
gasanlage aufgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.15 RP Freiburg Geologisches Landesamt 
Albertstraße 5 
79104 Freiburg 
 
Schreiben vom 22.02.2021 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowis-
senschaftliche und bergbehördliche Belange äußert 
sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Berg-
bau auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterla-
gen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungs-
vorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können 
Keine 
 
2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
standes 
Keine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.15.1 3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse kön-
nen unter http://maps.lgrb-bw.de/abgerufen werden. 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der 
Anhörung zu konkreten Planungen (z. B. Bebauungs-
pläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in 
den Untergrund näher bekannt sind. Eine Gefahren-
hinweiskarte (insbesondere bezüglich eventueller Mas-
senbewegungen und Verkarstungsstrukturen) kann, 
nach vorheriger – für Kommunen und alle übrigen Trä-
ger Öffentlicher Belange gebührenfreier – 
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Registrierung, unter http://geogefahren.lgrb-bw.de/ ab-
gerufen werden. 
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hin-
weise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vor-
zubringen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.15.2 Grundwasser 
Im Folgenden werden die Einzelflächen behandelt. In 
den Fällen mit „-keine-“, gibt es aus hydrogeologischer 
Sicht keine Hinweise, Anregungen und Bedenken. 
Hinweise auf eine Lage im Wasserschutzgebiet sind 
bereits im Gesamtdokument Fortschreibung des Flä-
chennutzungsplans seitens der VGG enthalten. 
Auf die Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete, 
DVWK Arbeitsblatt W 101 wird verwiesen. Dort sind in 
Tabelle 1 potenzielle Gefährdungen mit Prüfungsbe-
darf in Wasserschutzgebieten gelistet sowie eine quali-
tative Gefährdungspotentialeinschätzung gegeben. 
Danach geht bspw. von der Ausweisung neuer Bauge-
biete in Wasserschutzgebietszonen III/IIIA ein hohes 
Gefährdungspotenzial aus, von Gewerbegebieten ein 
sehr hohes Gefährdungspotenzial. 
 
1. Stadt Riedlingen, OT Zwiefaltendorf: "südlich von 

Zwiefaltendorf", PV-Freiflächenanlage - keine – 
2. Stadt Riedlingen, OT Zwiefaltendorf: "südlich von 

Zwiefaltendorf", PV-Freiflächenanlage - keine – 
3. Gde. Altheim, HO: "Spitzloch", bisher LF - keine – 
4. Gde. Altheim, HO: "Riedlinger Elm", bisher LF - 

keine – 
5. Gde. Altheim, OT Heiligenkreuztal: "Miss IV", bis-

her LF - keine – 
6. Gde. und Gmk. Dürmentingen: "Dautenhau", bisher 

LF - keine – 
7. Gde. und Gmk. Dürmentingen: "Tauttenesch", bis-

her LF - keine – 
8. Gde. und Gmk. Dürmentingen: "Buchstock", bisher 

LF - keine – 
9. Gde. und Gmk. Dürmentingen: "Spitzäcker", bisher 

LF - keine – 
10. Gde. Dürmentingen, OT Heudorf: "Wolfsgrube", 

bisher LF Auf die Lage im festgesetzten Wasser-
schutzgebiet Heudorf, Gemeinde Dürmentingen, 
WSG-Zone III wird hingewiesen. Das Planungsge-
biet befindet sich in rund 580 m Entfernung von der 
Wasserfassung. 

11. Gde. Ertingen, HO: "Viehweide", bisher LF - keine 
– 

12. Gde. Ertingen, HO: "Beuten", LF - gepl. W entfällt - 
keine – 

13. Gde. Ertingen, HO: "IGIDOBU", LF - gepl. G entfällt 
- keine – 

14. Gde. Ertingen, HO: "Sulz", Photovoltaik - bisher LF 
- keine – 

15. Gde. Ertingen, HO: "Taubried", bisher LF - keine – 
16. Gde. Ertingen, HO: "Dauden", bisher LF - keine – 
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17. Gde. Ertingen, HO: "Ortskern", Vollsortimenter - 
keine – 

18. Gde. Langenenslingen, HO: "L 277 / Wilfinger 
Straße", bisher LF Auf die Lage im festgesetzten 
Wasserschutzgebiet Langenenslingen/Wilfingen, 
WSG-Zone IIIA wird hingewiesen. Das Planungs-
gebiet befindet sich in rund 920 m Entfernung von 
der Wasserfassung. 

19. Gde. Langenenslingen, HO: "L 277 / Wilfinger 
Straße", bisher LF Auf die Lage im festgesetzten 
Wasserschutzgebiet Langenenslingen/Wilfingen, 
WSG-Zone IIIA wird hingewiesen. Das Planungs-
gebiet befindet sich in rund 1 km Entfernung von 
der Wasserfassung. 

20. Gde. Langenenslingen, HO: "Simbrach / Jetzen", 
bisher LF Auf die Lage im festgesetzten Wasser-
schutzgebiet Langenenslingen/Wilfingen, WSG-
Zone IIIA wird hingewiesen. Das Planungsgebiet 
befindet sich in rund 1280 m Entfernung von der 
Wasserfassung. 

21. Gde. Langenenslingen, HO: "Steinbühl", bisher LF 
Auf die Lage im festgesetzten Wasserschutzgebiet 
Langenenslingen/Wilfingen, SG-Zone IIIA wird hin-
gewiesen. Das Planungsgebiet befindet sich in 
rund 1,4 km Entfernung von der Wasserfassung. 

22. Gde. Langenenslingen, OT Andelfingen: "Altheimer 
Straße", bisher LF Auf die Lage im festgesetzten 
Wasserschutzgebiet Roden, St. Riedlingen, WSG-
Zone IIIB wird hingewiesen. 

23. Gde. Langenenslingen, OT Ittenhausen: "Gewerbe 
Walz", bisher LF - keine – 

24. Gde. Langenenslingen, Gmk. Wilfingen: "Südöst-
lich der Ortslage", Solarpark – bisher LF + W Auf 
die Lage im festgesetzten Wasserschutzgebiet 
Langenenslingen/ Wilfingen, WSG-Zone IIIB wird 
hingewiesen. 

25. Gde. Unlingen, HO: "Anger Sämwiesen", bisher LF 
- keine – 

26. Gde. Unlingen, HO: "Laugelen", bisher LF - keine – 
27. Gde. Uttenweiler, HO: "Aispel", bisher LF - keine – 
28. Gde. Uttenweiler, HO: "Beurer", bisher LF - keine – 
29. Gde. Uttenweiler, HO: "Weideäcker", LF - gepl. G 

entfällt - keine – 
30. Gde. Uttenweiler, OT Dentingen: "Weidenäcker", 

bisher LF - keine – 
31. Gde. Uttenweiler, OT Sauggart: "Flst.-Nr. 125", bis-

her LF - keine – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf die Lage der einzelnen Gebiete innerhalb 
von Wasserschutzgebietszonen wird in den je-
weiligen Steckbriefen hingewiesen. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.15.3 Bergbau 
Gegen die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwen-
dungen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowis-
senschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse kön-
nen dem bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine 
Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten 
der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) 
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entnommen werden. Des Weiteren verweisen wir auf 
unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (An-
wendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgeru-
fen werden kann. 

 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.16 RP Tübingen Abteilung 4 Straßenwesen 
Konrad-Adenauer-Straße 20 
72072 Tübingen 
 
Gemeinsame Stellungnahme mit 1.18 

 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.17 RP Tübingen Gewässer 1. Ordnung Riedlingen 
Haldenstraße 7 
88499 Riedlingen 
 
Gemeinsame Stellungnahme mit 1.18 

 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.18 RP Tübingen Raumordnung 
Konrad-Adenauer-Straße 20 
72072 Tübingen 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
I. Belange der Raumordnung (ohne Einzelhandel) 
1. Vorbemerkung 
Grundsätzlich begrüßt das Regierungspräsidium die 
eingeleitete Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Riedlin-
gen, weil damit zeitnah wieder eine aktuelle Planungs-
konzeption vorliegen wird. Nach § 1 Abs. 3 BauGB ha-
ben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung erfor-
derlich ist. Allerdings sieht das Regierungspräsidium 
weder bei den Wohnbauflächen noch bei den gewerb-
lichen Bauflächen eine Erforderlichkeit an Flächenaus-
weisungen im vorgesehenen Umfang. Der Umfang an 
Flächenausweisungen ist nicht nachvollziehbar und 
nicht begründbar. Dies insbesondere auch im Ver-
gleich zu den benachbarten Verwaltungsgemeinschaf-
ten oder anderen Gemeindeverwaltungsverbänden im 
Landkreis Biberach bzw. im Regierungsbezirk Tübin-
gen. In seiner Stellungnahme vom 06.07.2017 (Az.: 
w.o.) hat das Regierungspräsidium angeregt, im Rah-
men einer Besprechung mit der Stadt Riedlingen und 
den Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft die 
Grundlagen für die Gesamtfortschreibung des Flä-
chennutzungsplans zu erörtern. Diesem Vorschlag 
wurde jedoch nicht gefolgt. Weiterhin wird ein gemein-
sames Gespräch mit dem Regierungspräsidium, dem 
Regionalverband Donau-Iller und dem Landratsamt als 
Genehmigungsbehörde als zielführend erachtet, um 
ein Einvernehmen bezüglich der Flächenbedarfe zu er-
zielen, welches letztendlich auch entscheidend für die 
Genehmigungsfähigkeit der Flächennutzungsplanfort-
schreibung ist. 
 
2. Ermittlung der Flächenbedarfe 
Wie bereits in der Stellungnahme vom 06.07.2017 er-
läutert wurde, soll bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB mit Grund und 
Boden sparsam umgegangen werden, wobei zur Ver-
ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flä-
chen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 

 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen.  
 
Fachlicher Teilflächennutzungsplan Gewerbe  
Für den fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe erfolgt am 19.10.2022 der erneute Auf-
stellungs- und Auslegungsbeschluss. Hier wer-
den die Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit vom 08.02.2021 
bis 15.03.2021 und der Träger öffentlicher Be-
lange vom 22.12.2020 bis 26.02.2021 behan-
delt.  
Bei der Behandlung werden die Stellungnahmen 
zu den gewerblichen Bauflächen und die allge-
meinen Stellungnahmen zur Fortschreibung be-
handelt.  
Es wird nochmals klargestellt, dass die in der 
Teilflächennutzungsplanfortschreibung Gewerbe 
jetzt noch enthaltenen gewerblichen Bauflächen 
von den jeweiligen Mitgliedsgemeinden als Aus-
weisung entweder für bereits existierende bzw. 
in Aufstellung befindliche Bebauungspläne (z.B. 
Uttenweiler, Langenenslingen, Altheim) handelt. 
Diese Flächen werden ausschließlich zur De-
ckung des dringenden örtlichen Bedarfs für ge-
werbliche Entwicklungen benötigt.  
Gewerbeflächenreserven  
Gegenüber dem Vorentwurf vom 16.12.2020 
und der darin enthaltenen bestehenden gewerb-
lichen Bauflächenreserven im Umfang von 
96,58 ha haben sich in den letzten zwei Jahren 
durch intensive Planungs- und Bautätigkeiten 
dies Reserven auf insgesamt 55,49 ha reduziert. 
Diese Reduzierung (42%) zeigt erstmals den 
enormen Bedarf der in der Raumschaft Riedlin-
gen derzeit gewerblich existiert.  
Interkommunales Gewerbegebiet Donau-Bus-
sen  
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Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung 
und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nut-
zen sind. Mit der genannten Vorschrift verlangt der Ge-
setzgeber eine intensive Auseinandersetzung mit dem 
Thema des Flächenverbrauchs. Insbesondere muss 
der Forderung „Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung“ in den Bauleitplänen Rechnung getragen wer-
den. Dies steht auch im Einklang mit dem Plansatz 
3.1.9 Z (Z = Ziel der Raumordnung im Sinne des § 1 
Abs.4 BauGB, §§ 3 Nr.2 und 4 Abs.1 ROG und des § 
4 Abs.1 und 4 LplG) des Landesentwicklungsplans 
2002, wonach die Möglichkeiten der Verdichtung und 
Arrondierung zu nutzen sowie Baulücken und Bau-
landreserven zu berücksichtigen sind. Weiterhin hat 
das Wirtschaftsministerium zur Sicherstellung einer 
sparsamen und schonenden Flächeninanspruch-
nahme bei der Flächennutzungsplanung und der Be-
bauungsplanung „Hinweise für die Plausibilitätsprüfung 
der Bauflächenbedarfsnachweise im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens nach § 6 BauGB und nach § 
10 Abs. 2 BauGB“ erstellt. Seit 15.02.2017 liegt eine 
fortgeschriebene Fassung dieses Hinweispapiers vor. 
In ihm wurden die bereits bisher für eine sparsame 
Flächeninanspruchnahme bei der Bauleitplanung zu 
beachtenden Bestimmungen zusammengefasst und 
präzisiert. 
 
4. Gewerbliche Bauflächen 
Die Vorgabe eines sorgsamen Umgangs mit Flächen-
neuausweisungen bezieht sich auch auf die Auswei-
sung von gewerblichen Bauflächen. Ein pauschaler 
Flächenansatz, der sich ähnlich wie bei den Wohnbau-
flächen berechnen lässt, ist wegen der Differenziertheit 
gewerblicher Ansprüche nicht möglich. Der erforderli-
che Gewerbeflächenbedarf muss daher für jede Ge-
meinde bzw. für die Einzelflächen nachvollziehbar dar-
gestellt und begründet werden. Im Gemeindeverwal-
tungsverband sind der Stadt Riedlingen eine zentral-
örtliche Funktion zugewiesen (Mittelzentrum), sowie 
den Gemeinden Ertingen, Langenenslingen und Utten-
weiler (Kleinzentren). In den übrigen Gemeinden sind 
Flächenneuausweisungen insbesondere dann vorzu-
sehen, wenn die in den Orten bereits ansässigen Fir-
men Erweiterungsbedarf haben. Darüber hinaus ge-
hende Neuausweisungen sind nur in eingeschränktem 
Umfang möglich. Auch bei den gewerblichen Bauflä-
chen gehen die geplanten Flächenausweisungen weit 
über den ermittelten Bedarf hinaus, sodass auch hier 
den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB nicht mehr ent-
sprochen werden kann. Aus Sicht des Regierungsprä-
sidiums sind Rücknahmen an bereits vorhandenen 
oder geplanten gewerblichen Bauflächen erforderlich. 
Die Kommunen der Verwaltungsgemeinschaft Riedlin-
gen planen zusammen mit der Gemeinde Zwiefalten 
(Landkreis Reutlingen) die Entwicklung interkommunal 
betriebener Gewerbeflächen mit Standorten in Riedlin-
gen und Ertingen. Diese Planung ist zwingend konzep-
tionell und bei der Bedarfsermittlung einzubeziehen 
und in die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 

Auch im fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe werden die in der Fortschreibung des Re-
gionalplanes Donau Iller enthaltenen Vorrangflä-
chen (Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen) nicht aufgenom-
men. Diese werden zu einem späteren Zeitpunkt 
in einem Parallelverfahren mit dem Bebauungs-
plan in den Flächennutzungsplan aufgenom-
men.  
Sonderbauflächen  
Die acht im Vorentwurf vom 16.12.2020 enthal-
tenen Sonderbauflächen (Zweckbestimmung 
Freiflächenphotovoltaik (RZ-SO1, LW-SO1, EE-
SO1), Biogasanlage (D-SO1), Nahwärme (UN-
SO1), Schweinemastbetrieb (EE-SO1), Erweite-
rung Fachmarktzentrum (EE-SO3) und Vollsorti-
menter (EE-SO4) bleiben Teil der fachlichen 
Teilflächennutzungsplanfortschreibung Ge-
werbe.  
Fachlicher Teilflächennutzungsplan Wohnen  
Der fachliche Teilflächennutzungsplan für 
Wohnbauflächen wird in einem gesonderten 
Verfahren weitergeführt. Dort werden die ent-
sprechenden Stellungnahmen behandelt. 
 
 
 
 
Durch intensive Verhandlung, Planungs- und 
Bautätigkeiten haben sich zwischen Mai 2020 
und Mai 2022 die gewerblichen Bauflächenre-
serven von 96,28 ha auf 55,49 ha reduziert.  
Insgesamt haben die Mitgliedgemeinden des 
Verbandes Ihre gewünschten Bauflä-chenaus-
weisungen zwischen Vorentwurf vom 
16.12.2020 und jetzigem Entwurf um sechs Flä-
chen und insgesamt 17,91 ha auf jetzt 41,00 ha 
reduziert. 
Diese Flächen werden ausschließlich zur De-
ckung des dringenden örtlichen Bedarfs für ge-
werbliche Entwicklungen benötigt. 
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aufzunehmen, wenn das Projekt noch weiterverfolgt 
wird. 
 
5. Einzelne Planflächen 
Wie bereits dargestellt, ist davon auszugehen, dass 
zahlreiche Planflächen keinen Eingang in den Flä-
chennutzungsplan finden werden, da zum einen kein 
Bedarfsnachweis erbracht werden kann und bei vielen 
Flächen auch eine nachvollziehbare Begründung fehlt. 
Daher wird im Folgenden nur zu einzelnen Flächen 
eine Stellungnahme bzw. Bemerkung vorgebracht. 
 
AH-G1 „Miss IV“, 1,5 ha 
Verwiesen wird auf die Stellungnahme des Regie-
rungspräsidiums zum Bebauungsplan „Miss IV“ vom 
17.04.2020 (Az.: 21-14/2432.3-07.1) 
 
Dürmentingen 
D-SO1 Spitzäcker“, 2,06 ha 
Es wird um Ergänzung der Zweckbestimmung dieser 
Sonderbaufläche gebeten. 
 
Ertingen 
EE-LW2 „IGIDOBU“, 0,58 ha 
Es wird um Erläuterung gebeten, warum die Fläche 
von gewerblicher Baufläche in Fläche für die Landwirt-
schaft umgewidmet werden soll, obwohl nach dem 
Entwurf des Regionalplans Donau-Iller an diesem 
Standort ein Gewerbeschwerpunkt vorgesehen ist und 
die Fläche als potentieller Standort für ein interkommu-
nales Gewerbegebiet benannt wurde. 
 
LW-SO1 „Solarpark Wilfingen“, 80,98 ha 
Zu dieser großflächigen PV-Anlage werden keine 
grundsätzlichen Bedenken aus Sicht der Raumord-
nung vorgebracht. Nach den Planunterlagen gab es in 
diesem Bereich bisher sowohl landwirtschaftliche Flä-
chen als auch eine Wohnbaufläche. Nach dem GIS-
System des Regierungspräsidiums sind in diesem Be-
reich bisher keine Wohnbauflächen dargestellt. 
 
Unlingen 
UN-SO1 „Laugelen“, 0,6 ha 
Es wird um Ergänzung der Zweckbestimmung dieser 
Sonderbaufläche gebeten. 
 
Uttenweiler 
UDK-G1 „Flst Nr. 499“, 0,75 ha und US-G1 „Flst. 125“ 
0,35 ha 
Nach Auffassung des Regierungspräsidiums sollten 
gewerbliche Bauflächen gebündelt werden. Vor dem 
Hintergrund einer geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung stellt sich die Frage nach dem Bedarf an ge-
werblichen Baufläche an diesen Standorten. 
 
Die Sonderbaufläche „Biogasanlage“ westlich von Dür-
mentingen, südlich der L 275 ist im GIS-System des 
Regierungspräsidiums nicht dargestellt. Es wird um Er-
läuterung gebeten, wann das FNP-Änderungsverf-   
ahren stattgefunden hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Zweckbestimmung Biogasanlage entspre-
chend dem in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplan wird ergänzt. 
 
 
 
Die Ausweisung soll später separat durch den  
Zweckverband IGIDoBu erfolgen.  
 
 
 
 
 
 
Bei der Abkürzung W handelt es sich nicht um 
Wohnbauflächen, sondern um Waldflächen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zweckbestimmung Anlagen für den Betrieb 
und die Erzeugung von regenerativen Energien 
durch Blockheizkraftwerk/Hackschnitzelheizung 
mit Nebeneinrichtungen und Gebäuden wird er-
gänzt. 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
Es handelt sich um eine Kleinfläche die von be-
reits ortsansässigen Firmen dringend für eine 
Betriebserweiterung benötigt wird. 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung fand im Pa-
rallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-
planes Badwiese im Jahr 2009 statt. 
 
 
Erfolgt im Rahmen der Generalfortschreibung. 
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In Langenenslingen-Andelfingen ist nach Auffassung 
des Regierungspräsidiums ein Kiesabbauvorhaben 
(genehmigte Abbaufläche) zu ergänzen.  
 
Die Sonderbaufläche südlich von Unlingen an der 
Bahnhofstr. ist im GIS-System des Regierungspräsidi-
ums deutlich kleiner als im vorgelegten Plan. Es wird 
um Erläuterung gebeten, wann das FNP-Änderungs- 
verfahren stattgefunden hat. 
 
Die Sonderbaufläche südlich von Uttenweiler-Dieters-
hausen ist im GIS-System des Regierungspräsidiums 
nicht dargestellt. Es wird um Erläuterung gebeten, 
wann das FNP-Änderungsverfahren stattgefunden hat. 
 
Für die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wird um ei-
nen Übersichtsplan gebeten, der entweder das Ge-
samtgebiet der Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen 
oder die Gebiete der einzelnen Kommunen umfasst. 

 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung fand im Pa-
rallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-
planes statt. 
 
 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung fand im Pa-
rallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-
planes statt. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.18.1 II. Belange der Raumordnung (Einzelhandel) 
Einzelhandel ist durch die Flächen EE-SO3 „Dauden“ 
und EE-SO4 „Vollsortimenter“ in Ertingen betroffen. 
Bezüglich der Fläche EE-SO4 „Vollsortimenter“ beste-
hen aus Sicht des Einzelhandels keine raumordnungs-
rechtlichen Bedenken, da es sich um einen integrierten 
Standort handelt, ein Vollsortimenter an dieser Stelle 
zur Sicherung der Grundversorgung geboten ist und 
die ausgewiesene Fläche derjenigen im Bebauungs-
plan entspricht, zu der aus den genannten Gründen 
ebenfalls keine raumordnungsrechtlichen Bedenken 
bestanden. 
Bezüglich der Fläche EE-SO3 „Dauden“ wird auf Seite 
101 der Begründung zur Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplans bemerkt, dass die Fläche der Erweite-
rung des ortsansässigen Baustoffhandels dienen soll. 
Die Sonderbaufläche bekommt jedoch die Zweckbe-
stimmung „Fachmarktzentrum“. Wir bitten daher für 
eine abschließende Stellungnahme zu dieser Erweite-
rungsfläche um Mitteilung, welche Einzelhandelsnut-
zung außer dem Baustoffhandel in dem Gebiet noch 
vorgesehen bzw. vorhanden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche dient ausschließlich der Erweiterung 
des ortsansässigen Baustoffhandels. Weitere 
Einzelhandelsnutzungen sind nicht vorgesehen 
und vorhanden. 
 
BV: wird berücksichtigt 

1.18.2 III. Belange der erneuerbaren Energien und des Kli-
maschutzes 
Gemäß § 4 KSG BW sollen in Baden-Württemberg die 
Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2030 um 42 
Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert 
werden. Bis zum Jahr 2050 wird eine Minderung um 
90 Prozent angestrebt. Fachlicher Hintergrund der ge-
setzlichen Klimaschutzziele ist ein Energieszenario 
Baden-Württemberg 2050, das dem in § 4 KSG BW 
geregelten Treibhausgasminderungspfad zugrunde 
liegt (vgl. LT-DS 15/3465 S. 22 f.). Gemäß § 5 KSG 
BW kommt bei der Verwirklichung der Klimaschutz-
ziele der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstel-
lung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von 
Energie sowie dem Ausbau erneuerbarer Energien 
eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt gemäß § 5 
Satz 2 KSG BW auch, wenn es sich im Einzelfall um 
geringe Beiträge zur Treibhausgasminderung handelt. 
Dass es für das Erreichen der Klimaschutzziele auf die 
in § 5 Abs. 1 Satz 1 KSG BW genannten Maßnahmen 
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ankommt, ergibt sich aus dem Umstand, dass ca. 90% 
der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind. § 5 
Satz 2 KSG BW trägt der Tatsache Rechnung, dass 
der Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutz-
ziel verhältnismäßig klein sein kann. Gemäß § 1 Abs. 
3 Nr. 4 BNatSchG kommt dem Aufbau einer nachhalti-
gen Energieversorgung darüber hinaus auch im Rah-
men der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts eine besondere 
Bedeutung zu. Die Nutzung erneuerbarer Energien be-
inhaltet einen Beitrag zum nachhaltigen Umgang mit 
Naturgütern. Diese positive Wirkung des Klimaschut-
zes für den Naturschutz ist im Rahmen einer ggf. not-
wendigen Abwägung zwischen beiden Belangen eben-
falls zu berücksichtigen. Die geplanten Vorhaben wer-
den deshalb unter dem Gesichtspunkt der Belange 
des Klimaschutzes und der erneuerbaren Energien 
grundsätzlich befürwortet. 
Es wird gebeten, das Kompetenzzentrum Energie über 
das Ergebnis der Verfahren zeitnah zu informieren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.18.3 IV. Belange der Landwirtschaft 
Mit der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
der Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen werden eine 
Vielzahl von Bauflächen neu ausgewiesen, wobei sich 
die Mehrzahl auf Flächen im Außenbereich befindet. 
Die Planungen sehen vor, insgesamt mehr als 200 ha 
landwirtschaftliche Fläche zu Bauflächen bzw. Sonder-
gebieten umzuwidmen. Die Landwirtschaft als Haupt-
nutzer der Flächen ist somit Hauptbetroffener der Pla-
nung, so dass landwirtschaftliche Belange im Rahmen 
einer erforderlichen Abwägung ordnungsgemäß zu be-
rücksichtigen sind. Hierzu ist jedoch zumindest eine 
Darstellung der Agrarstruktur des Einzugsbereichs der 
Verwaltungsgemeinschaft und der einzelnen Gemein-
den erforderlich, damit eine Abschätzung und Beurtei-
lung der geplanten Umwidmungen auf die Landwirt-
schaft vor Ort als Grundlage für eine Abwägung vorge-
nommen werden kann. Ein Kapitel zur Agrarstruktur 
bzw. zur Landwirtschaft ist in den Unterlagen nicht vor-
handen, auch im Umweltbericht sind keine Hinweise 
zu agrarstrukturellen Belangen zu finden. Regelmäßig 
kann die Verwendung der Daten zur Digitalen Flurbi-
lanz (Wirtschaftsfunktionenkarte) zur Darstellung ag-
rarstruktureller Belange Hinweise auf die Betroffenheit 
eben. In den Steckbriefen zu den einzelnen im Um-
weltbericht untersuchten Gebieten sind keine diesbe-
züglichen Angaben vorhanden. Gemäß der agrarstruk-
turellen Bedeutung der landwirtschaftlichen Flächen im 
Landkreis Biberach sind zum Schutz der besonders 
hochwertigen landwirtschaftlichen Standorte in der 
Fortschreibung zum Regionalplan Flächen der Vor-
rangflur I überwiegend als Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft dargestellt. Die in der Fortschreibung des Regi-
onalplans dargestellten Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft finden an keiner Stelle der Unterlagen Erwäh-
nung, obwohl diese von den Planungen teilweise be-
troffen sind. In den Grundsätzen der Fortschreibung 
zum Regionalplan Donau-Iller ist bezüglich der Bedeu-
tung des Erhalts landwirtschaftlicher Flächen folgen-
des ausgeführt: „(G1) Die Landwirtschaft in der Region 

 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen.  
 
Fachlicher Teilflächennutzungsplan Gewerbe  
Für den fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe erfolgt am 19.10.2022 der erneute Auf-
stellungs- und Auslegungsbeschluss. Hier wer-
den die Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit vom 08.02.2021 
bis 15.03.2021 und der Träger öffentlicher Be-
lange vom 22.12.2020 bis 26.02.2021 behan-
delt.  
Bei der Behandlung werden die Stellungnahmen 
zu den gewerblichen Bauflächen und die allge-
meinen Stellungnahmen zur Fortschreibung be-
handelt.  
Es wird nochmals klargestellt, dass die in der 
Teilflächennutzungsplanfortschreibung Gewerbe 
jetzt noch enthaltenen gewerblichen Bauflächen 
von den jeweiligen Mitgliedsgemeinden als Aus-
weisung entweder für bereits existierende bzw. 
in Aufstellung befindliche Bebauungspläne (z.B. 
Uttenweiler, Langenenslingen, Altheim) handelt. 
Diese Flächen werden ausschließlich zur De-
ckung des dringenden örtlichen Bedarfs für ge-
werbliche Entwicklungen benötigt.  
Gewerbeflächenreserven  
Gegenüber dem Vorentwurf vom 16.12.2020 
und der darin enthaltenen bestehenden gewerb-
lichen Bauflächenreserven im Umfang von 
96,58 ha haben sich in den letzten zwei Jahren 
durch intensive Planungs- und Bautätigkeiten 
dies Reserven auf insgesamt 55,49 ha reduziert. 
Diese Reduzierung (42%) zeigt erstmals den 
enormen Bedarf der in der Raumschaft Riedlin-
gen derzeit gewerblich existiert.  
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mit ihren ökonomischen, ökologischen und sozialen 
Funktionen soll nachhaltig gesichert und weiterentwi-
ckelt werden. Sie soll zur Versorgung der Gesellschaft 
mit qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln und nach-
wachsenden Rohstoffen beitragen, der landwirtschaftli-
chen Erwerbsbevölkerung angemessene Einkommen-
schancen eröffnen und Dienstleistungsfunktionen für 
Freizeit, Erholung und Umwelt übernehmen. (G2) Der 
Boden als maßgeblicher Produktionsfaktor für die 
Landwirtschaft soll erhalten werden. Landwirtschaftli-
che Flächen und insbesondere diejenigen Flächen mit 
guten Erzeugungsbedingungen sollen nur in unbedingt 
notwendigem Umfang durch andere Nutzungen in An-
spruch genommen werden. (G3) Zur Sicherung zu-
sammenhängender, aufgrund ihrer Wertigkeit und Be-
deutung für die landwirtschaftliche Produktion beson-
ders geeigneter Flächen werden in der Raumnut-
zungskarte Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft 
festgelegt. (G4) In den Vorbehaltsgebieten für Land-
wirtschaft kommt dem Erhalt der landwirtschaftlichen 
Flächen bei der Abwägung gegenüber entgegenste-
henden Nutzungen ein besonderes Gewicht zu. Eine 
Flächeninanspruchnahme durch landwirtschaftsfremde 
Nutzungen soll nur bei Fehlen gleichwertiger, die 
Landwirtschaft geringer belastender Standortalternati-
ven erfolgen. Zu G (1): Die Landwirtschaft mit ihren 
Nutzflächen ist Wirtschafts-, Lebens- sowie ökologi-
scher Ausgleichsraum und dient zugleich als Lebens- 
und Wirtschaftsgrundlage der Gesellschaft. Neben der 
Produktion hochwertiger Nahrungsmittel zur verbrau-
chernahen Sicherung der Ernährungsbasis der Bevöl-
kerung und der Versorgung mit nachwachsenden Roh-
stoffen soll die Landwirtschaft auch der Energieerzeu-
gung, dem Natur- und Klimaschutz, der Erholung und 
dem Tourismus sowie dem Erhalt der wertvollen Kul-
turlandschaft dienen. Wesentlich für die Erfüllung die-
ser an die Landwirtschaft gerichteten Anforderungen 
ist das Vorliegen entsprechender räumlicher Voraus-
setzungen, d. h. eine ausreichende Verfügbarkeit land-
wirtschaftlich nutzbarer, möglichst leistungsfähiger Bo-
denfläche. Die Landwirtschaft ist in der Region Donau-
Iller mit weitem Abstand größter Flächennutzer und 
deswegen auch elementar prägender Bestandteil der 
regionalen Landschafts- und Freiraumstruktur. Ver-
stärkt durch den anhaltenden Strukturwandel in der 
Landwirtschaft stellt die fortschreitende Umnutzung 
landwirtschaftlicher Fläche die Funktionserfüllung der 
Landwirtschaft allerdings zunehmend infrage. Die 
Schonung landwirtschaftlicher Flächen ist daher von 
wesentlicher Bedeutung für die Erhaltung und Entwick-
lung des räumlich-funktionalen Gefüges der Region 
Donau-Iller.“ 
Die Erforderlichkeit, agrarstrukturelle Belange bei den 
kommunalen Planungen ausreichend zu berücksichti-
gen ergibt sich somit direkt aus den Grundsätzen des 
Regionalplans und beschränkt sich nicht auf die Vor-
behaltsgebiete Landwirtschaft. Grundsätzlich weist das 
Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen hin-
sichtlich der agrarstrukturellen Verhältnisse kein voll-
ständig homogenes Bild auf. Bei einer groben Eintei-
lung kann mit Blick auf die Wirtschaftsfunktionenkarte 

Interkommunales Gewerbegebiet Donau-Bus-
sen  
Auch im fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe werden die in der Fortschreibung des Re-
gionalplanes Donau Iller enthaltenen Vorrangflä-
chen (Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen) nicht aufgenom-
men. Diese werden zu einem späteren Zeitpunkt 
in einem Parallelverfahren mit dem Bebauungs-
plan in den Flächennutzungsplan aufgenom-
men.  
Sonderbauflächen  
Die acht im Vorentwurf vom 16.12.2020 enthal-
tenen Sonderbauflächen (Zweckbestimmung 
Freiflächenphotovoltaik (RZ-SO1, LW-SO1, EE-
SO1), Biogasanlage (D-SO1), Nahwärme (UN-
SO1), Schweinemastbetrieb (EE-SO1), Erweite-
rung Fachmarktzentrum (EE-SO3) und Vollsorti-
menter (EE-SO4) bleiben Teil der fachlichen 
Teilflächennutzungsplanfortschreibung Ge-
werbe.  
Fachlicher Teilflächennutzungsplan Wohnen  
Der fachliche Teilflächennutzungsplan für 
Wohnbauflächen wird in einem gesonderten 
Verfahren weitergeführt. Dort werden die ent-
sprechenden Stellungnahmen behandelt. 
 
Durch intensive Verhandlung, Planungs- und 
Bautätigkeiten haben sich zwischen Mai 2020 
und Mai 2022 die gewerblichen Bauflächenre-
serven von 96,28 ha auf 55,49 ha reduziert.  
Insgesamt haben die Mitgliedgemeinden des 
Verbandes Ihre gewünschten Bauflä-chenaus-
weisungen zwischen Vorentwurf vom 
16.12.2020 und jetzigem Entwurf um sechs Flä-
chen und insgesamt 17,91 ha auf jetzt 41,00 ha 
reduziert. 
Diese Flächen werden ausschließlich zur De-
ckung des dringenden örtlichen Bedarfs für ge-
werbliche Entwicklungen benötigt. 
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sowie die Bodengütekarten der Digitalen Flurbilanz 
festgestellt werden, dass östlich der Donau die besten 
Strukturen (Vorrangflur I, weitgehend Vorbehaltsge-
biete Landwirtschaft), westlich der Donau überwiegend 
landbauwürdige Flächen (Vorrangflur II) von allgemei-
ner agrarstruktureller Bedeutung, und ganz im Westen 
der Verwaltungsgemeinschaft, in etlichen Teilorten von 
Langenenslingen nur noch eingeschränkt landbauwür-
dige bzw. landbauproblematische Flächen (Grenzflur) 
zu finden sind. Entsprechend der agrarstrukturellen 
Verhältnisse nimmt auch die Veredlung bzw. die land-
wirtschaftliche Tierhaltung (Viehbesatz) von Ost nach 
West im Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft ab, und 
damit verbunden auch die allgemeine Nachfrage nach 
landwirtschaftlichen Nutzflächen. Damit sind die Um-
widmungen von landwirtschaftlichen Flächen von West 
nach Ost von zunehmender agrarstruktureller Bedeu-
tung. Zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
sind insbesondere Planungen, die ohne einen ortsge-
bundenen Bedarf vorgenommen werden, ausschließ-
lich in den Bereichen der Grenzflur vorzunehmen. Ins-
gesamt sind aus regional übergeordneter landwirt-
schaftlich fachlicher Sicht die Unterlagen zur Fort-
schreibung des Flächennutzungsplanes aufgrund der 
fehlenden Darstellung der agrarstrukturellen Verhält-
nisse nicht geeignet, landwirtschaftliche Belange im 
Rahmen einer erforderlichen Abwägung ordnungsge-
mäß zu berücksichtigen. Im Bereich der Verwaltungs-
gemeinschaft werden mehr als 200 ha Bauflächen, da-
von mehr als 90 ha für Freiflächen-Solaranlagen, aus-
gewiesen, wobei nicht nachvollzogen werden kann, 
dass bei den Ausweisungswünschen der einzelnen 
Gemeinden agrarstrukturelle Belange berücksichtigt 
wurden. Es ist nicht erkennbar, dass eine Lenkung 
vorgenommen wurde, so dass beispielsweise Gemein-
den mit erheblichen Anteilen von Flächen der Vorrang-
flur Stufe I (und ggfs. auch Vorbehaltsgebieten) restrik-
tiver vorgegangen wären als diejenigen, in welchen 
Flächen der Vorrangflur II vorherrschen. Offenbar wur-
den in keinem Fall Flächen der Grenzflur identifiziert 
und explizit zur Berücksichtigung agrarstruktureller Be-
lange in den Planungsprozess einbezogen. Die Her-
ausnahme von Flächen aus dem Flächennutzungsplan 
wurden im Verhältnis 1:1 gegen neu ausgewiesene 
Flächen getauscht, ohne eine weitere agrarstrukturelle 
Bewertung vorzunehmen. Hierbei wurden in einzelnen 
Fällen agrarstrukturell höherwertige Flächen erstmals 
als Bauflächen ausgewiesen, und agrarstrukturell we-
niger bedeutende Flächen wieder als landwirtschaftli-
che Flächen dargestellt, so dass der Tausch aus land-
wirtschaftlich fachlicher Sicht nicht als wertgleich ein-
gestuft werden kann. Die mangelnde Berücksichtigung 
agrarstruktureller Belange wirkt bei den Planungen auf 
dem Gebiet der Gemeinde Langenenslingen beson-
ders eklatant, wobei hier mit 114 ha mehr als die 
Hälfte aller geplanten Umwidmungen der Verwaltungs-
gemeinschaft vorgenommen werden sollen, und bei 
der auf Gemeindeebene durchschnittlichen Flächen-
ausstattung eines landwirtschaftlichen Betriebes mit 
ca. 40 ha einen ganz erheblichen Einfluss auf die örtli-
che Agrarstruktur haben dürfte. Die Gemeinde hat als 
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einzige in der Verwaltungsgemeinschaft Grenzflurflä-
chen in erheblichem Umfang auf den Gemarkungen, 
und gleichzeitig sind landbauwürdige Flächen der Vor-
rangflur Stufe II im Vergleich zum Gesamtgebiet der 
Verwaltungsgemeinschaft deutlich unterrepräsentiert. 
Trotzdem sind hier die umfangreichsten Umwidmun-
gen geplant, ausnahmslos auf Vorrangflur-Flächen. 
Hierbei ist die Bedeutung der Sonderbaufläche für 
Freiflächensolaranlagen in Langenenslingen-Wilfingen 
aufgrund ihrer Größe von überregionaler Bedeutung, 
und zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
keinesfalls in diesem Umfang auf Flächen der Vor-
rangflur zu realisieren. Auf unsere Stellungnahme im 
Bebauungsplanverfahren wird hiermit nochmals aus-
drücklich verwiesen.  
Zu den Flächen im Einzelnen: 
 
Riedlingen 
Abgesehen von einer bereits umgesetzten PV-Anlage 
in Zwiefaltendorf (Grenzflur) werden knapp 10 ha land-
wirtschaftliche Fläche neu umgewidmet. Im Gebiet der 
Stadt Riedlingen befinden sich sowohl Vorrangflächen 
der Stufe I und II, als auch Grenzflurflächen, deren 
Umwidmung von geringerer agrarstruktureller Bedeu-
tung ist. Es bestehen grundsätzliche Bedenken gegen-
über der Umwidmung von Flächen der Vorrangflächen 
der Stufe I, da diese auf den Gemarkungen der Stadt 
Riedlingen stark unterrepräsentiert sind. 
 
RZ-SO1 „PV-Freiflächenanlage“ (8,78 ha) 
Grenzflurstandort, an Bahnlinie. Landwirtschaftliche 
Belange ausreichend berücksichtigt. 
 
Altheim 
Die landwirtschaftlichen Flächen der Gemarkungen 
der Gemeinde Altheim sind nahezu vollständig als Vor-
rangflächen Stufe II ausgewiesen, somit als Flächen 
von allgemeiner agrarstruktureller Bedeutung, die für 
den ökonomischen Landbau wichtig, und nur im unbe-
dingt erforderlichen Umfang umgewidmet werden soll-
ten. Zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
ist somit regelmäßig ein entsprechender nachvollzieh-
barer Bedarf an Bauflächen erforderlich. 
 
A-G1 Spitzloch (4,3 ha) und Altheim A- G2 Riedlinger 
Elm (2,47 ha) 
Ackerfläche, Vorrangflur Stufe II. Östlich der Fläche 
Riedlinger Elm liegt ausweislich der zur Verfügung ste-
henden Luftbilder eine landwirtschaftliche Hofstelle mit 
Tierhaltung, so dass hier ggfs. zu prüfen ist, ob für die 
geplante Gewerbefläche die nach der GIRL geltenden 
Werte für noch zumutbare Geruchsbelästigungen ein-
gehalten werden können. Insbesondere, da noch er-
hebliche Gewerbeflächen unbebaut sind, bestehen 
grundsätzliche Bedenken gegenüber der Umwidmung 
hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen im geplanten 
Umfang. 
 
AH-G1 Miss IV (1,5 ha) 
Ackerfläche der Vorrangflur Stufe II, wobei durch die 
Abgrenzung der Baufläche eine schmale 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
Die gewerbliche Baufläche A-G1 Spitzloch wird 
im Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter 
verfolgt. 
Für den Bereich Riedlinger Elm wird derzeit der 
Bebauungsplan Elm II aufgestellt. Belange der 
Landwirtschaft werden darin berücksichtigt. 
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landwirtschaftliche Fläche nördlich des angrenzenden 
Waldes verbleibt, so dass agrarstrukturelle Belange 
über die Flächenumwidmung hinaus beeinträchtigt 
werden. Die verbleibende angrenzende landwirtschaft-
liche Fläche wird agrarstrukturell verschlechtert, die 
Bewirtschaftungsmöglichkeiten eingeschränkt. Insbe-
sondere im Hinblick darauf, dass ausweislich der zur 
Verfügung stehenden Luftbilder noch Gewerbefläche 
in erheblichem Umfang unbebaut sind, bestehen aus 
regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht Bedenken gegenüber der Umwidmung hochwer-
tiger landwirtschaftlicher Flächen und der agrarstruktu-
rellen Verschlechterung angrenzender landwirtschaftli-
cher Flächen. 
 
Dürmentingen 
Die landwirtschaftlichen Flächen der Gemarkung Dür-
mentingen sind vollständig als Vorrangflur Stufe I, so-
mit als besonders landbauwürdige Fläche kategori-
siert, die aufgrund der besonderen agrarstrukturellen 
Bedeutung von Umwidmungen grundsätzlich auszu-
schließen sind. Dementsprechend werden zum Schutz 
dieser agrarstrukturell bedeutenden Flächen diese in 
der Gesamtfortschreibung des Regionalplans als Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft dargestellt, wobei direkt 
angrenzend an die vorhandene Bebauung weite Berei-
che ohne Freiraumschutz sind, so dass zu erwarten 
ist, dass eine Siedlungsentwicklung auf diese Bereiche 
begrenzt wird. Die agrarstrukturelle Bedeutung der 
landwirtschaftlichen Flächen wird jedoch durch das 
Fehlen der Darstellung als Vorbehaltsgebiet nicht ge-
mindert. Auf die Erforderlichkeit einer ordnungsgemä-
ßen Abwägung wird nochmals explizit verwiesen. 
 
D-G1 „Dautenhau“ (5,81ha) und D-G2 Tauttenesch 
(2,4ha) 
Aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachli-
cher Sicht sind die beiden Bauflächen aufgrund ihrer 
Nähe im Hinblick auf ihre Wirkungen auf die Landwirt-
schaft gemeinsam zu betrachten. Beide Flächen sind 
als Vorrangflur Stufe I eingestuft, so dass Umwidmun-
gen grundsätzlich auszuschließen sind. Ein Teil des 
Gebietes D-G1 (südlicher Spitz) ist in der Fortschrei-
bung des Regionalplans als Vorbehaltsgebiet Land-
wirtschaft dargestellt. Es bestehen grundsätzliche Be-
denken, insbesondere im Hinblick auf die Größe, da 
ausweislich der zur Verfügung stehenden Luftbilder 
noch erhebliche Bereiche der bereits ausgewiesenen 
Gewerbebauflächen unbebaut sind. 
 
D-G3 Buchstock (1,97 ha) 
Vorrangflur Stufe I, aufgrund Lage und Vorbelastung 
(zwischen Gewerbegebiet und Verbindungsstraße ge-
legen) können aus regional übergeordneter landwirt-
schaftlich fachlicher Sicht die Bedenken gegenüber 
der Umwidmung hochwertiger landwirtschaftlicher Flä-
chen hier zurückgestellt werden.  
 
D-SO1 „Spitzäcker“ 
Vorrangflur Stufe I (2,06 ha), Regionalplan als Vorbe-
haltsgebiet Landwirtschaft dargestellt. Aus regional 

Die Belange der Landwirtschaft wurden im be-
stehenden Bebauungsplanverfahren berücksich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
Die gewerbliche Bauflächen D-G2 Tauttenesch 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
Die Fläche Dautenhau bildet eine sinnvolle Ab-
rundung des bestehenden Gewerbegebietes 
dar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Bauflächen D-G3 Buchstock 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um eine Sonderbaufläche für die 
Schaffung einer neuen Biogasanlage. Nicht um 
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übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht er-
hebliche Bedenken gegenüber der großzügigen Erwei-
terung eines Sondergebiets im Vorbehaltsgebiet Land-
wirtschaft, ohne dass die Erforderlichkeit näher be-
gründet wird. Ausweislich der Luftbilder erscheint eine 
angemessene Weiterentwicklung innerhalb der im 
FNP dargestellten Bauflächen möglich. 
 
Dürmentingen Heudorf 
Die Gemarkung von Heudorf ist in der Wirtschaftsfunk-
tionenkarte als Vorrangflur Stufe I eingestuft, da es 
sich überwiegend um besonders landbauwürdige Flä-
chen handelt, die der Landwirtschaft vorzubehalten 
sind. Der Regionalplan stellt insbesondere im südli-
chen Bereich von Heudorf bis auf kleinräumige Aus-
nahmen bis an die vorhandene Bebauung ein Vorbe-
haltsgebiet Landwirtschaft dar, so dass zur Berück-
sichtigung agrarstruktureller Belange hier keine Sied-
lungsentwicklung erfolgen sollte. Entsprechend wer-
den gegenüber der sehr großzügigen Ausweisung von 
Bauflächen im Bereich der Vorbehaltsgebiete Land-
wirtschaft erhebliche Bedenken vorgebracht.  
 
DHE- G1 Wolfsgrube (1,75ha) 
Vorrangflur Stufe I, Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft in 
Gesamtfortschreibung Regionalplan. Erhebliche Be-
denken, dass in diesem Umfang von den Darstellun-
gen und Grundsätzen des Regionalplanes, die beson-
ders landbauwürdigen Standorte für die Landwirtschaft 
vorzubehalten, abgewichen werden soll. 
 
Ertingen 
Insbesondere westlich und nördlich der Ortschaft be-
finden sich die agrarstrukturell besonders bedeuten-
den landwirtschaftlichen Flächen (Vorrangflur I, Vorbe-
haltsgebiet Landwirtschaft). Alle übrigen Flächen sind 
von allgemeiner agrarstruktureller Bedeutung, wobei 
insbesondere aufgrund einer vorherrschenden Flä-
chennachfrage Umwidmungen nur im notwendigen 
Umfang erfolgen sollten. Im Rahmen einer Abwägung 
ist aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fach-
licher Sich somit der Flächenbedarf immer zu begrün-
den und genau zu prüfen ist. 
 
EE-G1 „Viehweide“ (4,26 ha) 
Vorrangflur Stufe II, die für die Agrarstruktur von allge-
meiner Bedeutung sind, nur im unbedingt erforderli-
chen Umfang sind Umwidmungen vorzunehmen. Da 
ausweislich der zur Verfügung stehenden Luftbilder 
noch erhebliche gewerbliche Bauflächen nicht entwi-
ckelt sind, bestehen Bedenken gegenüber der erhebli-
chen Erweiterung der Bauflächen.  
 
EE-LW3 IGIDOBU (O,58) und EE-SO3 „Dauden“ 
(0,76ha) 
Vorrangflur Stufe I, Umwidmung Gewerbebaufläche zu 
Landwirtschaftlicher Fläche wird begrüßt, und kann 
aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachli-
cher Sicht als wertgleiche Tauschfläche für die Son-
dergebietsfläche EE-SO3 angesehen werden. 
 

die Erweiterung der bestehenden. Parallel wird 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan für eine 
Biogasanlage aufgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Die gewerbliche Baufläche DHE-G1 Wolfgrube 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Die Fläche EE-G1 Viehweide wird gegenüber 
dem Entwurf deutlich von ursprünglich 4,61 ha 
auf jetzt 0,25 ha reduziert.   
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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EE-So-1 Photovoltaik Sulz (2,78 ha) 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden aus 
regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht agrarstrukturelle Belange ausreichend berück-
sichtigt, da die landwirtschaftliche Nutzung bereits vor 
der Umwidmung aufgegeben wurde (Auffüllfläche, 
Sukzession).  
 
EE-SÄO2 „Taubried“ 
Ackerflächen der Vorrangflur I, aus regional überge-
ordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht keine Be-
denken, da Erweiterung Sonderbaufläche einer beste-
henden Tierhaltungsanlage. 
 
EE-SO4 Vollsortimenter 
Mischgebiet in Sondergebiet, landwirtschaftliche Be-
lange nicht betroffen. 
 
EER-LW 1 „Belzach“ (2,55 ha) und EER-LW2 Ried-
steige (0,39) 
Ackerfläche, Vorrangflur Stufe I, die Rücknahme der 
Bauflächen wird begrüßt und stellt eine gewisse Kom-
pensation für neu überplante Bauflächen dar. 
 
Langenenslingen 
Wie eingangs dargestellt, nimmt die agrarstrukturelle 
Bedeutung der landwirtschaftlichen Flächen nach 
Westen hin ab, wobei anders als in den anderen Ge-
meinden der Verwaltungsgemeinschaft die landwirt-
schaftlichen Flächen der Gemeinde Langenenslingen 
nur ungefähr zur Hälfte als Flächen der Vorrangflur 
Stufe II (landbauwürdige Flächen) kategorisiert sind 
und ungefähr die Hälfte als Flächen der Grenzflur (ein-
geschränkt landbauwürdig). Somit sind landbauwür-
dige Flächen im Gebiet der Gemeinde Langenenslin-
gen (auch insgesamt auf den Landkreis Biberach be-
zogen) stark unterrepräsentiert. Aus regional überge-
ordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht sollte die 
Siedlungsentwicklung somit sich vornehmlich auf den 
weniger landbauwürdigen Flächen konzentrieren, und 
die Umwidmung von agrarstrukturell besonders hoch-
wertigen Flächen nur sehr verhalten erfolgen. Auf-
grund der sehr großzügigen Ausweisung neuer Bauflä-
chen, insbesondere in den Teilorten mit landbauwürdi-
gen Flächen, ist eine ausreichende Berücksichtigung 
agrarstruktureller Belange hier nicht erkennbar. 
 
LL-G1 „L277/Wilfinger Straße“ (3,5 ha) und LL-G2 
„Simbrach/ Jetzen“ (8,36 ha) 
Aufgrund der räumlichen Nähe sind aus agrarstruktu-
reller Sicht die Bauflächen gemeinsam zu beurteilen, 
da kumulativ wirksam. Überwiegend Ackerland der 
Vorrangflur Stufe II, wobei insbesondere aufgrund des 
erheblichen Umfangs (insgesamt mehr als 20 ha) er-
hebliche Bedenken gegenüber der Umwidmung land-
wirtschaftlicher Flächen bestehen. 
 
LL-G3 Steinbühl (0,85ha) 
Vorrangflur Stufe II, Ackerfläche. Aufgrund der Lage 
zwischen bereits etablierten Bauflächen ist die Umwid-
mung aus regional übergeordneter landwirtschaftlich 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Es handelt sich um bereits rechtskräftige oder 
derzeit in Aufstellung befindliche Bebauungs-
pläne. In diesen Verfahren wurden oder werden 
die agrarstrukturelle Belange besonders berück-
sichtigt. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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fachlicher Sicht von geringer Bedeutung, so dass 
keine Bedenken bestehen.  
 
Ittenhausen 
LI G1 „Gewerbe Walz“ (5,13 ha) 
Bei beiden Flächen handelt es sich um Grünlandflä-
chen der Grenzflur, somit um agrarstrukturell eher un-
bedeutende Flächen, so dass aus regional übergeord-
neter landwirtschaftlich fachlicher Sicht keine Beden-
ken bestehen. 
 
LW-SO1 „Solarpark Wilfingen“ (80,98ha) 
Gegen die Umwidmung der im Gebiet befindlichen 
Ackerflächen der Vorrangflur II bestehen erhebliche 
Bedenken, da die betreffenden Flächen aufgrund der 
weit überdurchschnittlichen Schlaggröße agrarstruktu-
rell von besonderer Bedeutung sind. Die Realisierung 
der geplanten Freiflächensolaranlage bedeutet einen 
Flächenverlust für die Landwirtschaft, die zeitlich und 
räumlich „auf einen Schlag“ erfolgt, sich weder zeitlich 
versetzt noch räumlich über die Gemeindegemarkun-
gen verteilt auswirkt. Somit ist die Umwidmung von be-
sonders landbauwürdiger Ackerfläche dieser Größen-
ordnung von erheblicher agrarstruktureller Bedeutung. 
Von der Umwidmung sind Verwerfungen auf dem land-
wirtschaftlichen Flächen- und Pachtmarkt zu erwarten, 
die deutlich über die Gemarkung Wilfingen und die Ge-
meinde Langenenslingen hinausgehen dürften, und 
eine Existenzbedrohung für die aktuellen Flächennut-
zer (Pächter) ist aufgrund der Größe der Einzelschläge 
nahezu anzunehmen, kann zumindest keinesfalls aus-
geschlossen werden. Gerade weil sich im Gebiet der 
Verwaltungsgemeinschaft und der Gemeinde Lange-
nenslingen sowohl landbauwürdige als auch in nicht 
unerheblichem Umfang eingeschränkt landbauwürdige 
Flächen (Grenzflur) finden, wurden bei der Standort-
wahl und der konkreten Planung (Umfang der Sonder-
baufläche) die Möglichkeiten der kommunalen Pla-
nungsträger örtlich angepasste Konzepte für die Reali-
sierung von Freiflächenanlagen zu entwickeln nicht 
ausreichend genutzt. Im Rahmen einer erforderlichen 
umfangreichen Abwägung und ordnungsgemäßer Be-
rücksichtigung verschiedener öffentlicher und privater 
Belange scheinen agrarstrukturelle Belange vollstän-
dig unberücksichtigt. Die Planung lässt vielmehr die 
Verantwortung für einen landwirtschaftsverträglichen 
Ausbau der Freiflächen-Solaranlagen vollständig un-
berücksichtigt, und erscheint allein an den wirtschaftli-
chen Interessen der Flächeneigentümer orientiert. Aus 
regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht bestehen erhebliche Bedenken gegenüber der 
Umwidmung von mehr als 80 ha besonders landbau-
würdiger Fläche für eine Freiflächensolaranlage, für 
welche kein am Standort lokalisierbarer Bedarf gege-
ben ist. Auf unsere Stellungnahme im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens wird hiermit ausdrücklich 
verwiesen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Gemäß dem Klimaschutzgesetz BW sind in den 
Regionalplänen 2 % der Fläche für Erneuerbare 
Energien auszuweisen. Wird dies auf die Ge-
meinde Langenenslingen heruntergebrochen, 
welcher als Flächengemeinde im ländlichen 
Raum eine besondere Verantwortung für den 
Ausbau Erneuerbarer Energien zukommt, so ent-
spricht dies einer Fläche von 177 ha. Nach einer 
umfassenden Standort- alternativenprüfung, wel-
che ebenfalls die landwirtschaftlichen Belange 
berücksichtigt, ist der gewählte Standort mit einer 
Größe von knapp 80 ha im Vergleich zu anderen 
Standorten für die Errichtung einer Freiflächen-
photovoltaikanlage geeignet. 
Im Regionalplanentwurf werden Vorbehaltsge-
biete für Landwirtschaft festgelegt, um zusam-
menhängende, aufgrund ihrer Wertigkeit und Be-
deutung für die landwirtschaftliche Produktion 
besonders geeignete Flächen zu sichern. Das 
Vorhaben befindet sich nicht in einem solchem 
Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft. Um die 
Energiewende zu schaffen wird neben der Nut-
zung auf und an Gebäuden auch die Errichtung 
von Freiflächenphotovoltaikanlagen in dieser 
Größenordnung erforderlich werden. 
Plansatz B V 2.2 G (3) des Regionalplanent-
wurfs enthält folgende Vorgabe: „Die Errichtung 
von Freiflächen-Solaranlagen in der freien Land-
schaft sowie insbesondere innerhalb regional-
planerischer Gebietsfestlegungen zum Frei-
raumschutz soll vermieden werden. Sollen den-
noch derartige Standorte in Anspruch genom-
men werden, soll, möglichst im Rahmen einer 
umfassenden Standortkonzeption, die Flächen-
eignung bzw. das Fehlen besser geeigneter 
Standortalternativen nachgewiesen werden.“ 
Zudem soll gemäß Plansatz B V 2.2. G (2) eine 
„gute Einbindung in das Landschaftsbild vorge-
sehen werden.“ 
Zur Feststellung, ob der Standort geeignet ist 
oder ob besser geeignete Standortalternativen 
vorhanden sind, wurde die Standortalternativen-
prüfung grundsätzlich überarbeitet. Nach Abwä-
gung der umweltfachlichen und (land-)wirt-
schaftlichen Belange wird der gewählte Standort 
bevorzugt.  
Trotz der Größe des Solarparks ergibt sich 
durch seine Lage eine gute Einbindung in das 
Landschaftsbild. Das Vorhaben entfaltet keine 
Fernwirksamkeit und ist nur im Nahbereich 
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Unlingen 
Die landwirtschaftlichen Flächen im Gebiet der Ge-
meinde Unlingen sind vollständig als Vorrangflur Stufe 
I, somit als besonders landbauwürdige Fläche katego-
risiert, die aufgrund der besonderen agrarstrukturellen 
Bedeutung von Umwidmungen grundsätzlich auszu-
schließen sind. Dementsprechend werden zum Schutz 
dieser agrarstrukturell bedeutenden Flächen diese in 
der Gesamtfortschreibung des Regionalplans als Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft dargestellt, wobei alle 
Ortsteile direkt angrenzend an die vorhandene Bebau-
ung über weite Bereiche ohne Freirauschutz verfügen, 
so dass zu erwarten ist, dass eine Siedlungsentwick-
lung auf diese Bereiche begrenzt wird. Darüber hinaus 
sind ausweislich der zur Verfügung stehenden Luftbil-
der ggfs. noch Gemischte Bauflächen vorhanden, de-
ren Entwicklung bislang nicht erfolgt ist, so dass aus 
regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 
zunächst der Bedarf für weitere Ausweisungen von 
Gewerbeflächen zu prüfen ist. 
 
UN-G1 Anger Sämwiesen (6,6 ha) 
Überwiegend Ackerfläche der Vorrangflur I, so dass 
grundsätzliche Bedenken gegenüber der Umwidmung 
besonders hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen 
bestehen. Die Kompensation durch die Rücknahme ei-
ner gemischten Baufläche mit 0,28 ha Streuobstwiese 
stellt keinen gleichwertigen Ausgleich dar. 
 
Uttenweiler 
Auch die landwirtschaftlichen Flächen der Gemeinde 
Uttenweiler sind aufgrund ihrer besonderen Standort-
gunst als grundsätzlich sehr hochwertige landwirt-
schaftliche Flächen (Vorrangflur Stufe I) zu beurteilen, 
und aufgrund ihrer Bodengüte, der guten agrarstruktu-
rellen Bedingungen und einer erhöhten Flächennach-
frage durch landwirtschaftliche Betriebe von besonde-
rer Bedeutung für die ökonomische Landwirtschaft, 
und dieser grundsätzlich vorzubehalten, Umwidmun-
gen sind auszuschließen. Entsprechend dieser agrar-
strukturellen Bedeutung sind im Regionalplan diese 
Flächen weitgehend als Vorbehaltsgebiete Landwirt-
schaft dargestellt, wobei angrenzend an den Sied-
lungsbereich der einzelnen Ortschaften weite Bereiche 
ohne Freiraumschutz verbleiben, so dass aus regional 
übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht die 
Siedlungsentwicklung außerhalb der landwirtschaftli-
chen Vorbehaltsgebiete erfolgen muss. 
 
U-G1 Aispel (1,87ha) 
Ackerfläche, Vorrangflur Stufe I, kein Vorbehaltsgebiet. 
 
U-LW5 Weidenäcker (2,92 ha) 

wahrnehmbar. Hier werden die Beeinträchtigun-
gen durch zahlreiche Eingrünungsmaßnahmen 
gemindert. 
Bei der Prüfung wurde das gesamte Gebiet der 
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft der 
Stadt Riedlingen betrachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Im Rahmen des nachgelagerten Bebauungs-
planverfahrens werden die Belange der Land-
wirtschaft durch Festsetzungen entsprechend 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Überwiegend kleinteilige Grünlandflächen der Vorrang-
flur Stufe I, die agrarstrukturell von geringerer Bedeu-
tung sind als die neu ausgewiesenen Bereiche Aispel 
und Beurer, jedoch wird im Zusammenhang mit der 
nördlich gelegenen Tierhaltung auch aus regional 
übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht die 
Rücknahme der Gewerbefläche begrüßt. 
 
U-G2 „Beurer“ (5,59 ha) 
Acker- und Grünlandflächen, Vorrangflur I, kein Vorbe-
haltsgebiet. Es bestehen grundsätzliche Bedenken ge-
genüber der Umwidmung hochwertiger landwirtschaft-
licher Flächen. 
 
UDK-G1 Flst. Nr. 499 (0,75 ha) 
Ackerfläche der Vorrangflur I, wobei aufgrund des ver-
hältnismäßig geringen Flächenumfangs aus regional 
übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht die 
grundsätzlichen Bedenken gegenüber der Umwid-
mung besonders landbauwürdiger Fläche zurückge-
stellt hier zurückgestellt werden können.  
 
Uttenweiler Dentingen 
UD-G1 „Weidenäcker“ (4,98 ha) 
Ackerland der Vorrangflur I, so dass grundsätzliche 
Bedenken gegenüber der Umwidmung besonders 
landbauwürdiger Flächen bestehen, insbesondere, da 
nicht unerhebliche Bereiche der bestehenden Gewer-
beflächen noch nicht bebaut sind, somit aus regional 
übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht zur 
Berücksichtigung agrarstruktureller Belange der Bedarf 
näher zu prüfen ist. 
 
US G1 Flst. 125 (0,35 ha) und US-Lw Flst. Nr. 126 
(0,52 ha) 
Der Tausch kann aus landwirtschaftlich fachlicher 
Sicht als wertgleich angesehen werden, somit beste-
hen keine Bedenken. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche U-G2 Beurer wird im 
Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter ver-
folgt. 
 
 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Im Parallelverfahren wird derzeit der Bebau-
ungsplan aufgestellt. In diesem Verfahren wird 
den agrarstrukturellen Belangen ausreichend 
Rechnung getragen. Zwei in Dürmentingen an-
sässige Betriebe benötigen diese Flächen kurz-
fristig für Ihre Erweiterungen.  
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt 

1.18.4 V. Belange des Straßenbaus 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können. 
 
1.1 Art der Vorgabe 
Anbauverbot 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Bundes- 
und Landesstraßen besteht in einem Abstand bis 20 m 
vom Fahrbahnrand ein Anbauverbot für Hochbauten 
inklusive aller Teile sowie für sonstige bauliche Anla-
gen. Werbeanlagen stehen dabei den Hochbauten 
gleich. Bis 40 m bei Bundes- und Landesstraßen dür-
fen bauliche Anlagen und Werbeanlagen nur mit Zu-
stimmung der Straßenbauverwaltung errichtet werden. 
Diese im Verkehrsinteresse bestehende Vorgabe ist 
im Grundsatz auch bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen zu beachten. Innerhalb des Erschlie-
ßungsbereiches von Bundes- und Landesstraßen be-
stehen keine Abstandsvorschriften. Im Interesse der 
Verkehrssicherheit sind jedoch die straßenrechtlichen 
Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
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auch im Innenbereich bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen zu beachten. 
 
Straßenanschluss 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Bundes- 
und Landesstraßen ist die Anlegung neuer Zufahrten 
im Interesse des überörtlichen Verkehrs grundsätzlich 
ausgeschlossen. Dieselben Gesichtspunkte müssen 
ebenso für die Herstellung neuer Anschlüsse kommu-
naler Straßen gelten. Eine, dies nicht berücksichti-
gende Planung würde der Zweckbestimmung der 
überörtlichen Straße nicht Rechnung tragen. 
 
1.2 Rechtsgrundlage 
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) § 9 Abs. 1 u. 2 
Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG) § 22 Abs. 1 
u. 2 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstandes. 
Keine 
 
3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zu-
ständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sach-
komplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage und Hinweise zum Vollzug. 
 
Zum Entwurf: 
Auf die einzelnen aufgenommenen Bauflächen wird 
nur insoweit eingegangen als die überörtlichen Bun-
des- und Landesstraßen durch die Plangebiete betrof-
fen werden. Die ausführliche Stellungnahme mit Fest-
setzung von Einzelheiten kann nur bei Vorlage der Be-
bauungspläne und sonstigen planungsrechtlichen 
Grundlagen erfolgen. 
 
Gemeine Altheim 
Flächen Nr. A-G1 „Spitzloch“, A-G2 „Riedlinger Elm“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. Die Plangebiete 
befinden sich an der L 277 somit sind die unter 1.) auf-
geführten straßenrechtlichen Vorgaben bei der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu beachten. Details wer-
den im weiteren Verfahren abgestimmt. 
 
Gemeinde Ertingen  
Flächen Nr. EE-SO2 „Taubried“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. 
Das Plangebiet befindet sich westlich an der B 311 so-
mit sind die unter 1.) aufgeführten straßenrechtlichen 
Vorgaben bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 
zu beachten. Details werden im weiteren Verfahren 
abgestimmt. 
 
Gemeinde Langenenslingen 
LL-M1 „L277 / Wilflinger Straße“, LL-G2 „Simbrach / 
Jetzen, LL-G3 „Steinbühl“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. Die Plangebiete 
befindet sich an der L 277 somit sind die unter 1.) auf-
geführten straßenrechtlichen Vorgaben bei der 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Die gewerbliche Baufläche A-G1 Spitzloch wird 
im Fortschreibungsverfahren nicht mehr weiter 
verfolgt. 
Für den Bereich Riedlinger Elm wird derzeit der 
Bebauungsplan Elm II aufgestellt. Belange des 
Straßenbaus werden darin berücksichtigt. 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt bzw. erfolgte bei 
bereits rechtskräftigen Bebauungsplänen auf 
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.  
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Aufstellung des Bebauungsplanes zu beachten. De-
tails werden im weiteren Verfahren abgestimmt. 
 
Gemarkung Andelfingen - Flächen Nr. LA-G1 „Althei-
mer Straße“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. Das Plangebiet 
befindet sich an der L 415 somit sind die unter 1.) auf-
geführten straßenrechtlichen Vorgaben bei der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu beachten. Details wer-
den im weiteren Verfahren abgestimmt. 
 
Gemarkung Ittenhausen – Flächen Nr. LI-G1 „Ge-
werbe Walz“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. Das Plangebiet 
befindet sich an der L 275 somit sind die unter 1.) auf-
geführten straßenrechtlichen Vorgaben bei der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu beachten. Details wer-
den im weiteren Verfahren abgestimmt.  
 
Gemeinde Uttenweiler 
Gemarkung Sauggart – Flächen Nr. US-G1 „FlSt. 125“ 
Keine grundsätzlichen Einwendungen. Das Plangebiet 
befindet sich an der L 270 somit sind die unter 1.) auf-
geführten straßenrechtlichen Vorgaben bei der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu beachten. Details wer-
den im weiteren Verfahren abgestimmt. 

 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgte bereits auf der 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.  
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren.  
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren.  
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.18.5 VI. Belange des Bodenschutzes 
In folgenden Fällen erstreckt sich die vorgesehene 
Bauleitplanung auf Flächen, die sich laut Bodenkarte 
BK 50 im Bereich von Niedermooren befinden: 
Ertingen: Gebiet EE-G1 Viehweide 
Sollte es sich um intakte Niedermoore handeln, würde 
eine Inanspruchnahme durch Bebauung den grund-
sätzlichen Zielen der Moorschutzkonzeption Baden-
Württemberg zum Schutz und zur Erhaltung intakter 
und naturnaher Moore zuwiderlaufen, da Moore wich-
tige Funktionen bezüglich des Naturschutzes und als 
Kohlenstoffspeicher erfüllen. Zur Ermöglichung einer 
qualifizierten Abwägung sollte deshalb im Rahmen der 
vorliegenden vorbereitenden Bauleitplanung geprüft 
werden, ob es sich um intakte Niedermoorflächen han-
delt und ob eine bauliche Inanspruchnahme tatsäch-
lich sinnvoll ist. Auf die erfahrungsgemäß in Nieder-
moorbereichen häufig auftretenden baulichen Schwie-
rigkeiten im Hinblick auf Baugrund und Wasserführung 
wird ergänzend hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche EE-G1 Viehweide wird gegenüber 
dem Entwurf deutlich von ursprünglich 4,61 ha 
auf jetzt 0,25 ha reduziert.   
Im Rahmen des nachgelagerten Bebauungs-
planverfahrens wird die Mooreigenschaft ge-
prüft. 
 
BV: Wird teilweise berücksichtigt. 
 

1.18.6 VII. Belange des Grundwasserschutzes 
Aus übergeordneter Sicht gibt es keine Einwendungen 
seitens des Grundwasserschutzes. 

 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.18.7 VIII. Belange des Oberirdischen Gewässer/Wasser-
rahmenrichtlinie 
Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan VVG Ried-
lingen 
Das Thema Oberflächengewässer ist in Kapitel 4.6 
Oberflächengewässer ausführlich dargestellt und be-
wertet. 
S. 119 : Ergänzung zum Absatz [Diese Bewirtschaf-
tungsziele, die die Ziele der Europäischen Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) umsetzen, hätten lt. § 47 WHG 
(2) bis zum 22. Dezember 2015 erreicht werden sollen. 
Fristverlängerungen sind unter bestimmten 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird redaktionell aufgenommen. 
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Voraussetzungen maximal zweimal für einen Zeitraum 
von jeweils sechs Jahren möglich. Fristverlängerungen 
erfolgen für jeden Wasserkörper einzeln. „Momentan 
befinden sich alle im Gebiet des VVG Riedlingen be-
findlichen Wasserkörper im 2. Bewirtschaftungszyklus, 
also in der 1. Fristverlängerung.“] Ergänzend: Aktuell 
wird der Bewirtschaftungsplan mit Maßnahmenpro-
gramm für den dritten Bewirtschaftungszyklus fortge-
schrieben und befindet sich als Entwurf bis 30.06.2021 
in der formellen öffentlichen Anhörung. Der dritte Be-
wirtschaftungszyklus beginnt im Dezember 2021. 
Die hydromorphologischen Ziele aus dem WRRL-
Bewirtschaftungsplan 2015-2021 sind für die im Pro-
jektgebiet liegenden WRRL-Gewässer gewässerbezo-
gen dargestellt. Bei der Beschreibung der Programm-
strecken in den einzelnen Gewässern sollte aber kon-
kretisierend darauf hingewiesen werden, dass es sich 
um hydromorphologische Programmstrecken handelt, 
unterschieden nach Struktur- und Durchgängigkeit, da 
die Maßnahmenprogramme auch noch andere The-
menbereiche abdecken (Abwasser, Landwirtschaft). 
Umweltbericht zum FNP VVG Riedlingen 
Es wird angeregt, ergänzende Hinweise auf die Einhal-
tung bzw. Berücksichtigung der Gewässerrandstreifen 
(§ 29 WG in Verbindung mit § 38 WHG) in den Um-
weltbericht aufzunehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird redaktionell aufgenommen. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.18.8 IX. Belange des Hochwasserschutzes 
Aus Sicht der Hochwassergefahrenkarten besteht ge-
gen die geplante Fortschreibung des o.g. Flächennut-
zungsplan grundsätzlich keine Bedenken. Die geplan-
ten Baugebiete liegen nicht in einem ausgewiesenen 
Überschwemmungsgebiet. Wir weisen darauf hin, 
dass die vorgesehene Änderung des Flächennut-
zungsplans im Bereich „Altheimer Straße“ in Riedlin-
gen geringfügig im festgesetzten Überschwemmungs-
gebiet liegt. Die Ausweisung neuer Baugebiete (auch 
in Flächennutzungsplänen) auf diesen Flächen ist un-
zulässig (keine Bagatellgrenze). Die hier für die Beur-
teilung maßgeblichen Hochwassergefahrenkarten lie-
gen bereits vor (Direktlink: https://udo.lubw.baden-
wuerttemberg.de/public/q/uN1F ). Für diese festge-
setzten Überschwemmungsgebiete gelten die Verbote 
des § 78ff. des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.18.9 X. Belange des Immissionsschutzes 
Für die Sonderbaufläche D-SO1 „Spitzäcker“ heißt es 
unter Nummer 5.3.2 zu den Zielsetzungen der Fort-
schreibung der Gemeinde Dürmentingen u.a.: „Zusätz-
lich wird noch eine Sonderbaufläche für die Erweite-
rung einer bestehenden Biogasanlage ausgewiesen. 
Im Bereich der bestehenden Biogasanlage Spitzäcker 
wird eine Erweiterung der Sonderbaufläche (2,06 ha) 
berücksichtigt.“ In den Plänen fehlt eine Darstellung 
der geplanten Nutzung für diese Sonderbaufläche. 
Darüber hinaus ist dort nach unserer Kenntnis keine 
Erweiterung der Biogasanlage, sondern die Errichtung 
einer Tierhaltung geplant. Von daher sind die aufge-
führten Informationen unserer Auffassung nach zum 
Teil unvollständig und irreführend. Auf der aktuell aus-
gewiesenen Sonderbaufläche betreibt die Bioenergie 
Dürmentingen GbR eine Biogasanlage. Diese stellt ei-
nen Betriebsbereich im Sinne des § 3 Absatz 5a 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Art der Nutzung wird redaktionell angepasst. 
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BImSchG dar. Die Biogasanlage ist eingestuft als Be-
triebsbereich der unteren Klasse gemäß Störfall-Ver-
ordnung (12. BImSchV). Gemäß § 50 BImSchG sind 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
einander so zuzuordnen, dass schädliche Umweltein-
wirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Be-
triebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die 
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen die-
nenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige 
Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, 
wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle 
oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich 
genutzte Gebäude so weit wie möglich vermieden wer-
den. Ungeachtet der unklaren Situation bezüglich der 
geplanten Nutzung der Sonderbaufläche, können wir 
Ihnen folgendes mitteilen: Durch die Vergrößerung der 
Sonderbaufläche verringert sich der Abstand zur in 
nordöstlicher Richtung liegenden Wohnbaufläche von 
etwa 1000 m auf knapp unter 800 m. Der Konsultati-
onsabstand liegt für diesen Betriebsbereich bei 200 m. 
Eine von uns akzeptierte Ermittlung des angemesse-
nen Sicherheitsabstandes wurde unserer Kenntnis 
nach noch nicht durchgeführt. Sollte diese im Rahmen 
des Verfahrens zur Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans erfolgen, bitten wir darum das Referat 54.4 
am Regierungspräsidium Tübingen als für diesen Be-
triebsbereich zuständige Immissionsschutzbehörde 
hierbei rechtzeitig zu beteiligen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erfolgt im Rahmen des parallel in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanverfahrens. 
 
 
 
 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.18. 
10 

XI. Belange des Naturschutzes 
Allgemeines: 
1.Einige der Wohn- und Gewerbegebietsplanungen 
überplanen Flächen des landesweiten Biotopverbun-
des. Die Gemeinden haben bei ihren Planungen nach 
§ 22 Abs. 2 NatSchG diese Belange zu berücksichti-
gen und diese Flächen von Planungen auszunehmen. 
Auf die Zuständigkeit und um Beachtung der Hinweise 
der unteren Naturschutzbehörde wird verwiesen. Bei-
spiel: Gemeinde Ertingen, EE-G1 Viehweide. Es sind 
Biotopverbundflächen feuchter Standorte betroffen, die 
zwischen dem Donautal und dem Schwarzachtal be-
troffen.  
2. Weiterhin werden in einigen Gemeinden Streuobst-
bestände in Ortsrandlage überplant. Nach § 33 a 
NatSchG „Erhaltung von Streuobstbeständen“ ist die 
Genehmigung für die Umwandlung in eine andere Nut-
zungsart nicht zulässig, wenn diese für die Leistungs-
fähigkeit für den Naturhaushalt und für den Erhalt der 
Artenvielfalt erforderlich ist. Aufgrund möglicher Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten sind artenschutzrechtli-
che Prüfungen erforderlich. Beispiele: Gemeinde Dür-
mentingen, D-M1 Auf der Lehr, Gemeinde Dürmentin-
gen, DHE-M1 Griesgasse, Gemeinde Unlingen, Hinter 
den Höfen 
3. In einigen Fällen liegen Wohn- und Gewerbegebiet-
splanung ohne Anbindung an bestehende Bebauun-
gen in der freien Landschaft. Hier sollten zuerst die un-
bebauten Flächen innerhalb bestehender Gebieten so-
wie Flächen ausgewählt werden, die an bereits 

Entsprechend dem Handlungsleitfaden für die 
am Planen und Bauen Beteiligten „Artenschutz 
in der Bauleitplanung und bei Bauvorhaben“ 
vom Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Woh-
nungsbau Baden-Württemberg 2019, sind die 
Flächen maximal dem Betroffenheitsgrad „mit-
tel“ zuzuordnen. Hier heißt es in der Empfeh-
lung: 
Derzeit kein erkennbarer weiter gehender Erhe-
bungsbedarf zum Artenschutz auf FNP-Ebene. 
Modifikation des Plangebiets und Ausweisung 
bzw. Vorhaltung voraussichtlich geeigneter 
Maßnahmenflächen nach fachlichem Hinweis 
wird empfohlen. Auf folgenden Planungsebenen 
können in größerem Umfang Erfassungen zur 
Konkretisierung von Maßnahmen erforderlich 
sein (hierzu nach Möglichkeit bereits Hinweise 
geben). 
Flächen die einen höheren Betroffenheitsgrad 
aufgewiesen haben, sind bei der Flächenaus-
weisung nach einer Prüfung nicht mehr weiter-
verfolgt worden. 
Tiefergehende spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfungen finden in den nachgelagerten Bebau-
ungsplanverfahren statt.  
 
Die Fläche Hinter den Höfen wird aus dem Um-
weltbericht gestrichen. 
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bebaute Flächen angrenzen. Damit können Biotopver-
bundachsen erhalten und gesichert werden. Beispiele: 
Gemeinde Uttenweiler, U-G1 Aispel, 
Gemeinde Uttenweiler, UDK-G1 Flurst. 499 
Gemeinde Uttenweiler, US-G1 Flurst. Nr. 125 
 
4. Die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes be-
rücksichtigt nicht die Planungen der interkommunalen 
Gewerbe- und Industrieparkes Donau-Bussen (IGI 
DoBu) auf dem Gemeindegebiet Ertingen mit ca. 42 ha 
im Donautal sowie das weitere interkommunale Gebiet 
im Gemeindegebiet Riedlingen, Teilfläche Dürmentin-
gen mit weiteren ca. 40 ha (zusammen 82 ha). Im Teil-
gebiet bei Ertingen bestand eine Zusage der Ge-
meinde Ertingen beim Neubau der bahnparallelen 
B311 auf weitere Gewerbegebietsplanungen im Do-
nautal zu verzichten und alternativ diese auf Flächen 
östlich der B 311 zwischen Ertingen und Erisdorf zu 
verwirklichen. Bis heute sind die dort voll erschlosse-
nen Gewerbegebietsflächen noch nicht vollständig be-
baut. Erst auf Zusage der damaligen Umplanung 
wurde die bahnparallele Straßenführung der B 311 
möglich. Die Schonung des Donautales vor weiterer 
Bebauung ist weiterhin dringend aus Gründen des 
Schutzes von Boden, Grundwasser, Hochwasser und 
als Lebensraum von Brutvögeln des Offenlandes wie 
Feldlerche, Grauammer und Kiebitz erforderlich. Die 
großzügige Planung auf im Gemeindegebiet Riedlin-
gen ist verbunden mit einer weiträumigen Südost-Um-
fahrung mit weiteren erheblichen Flächenverbräuchen. 
In der Fortschreibung des FNP werden insgesamt 
64,91 ha als Gewerbegebietsfläche geplant. Zusam-
men mit den IGI-DoBU Planungen beabsichtigen die 
Gemeinde in der Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen 
bis zu Jahr 2035 einen Flächenverbrauch von ca. 146 
ha für Gewerbegebiete. Dazu kommen neue Wohn-
bauflächen im geplanten Umfang von ca. 53 ha, insge-
samt wird ca. ein Flächenverbrauch von nahezu 200 
ha vorgesehen. Darunter fallen Flächen im hochsen-
siblen Donautal. Eine qualifizierte Beurteilung ohne 
Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen zu den 
geplanten Flächennutzungen ist derzeit nicht möglich. 
Der FNP muss daher um die IGI DoBu Planungen er-
gänzt werden. 

 
 
Die gewerbliche Baufläche UDK-G1 Flst. Nr. 
499 wird im Fortschreibungsverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt. 
 
Auch im fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe werden die in der Fortschreibung des Re-
gionalplanes Donau Iller enthaltenen Vorrangflä-
chen (Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen) nicht aufgenom-
men. Diese werden zu einem späteren Zeitpunkt 
in einem Parallelverfahren mit dem Bebauungs-
plan in den Flächennutzungsplan aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.19 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
Mähringer Weg 148 
89075 Ulm 
 
Schreiben vom 12.01.2021 
 
Von der beabsichtigten Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplans der VVG Riedlingen ist ein Teilbereich 
des landeseigenen Flst. 134 sowie das gesamte lan-
deseigene Flst. 164, beide auf der Gemarkung Heilig-
kreuztal, betroffen. 
Das Flst. 134 ist als gewerbliche Baufläche dargestellt, 
das Flst, 164 als Wohnbaufläche. 
Gegen die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
der VVG Riedlingen werden seitens des Landes Ba-
den-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten 
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durch Vermögen und Bau Baden-Württemberg, Amt 
Ulm, keine Einwendungen oder Bedenken erhoben. 

BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.20 Wehrbereichsverwaltung Süd Stuttgart 
Heilbronner Straße 186 
70191 Stuttgart 
 
Schreiben vom 22.12.2020 
 
Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher 
beschriebene Planung werden Belange der Bundes-
wehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden sach- und 
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der Bun-
deswehr als Träger öffentlicher Belange keine Ein-
wände. 
Nördlich bei Grüningen und südlich bei Neufra verläuft 
jeweils eine Hubschrauber-Tiefflugstrecke der Bundes-
wehr. Ob und inwiefern hier die Strecken berührt wer-
den, ist in dieser frühen Planungsphase noch nicht be-
wertbar und muss entsprechender Bebauung im Ein-
zelfall geprüft werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.21 Landesamt für Denkmalpflege im RP Stuttgart 
Berliner Straße 12 
73728 Esslingen am Neckar 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
1. Bau. Und Kunstdenkmalpflege 
Allgemeinde Hinweise: 
1. Auch wenn bezüglich einzelner Bauflächen keine 
Bedenken bestehen (vgl. unten zu den Einzelgebie-
ten), können im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung unter Umständen Konflikte mit denkmalpflegeri-
schen Belangen auftreten. Dies gilt für Wohnbauflä-
chen, jedoch besonders für gewerbliche Bauflächen 
und Sondernutzungen. Letztere können z.B. aufgrund 
beachtlicher Höhenentwicklungen (z.B. bei Hochregal-
lagern) eine große räumliche Wirkung entfalten. Selbst 
wenn diese Bauflächen relativ weit von einem gem. § 
12/28 DSchG geschützten Kulturdenkmal entfernt 
sind, sind erheblich beeinträchtigende Auswirkungen 
für das Kulturdenkmal denkbar. Aus genannten Grün-
den wird daher um weitere Beteiligung bei den ver-
bindlichen Bauleitplanverfahren gebeten. 
2. Grundsätzlich ist nicht auszuschließen, dass es in-
nerhalb der überplanten Areale bisher unbekannte 
Kulturdenkmale gibt. Dies gilt insbesondere für Lagen 
außerhalb der geschlossenen Ortsbereiche, da die In-
ventarisation hier die Kulturdenkmale in der Regel 
noch nicht systematisch bzw. nur auf konkrete Ver-
dachtsäußerungen hin erfasst hat. In der freien Flur 
und vor allem entlang von Wegen und Straßen könn-
ten Kleindenkmäler wie beispielsweise historische 
Grenzsteine oder auch Flurdenkmäler wie Wegkreuze 
oder Martern bislang unentdeckt geblieben sein. 
Selbst historische Brücken oder Kanäle auch mit 
Wehranlagen sind nicht immer erfasst worden. Besit-
zen solche Objekte die Eigenschaften eines Kultur-
denkmales, so sind sie auch als solche zu behandeln, 
selbst wenn sie bisher nicht in der Liste geführt wer-
den.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht sind Hinweise auf mögliche 
Konflikte und Vermeidungsmaßnahmen bezüg-
lich der Höhe von Gebäuden bereits aufgeführt. 
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3. Sollten bekannte oder noch unbekannte Flurdenk-
male durch die Planungen berührt werden, bitten wir 
um unverzügliche Benachrichtigung. Ergibt sich die 
Notwendigkeit, dass Kleindenkmale im Rahmen der 
Arbeiten vorübergehend oder endgültig versetzt wer-
den müssen, bitten wir darum, dies ohne Zeitverzug 
mit uns abzusprechen. Vorsorglich weisen wir darauf 
hin, dass eventuelle, durch mögliche Baumaßnahmen 
bedingte Schäden an bekannten und bisher unbe-
kannten Kulturdenkmalen zu Lasten des Verursachers 
gehen. 
Geprüft wurden alle Baugebiete gemäß der Steck-
briefe im Umweltbericht. Dabei war festzustellen, dass 
dort unter dem Punkt Kultur- und Sachgüter immer die 
auch aus Sicht des Landesamtes für Denkmalpflege 
wichtigen, regional bedeutsamen Kulturdenkmale an-
gegeben wurden, soweit sich die Plangebiete im Um-
feld eben dieser umgebungsgeschützten Kulturdenk-
male befinden. In diesen Fällen muss der denkmal-
fachliche Belang nicht nur im verbindlichen Bauleit-
planverfahren genau geprüft werden, sondern es ist 
auch damit zu rechnen, dass bezüglich der Festset-
zungen vom Landesamt für Denkmalpflege Einschrän-
kungen gefordert werden, insbesondere bezüglich der 
Höhen, jedoch auch z.B. bezüglich bestimmter Bau-
fenster, die zur Wahrung wichtiger Sichtachsen freizu-
halten sind. 
Soweit in den Umweltsteckbriefen die Lage im Umfeld 
dieser Kulturdenkmale bereits benannt ist, werden 
diese Plangebiete hier nicht noch einmal extra aufge-
führt. Vielmehr sollen hier nur die Plangebiete aufge-
führt werden, zu denen wir ergänzenden Hinweise vor-
tragen möchten (Z.B. Kulturdenkmale mit Umgebungs-
schutz, die nicht als regional bedeutsam qualifiziert 
wurden) oder die Plangebiete, die schon auf dieser 
Ebene wirklich kritisch sind: 
 
US-G1 Flurst. Nr. 125 (Uttenweiler-Sauggart) 
Aufgrund der beschrieben Lage im Umfeld des regio-
nal bedeutsamen Kulturdenkmales „Kirche St. Niko-
laus“ und der Lage des Plangebietes in der unmittelba-
ren Sichtachse zwischen der Ehinger Straße und der 
Kirche würde das Plangebiet unabhängig von seinen 
einzelnen Festsetzungen das bisher freie Umfeld des 
Kulturdenkmales ebenso wie und die bisher freie Blick-
achse zur Kirche erheblich beeinträchtigen. Gegen das 
Plangebiet werden erhebliche Bedenken vorgetragen, 
aus denkmalfachlicher Sicht ist darauf gänzlich zu ver-
zichten. 
LW-SO1 Solarpark Gemeinde: Langenenslingen Wilf-
lingen 
Hier sind verschiedene Belange v.a. der archäologi-
schen Denkmalpflege massiv betroffen. Diese werden 
im Rahmen des gerade laufenden Bebauungsplanver-
fahren abgearbeitet. 
UN-SO1 Laugelen (Unlingen) 
Das Plangebiet liegt in der Umgebung des regional be-
deutsamen Kulturdenkmales Katholische Pfarrkirche 
Mariä Unbefleckte Empfängnis. Auf die den Umge-
bungsschutz berücksichtigende Festsetzungen ist zu 
achten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange des Denkmalschutzes werden im 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Sachverhalt wurde im Rahmen des recht-
kräftigen Bebauungsplanes berücksichtigt. 
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1.21.1 2. Archäologische Denkmalpflege 
Die Planungen der Verwaltungsgemeinschaft Riedlin-
gen, Landkreis Biberach, betreffen die Belange der ar-
chäologischen Denkmalpflege, da sich in einigen der 
ausgewiesenen Areale Kulturdenkmäler gemäß §2 
DSchG und Prüffallgebiete befinden, in denen sich im 
Boden vorgeschichtliche und mittelalterliche bis früh-
neuzeitliche Siedlungsstrukturen erhalten haben kön-
nen. Die undokumentierte Zerstörung dieser Kultur-
denkmäler wäre nach §8 DSchG unzulässig.  
Innerhalb der ausgewiesenen archäologischen Rele-
vanzbereiche sind grundsätzlich Bodenurkunden zur 
vorgeschichtlichen mittelalterlichen und neuzeitlichen 
Besiedlungs-geschichte sowie Funde zur örtlichen 
Sachkultur vorhanden, bzw. zu erwarten, für die eine 
angemessene Berücksichtigung im Planungs- und 
Umsetzungsverfahren vorzusehen ist.   
Für alle nachfolgend genannten Flächen werden im 
Zuge der einzelnen verbindlichen Bauleitplanungen 
und der Beteiligung des Landesamtes für Denkmal-
pflege als Träger öffentlicher Belange entsprechende 
Hinweise zum Umgang mit den Kulturdenkmalen be-
nannt werden. In diesen Bereichen sind daher die Be-
lange der archäologischen Denkmalpflege möglichst 
frühzeitig in die Planung mit einzubeziehen. Für die je-
weilige Maßnahme ist vor Baubeginn eine denkmal-
rechtliche Genehmigung einzuholen. Das Landesamt 
für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
(LAD) wird dann jeweils eine auf den Einzelfall bezo-
gene, detaillierte Stellungnahme abgeben. Prinzipiell 
sollte die Planung jedoch den Erhalt der Kulturdenk-
mäler im Boden anstreben. Wo dies nicht möglich ist, 
werden in der Regel die Oberbodenabträge archäolo-
gisch begleitet bzw. bauvorgreifend sondiert und die 
betreffenden Areale bei positiver Befundlage nach den 
Richtlinien des LAD auf Kosten der Planungsträger ar-
chäologisch untersucht und ausgegraben. 
Im Einzelnen handelt es sich um folgende Areale, die 
in der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes als 
Baugebiete verzeichnet sind. 
Altheim, A-G2 „Riedlinger Elm“ 
Vom FNP ist randlich das Kulturdenkmal (§ 2 DSchG) 
„Merowingerzeitliches Gräberfeld“ (ADAB Id. 
106741628) und dessen Umgriff betroffen. Im Bereich 
des Sandgrubenwegs wurden vor 40 Jahren mehrere 
alamannische Gräber entdeckt, bei Baumaßnahmen 
kamen 2008Überreste eines weiteren Grabes mit Waf-
fenbeigabe zum Vorschein. Die Ausdehnung des Grä-
berfeldes ist bisher unbekannt. Im markierten Areal 
sind bei Bodeneingriffen weitere Bestattungen aus 
dem frühen Mittelalters zu erwarten. 
Ertingen, EE – SO1 „Photovoltaik Sulz“ 
Sollte der Ausbau der Photovoltaik-Anlage in der Aus-
führung der schon vorhandenen Module erfolgen, wer-
den keine erheblichen Bedenken geäußert. Bei größe-
ren Änderungen der Höhe und Stellung der Module 
kann es jedoch von der Heuneburg aus, die zusam-
men mit der Außensiedlung und den umliegenden 
Grabhügelgruppen für die Nominierung zur Tentativ-
liste Deutschlands als UNESCO-Welterbestätte vorge-
sehen ist, zu Sichtbeeinträchtigung kommen. Auf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Belange der archäologischen Denkmalpflege 
werden im derzeit parallel laufenden Bebau-
ungsplanverfahren Elm II berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan definiert die 
Höhe und Stellung der Anlagen. Eine Abwei-
chung hiervon ist nicht möglich. 
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Grund der hohen Wertigkeit von Welterbestätten sind 
Beeinträchtigungen des Erscheinungsbildes und des 
weitreichenden Umgebungsschutzes um das jeweilige 
Welterbe, einschließlich der Sichtachsen zu entspre-
chenden archäologischen Kulturdenkmalen gravierend 
und möglichst zu vermeiden. 
Ertingen, EE – SO3, „Dauden“ 
Die überplante Fläche liegt im Bereich einer römischen 
Straße (ADAB-Id. 109189770), der Donausüdstraße, 
die die Kastelle Ennetach und Emerkingen miteinander 
verband. Vor jeglichen Erdarbeiten sind hier archäolo-
gische notwendig. 
Langenenslingen, LL-G2 „Simbrach/Jetzen“ 
Das Areal liegt im Bereich der Prüffallfläche „Frühmit-
telalterliches Gräberfeld“ (ADAB-Id. 109103781) zwi-
schen Flstnr. 977 und 985, im Bereich von Flstnr. 
981/983. Die Ausdehnung des Gräberfelds ist unklar. 
Luftbilder aus dem Jahr 2011 zeigen Bewuchsmerk-
male in Form von mindestens 30 west-ost-ausgerichte-
ten rechteckigen Strukturen, die in etwa neun Reihen 
in einem eng begrenzten Raum angeordnet sind. Es 
handelt sich mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit um ein 
frühmittelalterliches Reihengräberfeld. 
Langenenslingen, LL –G3 „Steinbühl“ 
Es handelt sich um eine noch unbebaute Fläche inner-
halb eines schon bestehenden Gewerbegebietes, aus 
welchem römische Funde bekannt wurden (ADAB-Id. 
96599254). 
Langenenslingen-Wilflingen, LW – SO1“ Solarpark 
Wilflingen“ 
Im Süden des Areals ragt randlich eine keltische Vier-
eckschanze (ADAB-Id. 108384739) in den überplanten 
Bereich. Nördlich liegt eine Prüffallfäche (ADAB-Id. 
96608131), in welcher auf Luftbildern Siedlungsreste 
erkennbar sind. Entsprechende Bedenken wurden be-
reits im Zuge der frühzeitigen Beteiligung im Bebau-
ungsplanverfahren geäußert. 

 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Belange des Denkmalschutzes werden im der-
zeit parallel laufenden Bebauungsplan Esple X 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Belange des Denkmalschutzes sind im pa-
rallel laufenden Bebauungsplanverfahren voll-
ständig abgestimmt und berücksichtigt worden. 
 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.22 Bundesnetzagentur 
Bismarckstraße 3 
72764 Reutlingen 
 
Kein Rücklauf 

 

1.23 Riedlinger Handels- und Gewerbeverband ev. 
Haldenstraße 11 
88499 Riedlingen 
 
Kein Rücklauf 

 

1.24 NABU Baden-Württemberg 
Tübinger Str. 15 
70178 Stuttgart 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
Gemeinsame Stellungnahme mit 1.11 

 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.25 BUND Regionalverband Donau-Iller 
Pfauengasse 28 
89073 Ulm 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
Gemeinsame Stellungnahme mit 1.11 

 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 
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1.26 Regierungspräsidium Freiburg 
Höhere Forstbehörde 
Abteilung 8 Forstdirektion  
Referat 83 
Rathausgasse 33 
79098 Freiburg 
 
Schreiben vom 15.02.2021 
 
die Verbandsversammlung der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft Riedlingen hat in ihrer Sitzung am 
20.12.2020 beschlossen, den Flächennutzungsplan 
fortzuschreiben. 
Das Plangebiet liegt im Landkreis Biberach und um-
fasst die Gemeindeflächen von Riedlingen, Langenen-
slingen, Altheim, Ertingen, Unlingen, Dürmentingen 
und Uttenweiler mit einer Gesamtgröße von 31.550 
Hektar. 
Aufgrund von § 4 Abs. 1 BauGB werden Behörden und 
Träger öffentlicher Belang um Stellungnahme gebeten. 
Zu den Vorgelegten Unterlagen nimmt die höhere 
Forstbehörde wie folgt Stellung: 
Die Durchsicht der Unterlagen ergab, dass im Rahmen 
der Fortschreibung keine Waldflächen direkt überplant 
wurden. Waldumwandlungen nach § 9 LWaldG sind 
absehbar nicht erforderlich. 
Einige Änderungen und Neuausweisungen von Wohn-, 
Gewerbe- und Sonderbauflächen grenzen jedoch an 
Waldbestände an. Die Teilflächen des Flächennut-
zungsplans bei denen der nach § 4 Abs. 2 LBO vorge-
schriebene Waldabstand im weiteren Verfahren bei 
der Festsetzung der Baufenster zu berücksichtigen ist, 
werden im Folgenden einzeln behandelt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen 

1.26.1 1. AH-G1 „Miss IV“ 

 
Im Südosten grenzt Wald auf FlSt. 306 / Gem. Heilig-
kreuztal an. 
Nach LBO § 4 Abs. 3 muss mit Gebäuden ein Abstand 
von 30 Metern eingehalten werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgte bereits im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens. 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes  
 

1.26.2 2. D-G1 „Dautenhau“  
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Im Osten grenzt kleinflächig Wald an. 
Der gesetzliche Waldabstand ist mit Gebäuden einzu-
halten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren.  
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 
 

1.26.3 3. D-G3 „Buchstock“ 

 
Nördlich und östlich des Plangebiets grenzt Wald an. 
Der Wald ist gemäß Waldfunktionenkartierung Erho-
lungswald der Stufe 2. Geschützte Biotope: Feldge-
hölze um die Kiesgrube Queck, südlich Burgau 
Mit Gebäuden, die am dauerhaften Aufenthalt von 
Menschen dienen, ist der gesetzliche Waldabstand 
einzuhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gewerbliche Bauflächen D-G3 Buchstock 
wird im Fortschreibungsverfahren nicht mehr 
weiter verfolgt. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.26.5 5. LI-G1 „Gewerbe Walz“ 

 
Im Norden des Plangebiets grenzt Wald an. 
Gemäß § 4 Abs. 3 ist mit Gebäuden ein Waldabstand 
von 30 Metern einzuhalten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
nachgelagerten Bebauungsplanverfahren.  
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

1.26.6 6. LW-SO1 „Solarpark Wilflingen“  
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Waldbiotop „Bachabschnitt Dollhofer Häule“ liegt am 
westlichen Rand (grün markiert) und darf nicht be-
baut/zerstört werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
derzeit parallel laufenden Bebauungsplanverfah-
rens. 
 
BV: Wird berücksichtigt 
 

1.26.7 7. DU-G1 „Weidenäcker“ 

 
Wald grenzt im Nordwesten, Süden und Osten an. Mit 
Gebäuden, die dem dauerhaften Aufenthalt von Men-
schen dienen, ist der nach § 4 Abs. 3 LBO geforderte 
Waldabstand von 30 Metern einzuhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen des 
derzeit parallel laufenden Bebauungsplanverfah-
rens. 
 
BV: Wird berücksichtigt 
 

1.27 GVV Bad Buchau 
Frau Christ 
Marktplatz 2 
88422 Bad Buchau 
 
Schreiben vom 11.01.2021 
 
Wir wurden nach § 4 (1) BauGB am Bauleitplanverfah-
ren beteiligt. Eine weitere Beteiligung als Träger öffent-
licher Belange ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Keine weitere Beteiligung 

1.28 GVV Zwiefalten-Hayingen-Pfronstetten 
Herr Dorner 
Marktstraße 1 
72534 Hayingen 
 
Schreiben vom 14.01.2021 
 
Wir wurden nach § 4 (1) BauGB am Bauleitplanverfah-
ren beteiligt. Eine weitere Beteiligung als Träger öffent-
licher Belange ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Keine weitere Beteiligung 

1.29 GVV Munderkingen 
Herr Walter 
Marktstraße 7 
89597 Munderkingen 
 
Schreiben vom 22.02.2021 
 
Per e-mail vom 22.12.2020 benachrichtigten Sie uns 
über die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
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der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Riedlin-
gen. 
Die Verwaltungsgemeinschaft Munderkingen hat keine 
Bedenken oder Anregungen zur Fortschreibung des 
Flächennutzungsplans vorzubringen. Bitte beteiligen 
Sie uns weiterhin am Verfahren. 

 
 
 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.30 VVG Biberach 
Herr Adler 
Stadtplanungsamt 
Museumsstraße 2 
88400 Biberach an der Riß 
 
Schreiben vom 19.02.2021 
 
Die Belange der Stadt Biberach sind im Hinblick auf 
die Flächennutzungsplanung 2035 der Verwaltungsge-
meinschaft Biberach nicht beeinträchtigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird zur Kenntnis genommen. 

1.31 VWG Bad Saulgau-Herbertingen 
Herr Zoll 
Oberamteistraße 11 
88348 Bad Saulgau 
 
Kein Rücklauf 

 

1.32 GVV Mengen-Hohenstein-Scheer 
Frau Japs 
Hauptstraße 90 
88512 Mengen 
 
Kein Rücklauf 

 

1.33 GVV Sigmaringen 
Herr Rohe 
Fürst-Wilhelm-Straße 15 
72488 Sigmaringen 
 
Schreiben vom 05.01.2021 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am FNP Verfah-
ren VVG Riedlingen. Seitens der Stadt Sigmaringen 
gibt es keine Hinweise oder Bedenken mit Abstim-
mungsbedarf zum Planentwurf.  
Bitte beteiligen Sie uns dennoch am weiteren Verfah-
ren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 
 
BV: Wird berücksichtigt 

1.34 GVV Lauchertal 
Herr Jerg 
Hohenzollernstraße 5 
72501 Gammertingen 
 
Kein Rücklauf 

 

 

II. Beteiligung der Öffentlichkeit Frist vom 08.02.2021 – 15.03.2021 

 

2.1 Einwender 1 
Monika Jautz-Brancato 
Alte Poststr. 17 
88499 Riedlingen 
 
Schreiben vom 04.04.2021 
 
nach unserem Telefongespräch v. 01.04.21 möchte 
ich mich hiermit nochmal schriftlich an Sie wenden. Ich 
bin mit der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
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der VG nicht einverstanden, da die Aufteilung maß-
geblich in unseren Innenbereich des Flurstückes 
1587/1 eingreift. Ich bitte Sie um eine schriftliche Stel-
lungnahme, warum 2016 so verfahren wurde. Bereits 
in meiner Email v. 17.05.18 an Hrn.Seifert (siehe An-
hang), habe ich Sie darauf aufmerksam gemacht und 
mir wurde mündlich zugesichert, dass die Grund-
stücksgrenzen bei der nächsten Fortschreibung bzgl. 
Innen- und Außenbereich wie im Grundbuch ausge-
zeichnet, eingehalten würden. Da mir dadurch eindeu-
tig Nachteile entstehen in der Bewertung des Hauses 
(Bodenrichtwerte Innen-Außenbereich) bitte ich Sie die 
aktuelle Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
dahingehend zu verändern, dass der Außenbereich 
erst mit dem Flurstück 1587 beginnt. 
Aus gesundheitlichen Gründen konnte ich die Frist für 
die Einwendungen nicht einhalten. Da mir dies aber 
schon seit 2018 (siehe Email an Hrn.Seifert und Ter-
min im Rathaus am 18.10.18) ein großes Anliegen ist, 
bitte ich Sie dies zu entschuldigen. 

 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregung kein Bezug zu 
einer gewerblichen Baufläche oder Sonderbau-
fläche hat wird diese erst im Rahmen des fachli-
chen Teilflächennutzungsplanes Wohnen be-
handelt und nicht innerhalb dieses Verfahrens 
Gewerbe 
 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 

2.2 Einwender 2 
Fraktion Bürgerliste  
Färberweg 20  
88499 Riedlingen 
 
Schreiben vom 22.02.2021 
 
die Bürgerliste nimmt zur Kenntnis, dass die Berat-
schlagung zur Fortschreibung des FNP für Riedlingen 
im Wesentlichen nur in der Verbandsversammlung der 
Verwaltungsgemeinschaft stattgefunden hat. Sie regt 
an, im Vorfeld öffentlich die kommunalen Gremien, 
einschließlich der Ortschaftsratsgremien. intensiver mit 
den beabsichtigten Fortschreibungen zu befassen, so-
fern es ihre Markung betrifft. 
Zum FNP im Detail: 
Die Bürgerliste bemängelt einen Teil der Ausführungen 
zu Ziffer 4.19 aus der Fortschreibung des FNP vom 
16.12.2020. da diese falsch bzw. fehlerhaft dargestellt 
werden. 
a) Es gibt keine L 271 zwischen Riedlingen und Alt-
heim und es gibt die Bezeichnung "Westumfahrung" 
nicht. Die früher separate Bezeichnung "Nord-West-
Umfahrung im Zuge der L 275" war im „Verkehrskon-
zept-mögliche Trassenführungen" als westliche Um-
fahrung von Riedlingen bis zur B 312 angedacht (siehe 
auch Ziff.e). 
b) Es gibt keine Beschlusslage der Stadt Riedlingen. 
die eine Einstellung der Südumfahrung Historische Alt-
stadt zu Grunde liegen hat. Die Umfahrung wurde in 
drei Abschnitte aufgeteilt. die "Südumfahrung histori-
sche Altstadt" repräsentiert aktuell den 2. Abschnitt. 
Wir verweisen auf die Vorlage und den gefassten Be-
schluss vom 23.Februar 2015 (Anlagen). Nach unserer 
Auffassung und unseren Recherchen ist seither keine 
veränderte Beschlusslage. zu diesem Sachverhalt ge-
troffen worden. 
c) Der 3. Abschnitt "Verbindung Tuchplatz zur B 311" 
durch die Mißmahlsche'n Anlagen wurde vorläufig zu-
rückgestellt (vgl. Vorlage und Beschluss vom 26 April 
2010 Top 4 ö). 

 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregungen teilweise kei-
nen Bezug zu einer gewerblichen Baufläche 
oder Sonderbaufläche haben, werden diese erst 
im Rahmen des fachlichen Teilflächennutzungs-
planes Wohnen behandelt und nicht innerhalb 
dieses Verfahrens Gewerbe. 
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Wir bitten um Korrektur der Ziffer 4.19 FNP, bei der die 
unter a-c aufgeführte Faktenlage Berücksichtigung fin-
det 
d) Die Ausweisung des IGI-DoBu findet in der Fort-
schreibung noch keinen Niederschlag. Dies sollte 
nachgeholt werden, da zwischenzeitlich der dazugehö-
rige Zweckverband gegründet wurde. 
e) Die Südostumfahrung B 311 beruht auf Bundes-
recht. Bei anderen Freihaltetrassen sind keine Rechts-
grundlagen ersichtlich. auf welchen Beschlusslagen 
deren Freihaltung (Bundesebene, Landesebene, Regi-
onalplanungsebene, kommunale Ebene) begründet 
sind. Als Beispiel: Die Freihaltungstrasse „Nordwest-
umfahrung L 275 zu B 312" befindet sich. obwohl 
diese nach eingehender Prüfung zu Gunsten der Sü-
dumfahrung bzw. KES aufgegeben wurde, nach wie 
vor im FNP. 
Wir bitten um KlarsteIlung und Korrektur im FNP 

 
 
 
 
Auch im fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe werden die in der Fortschreibung des Re-
gionalplanes Donau Iller enthaltenen Vorrangflä-
chen (Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen) nicht aufgenom-
men. Diese werden zu einem späteren Zeitpunkt 
in einem Parallelverfahren mit dem Bebauungs-
plan in den Flächennutzungsplan aufgenom-
men. 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 

2.3 Einwender 3 
Ulrich Bossler 
Villingerstraße 31/2 
88499 Riedlingen 
 
Schreiben vom 14.03.2021 
 
aus der Begründung zur Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplans aus Seite 34 entnehme ich, dass die 
bisher als Wohnbaufläche (W) ausgewiesene Fläche 
RPLW2 Pflummern2 mit 1,8 ha in eine Fläche für die 
Landwirtschaft (LW) umgewandelt werden soll. 
Der Ordnung halber möchte ich zuerst darauf hinwei-
sen, dass die Flächenbezeichnung auf dieser Seite 34 
nicht eindeutig genau bezeichnet ist. In der Überschrift 
steht RP-LW1, in der Planskizze steht RP-LW2. 
Gegen die Umwandlung von W in LW lege ich hiermit 
Widerspruch ein. 
Begründung: 
1. Die positiv zu wertenden Aussagen wie Anschluss-
möglichkeiten an den Bestand und Möglichkeit zur 
späteren Erweiterung werden auf Seite 34 mit "Ja" be-
antwortet. 
2. Alle Planungsrechtlichen Restriktionen werden auf 
Seite 34 mit "Nein" beantwortet. 
3. Alle Fragen zur Erheblichkeit von Eingriffen werden 
auf Seite 34 mit "Nein" beantwortet. 
4. Zusammenfassend: Es sind keine nachvollziehba-
ren Argumente für die Durchführung einer Umwand-
lung von W nach LW aufgeführt. Im Gegenteil: Alle 
aufgeführten Aussagen sprechen für eine Beibehal-
tung des bisherigen Status. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregung kein Bezug zu 
einer gewerblichen Baufläche oder Sonderbau-
fläche hat wird diese erst im Rahmen des fachli-
chen Teilflächennutzungsplanes Wohnen be-
handelt und nicht innerhalb dieses Verfahrens 
Gewerbe 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

2.4 Einwender 4 
Hans Petermann 
Zur Donaubrücke 9 
88499 Riedlingen – Zwiefaltendorf 
 
Schreiben vom 26.02.2021 
 
ich beziehe mich auf die Veröffentlichung der Stadt 
Riedlingen im Mitteilungsblatt (Mbl.) vom 27. Januar 
2021 Seite 4. 
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Sie ist widersprüchlich. Einerseits heißt es, dass die 
Auslegung vom 8. Februar bis 15. März 2021 erfolgt 
und dass "während der Auslegungsfrist" Stellungnah-
men vorgebracht werden können. Im vorletzten Absatz 
Satz eins heißt es dann aber im Nebensatz "also bis 
einschließlich 26. Februar 2021". Nach dem Mbl. vom 
20. Januar 2021 sollte die Auslegung 26. Februar 
2021 enden. 
Was gilt jetzt? Bitte geben Sie dazu kurzfristig Antwort 
und stellen Sie dies auch im Mbl. richtig. 
Um sicher zu gehen, dass Sie meine Bedenken in das 
weitere Verfahren übernehmen, schreibe ich Ihnen in 
aller Kürze folgende Bedenken und Anregungen, be-
halte mir aber vor, diese zu ergänzen und zu ändern, 
wenn dies bis 15. März 2021 geht. 
Zum Grundsätzlichen: Der Plan soll die Entwicklung 
bis 2035 steuern. Nach den Eingemeindungsverträgen 
sind die Ortschaftsratsgremien zu allen wichtigen An-
gelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, zu hören. 
Diese wiederum müssten dieses Thema in öffentlichen 
Sitzungen zu behandeln. Zumindest in manchen Teil-
orten der Stadt Riedlingen fand seit vielen Monaten 
keine öffentliche Sitzung des Ortschaftsrats statt. Die 
Einwohner dieser Ortschaften konnten damit nicht er-
fahren, ob und wie die Entwicklung nach den Vorstel-
lungen ihrer Vertreter in ihrem Ort stattfinden soll. Dies 
sollte unbedingt nachgeholt werden, damit sich die 
Einwohner damit auseinandersetzen und sich auf die-
ser Grundlage - am besten nach einer öffentlichen In-
formation im Teilort fundiert äußern können. 
Ähnliches ist zu den zwingend notwendigen Vorbera-
tungen in den jeweiligen Gemeinderäten zu bemerken, 
die zumindest in Riedlingen - wenn überhaupt - wohl 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfanden. 
Der vorliegende Entwurf gibt die aktuellen Planungs-
überlegungen in der VG Riedlingen nicht wieder. Die 
vom IGIDoBu (Bekanntmachung Haushalt 2021 im 
Mbl. Riedlingen vom 3. Februar 2021) angestrebten 
Gebiete in Ertingen mit? Hektar (ha) und Riedlingen ? 
ha sind nicht eingeplant. Es ist deshalb auch nicht er-
sichtlich wie der Gesamtflächenumfang sein wird, der 
der Landwirtschaft oder I und der Natur entzogen oder 
welche der bisher im FNP ausgewiesenen Flächen für 
sie gestrichen werden sollen. Zu dem nach bisherigen 
Veröffentlichungen vorgesehenen Gebiet Riedlingen 
ist zu bemerken. Es sollte keinesfalls auf der bisher 
vorgesehenen Trasse der Ostumfahrung (OU) Riedlin-
gen geplant werden. Der deutsche Bundestag hat zu 
ihr bei der Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan 
(1.Dringlichkeit, Kosten-/Nutzenfaktor 9,6) den Ver-
merk "ortsnahe Führung" angebracht. Vom Bundes-
verkehrsministerium wurde auf dieser Grundlage der 
Stadt Riedlingen zugesagt, dass bei Beibehaltung die-
ser Trasse unmittelbar in die Erarbeitung der Planfest-
stellungsunterlagen für die OU eingetreten werden 
könnte. Bei einer Trassenverschiebung ist zu befürch-
ten, dass es sowohl beim Interkommunalen Gebiet 
(IG) in Riedlingen als auch bei der OU Riedlingen zu 
erheblichen Verzögerungen kommt - wenn sie über-
haupt kommen. Im übrigen käme diese OU sehr nahe 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung ging bis zum 
15.03.2021.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregungen teilweise kei-
nen Bezug zu einer gewerblichen Baufläche 
oder Sonderbaufläche haben, werden diese erst 
im Rahmen des fachlichen Teilflächennutzungs-
planes Wohnen behandelt und nicht innerhalb 
dieses Verfahrens Gewerbe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch im fachlichen Teilflächennutzungsplan Ge-
werbe werden die in der Fortschreibung des Re-
gionalplanes Donau Iller enthaltenen Vorrangflä-
chen (Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen) nicht aufgenom-
men. Diese werden zu einem späteren Zeitpunkt 
in einem Parallelverfahren mit dem Bebauungs-
plan in den Flächennutzungsplan aufgenom-
men. 
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an die Neubaugebiete von Unlingen heran, so dass 
auch von Widerstände zu befürchten sind. 
Als Alternative für das IG Riedlingen sollte das Gebiet 
südlich der Ortslage von Neufra zwischen der K 7537    
(B311alt) und der B311 untersucht werden. Es wäre 
sehr kostengünstig zu erschließen, liegt unmittelbar an 
einer "fertigen" Bundestrasse, ist keine so wertvolle 
landwirtschaftliche Fläche wie die Fläche im Anschluss 
an die Baumschule Schlegel und gehört fast aus-
schließlich der Stadt Riedlingen. 
In den Plänen ist nicht zu erkennen, ob und wo es Vor-
ranggebiete zum Beispiel für den Kiesabbau gibt. Gibt 
es keine genehmigten oder zum Abbau vorgesehenen 
Flächen? 
Ein Gesamtkonzept für die Verkehrsplanung, dass die 
Vorgaben aus dem Bundesverkehrswegeplan, des Ge-
neralverkehrswegeplan (GVP) des Landes und dem 
Entwurf des Regionalplanes (Rpl) ist nicht beigefügt, 
aber dringend nötig. Auch die teils planfestgestellten 
und die vertraglich vereinbarten Straßenbaumaßnah-
men der Stadt sind nicht oder unzureichend oder gar 
nicht dargestellt. 
Nach dem Rpl sollen im Zuge der B312 Ortsumgehun-
gen für Göffingen, Hailtingen und Ahlen vorgesehen 
werden. Für sie sollten, sofern sie auch kommunal und 
durch VG gewollt werden, Freihaltetrassen eingeplant 
werden, um sie bei der etwa ab 2028 zu erwartenden 
Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes in 
den Bedarfsplan zu bringen. Dies sollte auch schon 
deshalb angestrebt werden, weil der Verkehr auf der 
B312 zwischen Riedlingen, BC und A7 in den nächs-
ten Jahren durch die Sogwirkung des wirtschaftlich er-
folgreichen Raumes Biberach, den Aufstieg zur B30 
(Verlängerung der Nordwestumfahrung) und durch die 
Umgehungen Ringschnait, Ochsenhausen, Erlenmoos 
und Edenbachen überdurchschnittlich zunehmen wird. 
Im aktuellen GVP sind in der VG Riedlingen im Zuge 
von Landesstraßen keine OU vorgesehen. Damit folgt 
dieser der Beschlussfassung des GR Riedlingen und 
des GA der VG, dass die früher im GVP im weiteren 
Bedarf vorgesehene Nordwestumfahrung im Zuge der 
L 275 (Albstadt) und L 277 (SIG) nicht angestrebt wird. 
Stattdessen wurde in gemeinsamen Anstrengungen 
von Land, Landkreis BC, VG und Stadt die Planung 
und Realisierung der "Südostumfahrung historische 
Altstadt" auf den Weg gebracht. Für sie ist die Durch-
führung eines Planfeststellungsverfahrens beschlos-
sen. Die Kernstadtentlastungsstraße (Mittelteil) wurde 
einvernehmlich zurückgestellt. Für beides sollte die 
Freihaltetrasse offen gehalten werden. 
Angestrebt werden sollte, dass dies im Hinblick auf 
eine spätere Fortschreibung des GVP durch die VG im 
Rpl gefordert wird. Warum dieser im Rpl trotz GVP und 
eindeutiger Beschlusslage in GR und GA VG die Nord-
westumfahrung wieder aufgenommen wurde, ist nicht 
nachvollziehbar. 
Nach dem Rpl sollen auch für Dürmentingen und 
Kanzach im Zuge der L275 (Bad Waldsee) OU vorge-
sehen und bei der nächsten Fortschreibung des GVP 
gefordert werden. Wenn dies der GR Dürmentingen 
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und der GA der VG ebenfalls wollen, sollte im FNP 
eine Freihaltetrasse vorgesehen werden. 
Nicht ganz nachvollziehbar ist, warum im Rpl für Heu-
dorf keine OU gefordert wird, denn die Situationen in 
der OD Kanzach und Heudorf sind vergleichbar und 
das Verkehsaufkommen könnte in Heudorf sogar hö-
her als in Kanzach sein. 
Aus den Unterlagen ist nicht ganz eindeutig entnehm-
bar, ob die planfestgestellte und vertraglich vereinbarte 
EkRG-Maßnahme Aufhebung des BÜ im Zuge der 
Hindenburgstraße und Ersatz durch den kreuzungs-
freien Anschluss Römerstraße an die B311 sowie die 
Fußgänger- und Fahrradüberführung im Bereich des 
Bahnhofes samt Ertüchtigung der Gleisanlage (Anhe-
bung der Bahnsteige) und Schaffung weiterer Park-
plätze auf der Südostseite der Bahn (ehemaliges 
Baywa Gelände) im FNP enthalten ist. Die Maßnahme 
sollte auch im FNP gesichert sein. 
Überhaupt sollte die dringend notwendige Verbesse-
rung der Donautalbahnlinie im FNP ihren Niederschlag 
finden. 
Im Rpl ist ein Bahnhalt in Ertingen und eine Wieder-
herstellung des Gleises 2 in Zwiefaltendorf vorgese-
hen. Beides sollte auch im FNP ihren Niederschlag fin-
den. Darüber hinaus sollte im Rpl und im Weiteren bei 
der OB, der Regio Sbahn die Wiedereinrichtung eines 
Bahnhaltes in Zwiefaltendorf gefordert werden. 
Keine Aussage trifft der FNP zur Frage was aus der 
bisherigen Klinik und dem Klinikgelände werden soll. 
Die Stadt hat dafür ein Bebauungsplanverfahren ein-
geleitet. Wie weit ist es? Was ist vorgesehen? 
Ist aktuell geprüft, ob neben der Kapelle auch das 
Hauptgebäude unter Denkmalschutz zu stellen wäre? 
Für dieses? ha große Gelände sollte auch im Hinblick 
auf die angestrebte "Innenverdichtung" im FNP eine 
Lösung aufgezeigt werden. 
Nicht leicht erkennbar ist, ob in manchen Teilorten (z. 
B. Bechingen und Zwiefaltendorf) keine Neubauge-
biete mehr ausgewiesen werden sollen. Ist das eines 
der Planungsziele und gegebenenfalls warum? 
Für die Klinge II gab es für das gesamte Gebiet einen 
rechtskräftigen Bebauungsplan, der eine hohe verdich-
tete Bebauung vorwiegend mit Mietwohnungen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus vorsah. 
Er ging weit am Bedarf vorbei und hätte viele Folge-
probleme gebracht. Um die weitere Umsetzung zu 
stoppen und bei einer Umplanung einen Planungs-
schaden zu vermeiden erwarb die Stadt das gesamte 
Gelände. Seither werden immer für Teilbereiche Be-
bauungspläne zur Änderung der ursprünglichen Pla-
nung aufgestellt und für kleinere Einheiten vermarktet. 
Wieviel ist vom gesamten Gebiet bereits bebaut? Wie-
viel Reserven sind noch gegeben? 
Werden jetzt auch Mietwohnungen mit einer deutlich 
höheren Verdichtung angestrebt? 
Bitte bestätigen Sie mir den Eingang dieses Bedenken 
und Anregungen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 
 

2.5 Einwender 5 
Stephan Schmid 
Parkstrasse 37 
88499 Grüningen 
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Schreiben vom 24.02.2021 
 
Die Freihaltetrasse "Nord-West-Umfahrung Riedlingen 
im Zuge der L 275" ist trotz anderslautender Be-
schlüsse des Gemeinderats der Stadt Riedlingen im-
mer noch im Vorentwurf sowohl des Flächennutzungs-
planes, als auch im Regionalplan aufgeführt. 
Vor über 20 Jahren war diese Trasse im Gespräch, 
wurde aber nach gutachterlicher Betrachtung der 
Hochschule Biberach nicht mehr weiterverfolgt. 
Stattdessen wurden die Planungen dahingehend inten-
siviert, die Stadt Riedlingen im Süden zu umfahren. 
Ich verweise auf die Beschlüsse vom 26.04.2010 Top 
4 öffentlich (Aufteilung der Umfahrung in 3 Bauab-
schnitte) und 23.02.2015 („Südumfahrung historische 
Altstadt" - Überführung Bebauungsplanverfahren in ein 
Planfeststellungsverfahren). 
Die Herausnahme der Freihaltetrassen aus o.g. Ent-
würfen ist deshalb aus meiner Sicht unumgänglich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregung kein Bezug zu 
einer gewerblichen Baufläche oder Sonderbau-
fläche hat wird diese erst im Rahmen des fachli-
chen Teilflächennutzungsplanes Wohnen be-
handelt und nicht innerhalb dieses Verfahrens 
Gewerbe 
 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 

2.6 Einwender 6 
Hermann Heinzelmann 
Starenweg 39 
88499 Altheim 
 
Schreiben vom 24.02.2021 
 
Der Bebauungsplan "Pflummerner Weg" vom 
30.01.2013 umfasste ursprünglich, wenn man von den 
Wegen und Grünflächen absieht, rund 7000 Quadrat-
meter Bauland. Auf der Grundlage dieses Bebauungs-
planes haben wir 2015 die Flurstücke 7/1, 7 und 9 er-
worben. 
Am 07.06.2019 wurde der ursprüngliche Bebauungs-
plan durch Überplanung nach § 13 b BauGB ersetzt. 
Bei dieser Planänderung hat die Gemeinde die Flur-
stücke 879/2, 879/1 und 876 aus dem Geltungsbereich 
herausgenommen und damit die Baufläche um 46% 
reduziert. 
Das Flurstück 879/2 wurde Gewerbegebiet und 876 
und 879/1 haben ihren früheren Status erhalten (unbe-
planter Innenbereich?). 
Mit dieser Planung bzw. Planungsänderung können 
wir im Hinblick auf die Oberverteilung der künftigen Er-
schließungskosten nicht einverstanden sein. 
Begründung: 
1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Pflum-
merner Weg" wurde, wie oben beschrieben, um 46% 
reduziert, aber gleichzeitig die Straßenflächen und 
Grünflächen und Gehwege im vollen Umfang beibehal-
ten. 
2. Der Geltungsbereich anderer Bebauungspläne um-
fasst zumindest in Altheim keine angrenzenden Stra-
ßen und Wege. Siehe Öhmdwiesen (Seite 47 im 
Flächennutzungsplan), "Schlegel" (Seite 45), Erlen-
stock (Seite 54) und auf folgenden Seiten "Miss“, 
„Reutewiesen", „Unterer Brand", „Stecklesäcker“ usw.. 
Wir fragen uns, warum nur im Bebauungplan „Plum-
merner Weg" alle angrenzenden Straßen (Gartenweg, 
Weidenweg, Pflummernerweg) in den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes einbezogen werden. 
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Erschwerend kommt hinzu, dass diese Straßen nur 
einseitig bebaut sind und voraussichtlich bis über de-
ren endgültige Herstellung hinaus auch einseitig be-
baut bleiben. 
Es wäre fair, die künftigen Erschließungslasten auf alle 
angrenzenden Flächen zu verteilen. 
Könnte dies durch eine Ergänzung der Satzung des 
Bebauungsplans "Pflummerner Weg" erfolgen? Oder, 
der ursprüngliche Geltungsbereich wird wieder herge-
stellt. 
Diese Lösungsvorschläge haben wir der Gemeinde 
schon vor dem 29.07.2020 (Tag der Veröffentlichung) 
mitgeteilt. 
Eine besondere Stellung hat in diesem Zusammen-
hang das Flurstück 876, da es in keinem der Geltungs-
bereiche der Bebauungspläne liegt, aber vom Pflum-
mernerweg und vom Weidenweg erschlossen wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ist nicht Sache des Flächennutzungsplanände-
rungsverfahrens. 
 
BV: Führt zu keiner Änderung des Entwurfes 

2.7 Einwender 7 
Wilhelm und Roswitha Rohm 
Andreas -Jerin -Straße 9 
88499 Riedlingen 
 
Schreiben vom 26.01.2021 
 
1. 380 kV Höchstspannungsfreileitung 
Unter der Rubrik „FNP VVG Riedlingen/Gesamtdoku-
ment, Seite 25, RR-LW1 "Flst.Nr.821/3256, 1,07 ha", 
ist die Umwandlung der bislang als Wohngebiet aus-
gewiesenen Fläche (W) in landwirtschaftliche Fläche 
(LW) vorgesehen. 
Dies wird von uns als direkte Grundstücksanlieger 
ausdrücklich befürwortet, zumal unter Beibehaltung 
des ursprünglich vorgesehenen Wohngebietes ein 
erhebliches Konfliktpotenzial zur unweit entfernt vor-
beiführenden 380 kV-Höchstspannungsfreileitung 
gegeben wäre. 
Im Übrigen entspricht die auszugsweise im Flächen-
nutzungsplan dargestellte Stromtrasse nicht dem der-
zeitigen aktuellen Trassenverlauf und müsste diesbe-
züglich entsprechend geändert werden. 
2. Freihaltetrasse Nord-West-Umfahrung L 275 
Bereits in der Gemeinderatsitzung vom 23.11.2020 
wurde unter TOP 1 Bürgerfragestunde unsererseits die 
in der Fortschreibung des Regionalplanes 
Donau-lIIer aufgeführte Nord-West-Umfahrung L 275 
angesprochen. In verschiedenen, der Stadtverwaltung 
vorliegenden Verkehrsuntersuchungen im Zeitraum 
2000 bis 2015 (Modus-Consult, Ulm) wurde nachge-
wiesen, dass diese Nord-West-Umfahrung keine we-
sentliche Verkehrsentlastung innerstädtischer Straßen, 
insbesondere der L 277 Ziegelhüttenstraße, erwarten 
ließe. 
Wir stellen deshalb den Antrag, diese ausgewiesene 
Freihaltetrasse sowohl aus dem Regionalplan Donau-
lIIer als auch aus der nunmehr anstehenden Fort-
schreibung des Flächennutzungsplanes ersatzlos her-
aus zu nehmen. 
Ein Zuwarten bis zu einer gesamtverkehrlichen Be-
trachtung im Zusammenhang mit der Ausplanung der 
Ortsumfahrung B 311 in Riedlingen halten wir über die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anpassung erfolgt zum Entwurf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregung kein Bezug zu 
einer gewerblichen Baufläche oder Sonderbau-
fläche hat wird diese erst im Rahmen des fachli-
chen Teilflächennutzungsplanes Wohnen be-
handelt und nicht innerhalb dieses Verfahrens 
Gewerbe 
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derzeit vorliegende Erkenntnissituation hinaus für nicht 
ergebnisorientiert, da es sich dabei um zwei voneinan-
der unabhängige verkehrslenkende Maßnahmen han-
delt. 

 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 

2.8 Einwender 8 
Wilhelm Rohm 
Andreas-Jerin-Straße 9 
88499 Riedlingen 
 
Schreiben vom 23.02.2021 
 
in Ergänzung zu unserer/meiner Stellungnahme vom 
26.01.2021 stelle ich den Antrag zur Aufnahme nach-
folgend aufgeführter Verkehrsplanungen der Stadt 
Riedlingen im Gesamtdokument Seite 19, Ziffer 4.19, 
Verkehr, des Flächennutzungsplanes (FNP) vom 
16.12.2020: 
1. Freihaltetrasse Süd-Ostumfahrung Riedlingen im 
Zuge der B 311 (Planungsrechtliche Grundlage: Im 
Bundesverkehrswegeplan im vordringlichen Bedarf) 
2. Aufhebung des Bahnüberganges im Zuge der Hin-
denburgstraße mit Anbindung der Römerstraße an die 
B 311 (Planungsrechtliche Grundlagen: Planfeststel-
lungsbeschluss, Vereinbarung gemäß Eisenbahnkreu-
zungsgesetz EKrG, Aufnahmebescheid gemäß Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz GVFG, Vereinba-
rung mit dem Landkreis Biberach) 
3. Verkehrsentlastung - Südumfahrung historische Alt-
stadt (Planungsrechtliche Grundlagen: Bebauungs-
planverfahren bzw. Überleitung in Planfeststellungs-
verfahren) 
Zur Freihaltetrasse "Nord-West-Umfahrung Riedlingen 
im Zuge der L 275" stelle ich den Antrag auf ersatzlose 
Herausnahme dieser Trasse aus dem FNP sowie aus 
dem Regionalplan Donau Iller. 
(Planungsrechtliche Grundlage: Im Landesverkehrs-
wegeplan nicht enthalten. Laut früherem Gemeinde-
ratsbeschluss Verzicht auf diese Trasse unter Berück-
sichtigung einer bevorzugten Umsetzung der unter o.g. 
Ziffern 2. und 3. genannten Verkehrsplanungen). 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass der im 
Vorentwurf des FNP im Gesamtdokument unter der 
Rubrik "FNP VVG Riedlingen, Seite 19, Ziffer 4.19, 
Verkehr" dargestellte Sachverhalt m.E. sowohl inhalt-
lich als auch redaktionell in keinerlei Hinsicht dem Pla-
nungsstand entspricht. 
Die darin enthaltenen Ausführungen bezüglich der 
"Westumfahrung im Zuge der L 271" (anstatt L 275) 
sind schlichtweg unzutreffend. 
Auch die Ausführungen zur "Südumfahrung historische 
Altstadt" entsprechen nicht dem durch den Gemeinde-
ratsbeschluss im Jahr 2015 der Verwaltung erteilten 
Auftrag, diese Maßnahme im Planfeststellungsverfah-
ren zügig fortzuführen. 
Insofern bedarf die unter Ziffer 4.19 dargestellte Pla-
nungssituation "Verkehr" der dringenden aktualisierten 
Überarbeitung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine redaktionelle Anpassung erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BV: Wird berücksichtigt 
 

2.9 Einwender 9 
Karl-Heinz Beck  
Wolfgrubenstr. 12 
88525 Heudorf 
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Schreiben vom 16.02.2021 
 
hiermit möchte ich meine Einwände gegen den öffent-
lich ausgelegten Flächennutzungsplan betreffend der 
Flurstücks Nummer 528/8 Gemarkung Heudorf vor-
bringen. 
Liegenschaft: 
Das Flurstück 528/8 der Gemarkung Heudorf befindet 
sich in meinem Eigentum. Es wird als landwirtschaftli-
che Fläche für meinen eigenen Betrieb genutzt. Zu-
dem grenzt das Flurstück an meine Weg- und Hofflä-
che an. 
Hiermit möchte ich meine Bedenken bezüglich des 
Einbezugs meiner Fläche kundgeben, da diese Fläche 
für eine eventuelle spätere Betriebserweiterung ge-
nutzt werden könnte. Auch für eine spätere Ansiede-
lung von Wohnhäusern ist der Lärm der durch die 
landwirtschaftlichen Maschinen verursacht wird (im 
Sommer bis spät in die Nacht) nicht erfreulich und för-
derlich. 
Zudem wird im Flächennutzungsplan erläutert, dass 
für eine Einigung keine Ausgleichsflächen seitens der 
Gemeinde Dürmentingen bereitstehen, was für meine 
Zukunft meines landwirtschaftlichen Betriebes essenti-
ell ist. 
Anmerken möchte ich zudem, dass durch bisherige 
Gespräche mit Herrn Bürgermeister Holstein (Ge-
meinde Dürmentingen) eine mündliche Absprache ge-
troffen wurde, dass die Flächen meinerseits nicht zur 
Veräußerung steht und somit grundsätzlich nicht in 
den Flächennutzungsplan mit aufgenommen werden. 
Zu meinem Bedauern sind diese jetzt doch dabei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Ried-
lingen hat sich entschieden das Verfahren zur 
Flächennutzungsplanung zu trennen. 
Da die vorgebrachte Anregung kein Bezug zu 
einer gewerblichen Baufläche oder Sonderbau-
fläche hat wird diese erst im Rahmen des fachli-
chen Teilflächennutzungsplanes Wohnen be-
handelt und nicht innerhalb dieses Verfahrens 
Gewerbe 
 
BV: Führt zu keiner Änderung der Entwurfes 

 

 Reutlingen, den  
 
Clemens Künster 
Dipl.-Ing. Regierungsbaumeister 
Freier Architekt + Stadtplaner SRL 

Riedlingen, den  
 
 
Marcus Schafft 
Bürgermeister 

 


